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(Beginn: 10.38 Uhr)

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: So,
meine liebe Kolleginnen und Kollegen, meine
Damen und Herren, dann würde ich gern mit
der öffentlichen Sitzung beginnen.

Der einzige Punkt der heutigen Tages-
ordnung ist:

Vernehmung von Zeugen, im Ein-
zelnen:

Herr Dr. Heinrich Getz
gemäß Beweisbeschluss 17-187

Herr Dr. Arnulf Matting
gemäß Beweisbeschluss 17-8

Vor Eintritt noch in die Tagesordnung
möchte ich die Vertreter der Medien bitten,
Film-, Ton- und Bildaufnahmen zu beenden.
Da hier keiner ist, können wir auch nichts
beenden. Ich will aber sagen, dass diese
Film-, Ton- und Bildaufnahmen während der
öffentlichen Beweisaufnahme ohne Zustim-
mung des Ausschusses unzulässig sind und
dass, wenn denn jemand gegen dieses Ge-
bot verstoßen sollte, es zu einem länger
dauernden Ausschluss von den Sitzungen
dieses Ausschusses sowie des ganzen Hau-
ses kommen könnte und sich möglicherweise
sogar strafrechtliche Konsequenzen daraus
ergeben könnten. Für die Besucher und Be-
sucherinnen dieser Ausschusssitzung gilt
selbstverständlich genau dasselbe. Auch
Aufnahmen mithilfe des Mobiltelefons sind
selbstverständlich nicht gestattet, und von
daher würde ich auch bitten, diese Geräte
jetzt auszuschalten.

Vernehmung des Zeugen
Dr. Heinrich Getz

Ich begrüße sehr, sehr herzlich in unserer
Runde heute Morgen Herrn Dr. Getz. Wir
hatten Sie schon mal geladen auf den
17. März; da ist es aufgrund parlamentari-
scher Abläufe dann nicht zu einer Verneh-
mung gekommen. Von daher herzlich will-
kommen. Schön, dass das jetzt heute Mor-
gen geklappt hat, insbesondere auch von
unserer Seite.

Ich darf Sie darauf hinweisen, Herr Dr.
Getz, dass wir eine Tonbandaufnahme der
Sitzung fertigen, die aber ausschließlich dem
Zweck dient, dass die stenografische Auf-
zeichnung der Sitzung erleichtert werden
kann. Die Aufnahme wird dann nach Ge-

nehmigung des Protokolls wieder gelöscht
werden.

Der Ausschuss hat Ihnen den Beweisbe-
schluss 17-187, den Untersuchungsauftrag
und einen Auszug aus dem Untersuchungs-
ausschussgesetz übersandt. Eine Emp-
fangsbestätigung liegt uns vor.

Für die heutige Vernehmung hat uns der
Oberbürgermeister der Stadt Aachen eine
Aussagegenehmigung für Sie zugestellt.

Ich muss Sie nun formal belehren. Sie
sind als Zeuge verpflichtet, die Wahrheit zu
sagen. Ihre Aussagen müssen daher richtig
und vollständig sein. Sie dürfen nichts weg-
lassen, was zur Sache gehört, und nichts
hinzufügen, was der Wahrheit widerspricht.
Ich habe Sie außerdem auf die möglichen
strafrechtlichen Folgen eines Verstoßes ge-
gen die Wahrheitspflicht hinzuweisen. Wer
vor dem Untersuchungsausschuss uneidlich
falsch aussagt, kann gemäß § 153 des Straf-
gesetzbuches mit Freiheitsstrafe von drei
Monaten bis zu fünf Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft werden.

Nach § 22 Abs. 2 des Untersuchungsaus-
schussgesetzes können Sie die Auskunft
über solche Fragen verweigern, deren Be-
antwortung Sie selbst oder Angehörige im
Sinne von § 52 Abs. 1 der Strafprozessord-
nung der Gefahr aussetzen würde, einer
Untersuchung nach gesetzlich geordnetem
Verfahren, insbesondere wegen einer Straf-
tat, einer Ordnungswidrigkeit oder eines
Dienstvergehens, ausgesetzt zu werden.

Sollten Teile Ihrer Aussage aus Gründen
des Schutzes von Dienst-, Privat- oder Ge-
schäftsgeheimnissen nur in einer nach der
Geheimschutzordnung des Bundestages
eingestuften Sitzung möglich sein, so bitte
ich Sie um einen Hinweis, damit der Aus-
schuss dann gegebenenfalls einen entspre-
chenden Beschluss fassen kann, und ich
weise darauf hin, dass Vorhalte aus einge-
stuften Akten nur in einer ebenso eingestuf-
ten Sitzung zulässig sind.

Haben Sie dazu, Herr Dr. Getz, Fragen?
Wenn Sie antworten, müssten Sie freund-

licherweise das Mikrofon nutzen, auch damit
wir die Tonbandaufzeichnung vornehmen
können. Vor Ihnen ist so ein Knöpfchen im
Tisch eingelassen - genau -; wenn Sie das
drücken und dann noch einigermaßen nah
an das Mikrofon heranrücken, dann können
wir uns gut verständigen. - So ist es prima.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Reicht das so?
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Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Prima. - Haben Sie dazu Fragen, zu dem,
was ich bislang ausgeführt habe, Herr
Dr. Getz?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein, keine
Fragen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Keine Fragen. - Dann können wir mit der
Vernehmung zur Person beginnen.

Nach diesen notwendigen Vorbemerkun-
gen darf ich Sie nun bitten, sich dem Aus-
schuss mit Ihrem vollständigem Namen und
dem Alter vorzustellen, und ich darf Sie fra-
gen, ob die für Ihre Ladung genutzte Adresse
noch aktuell ist.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Um mit Letzte-
rem anzufangen: Die Adresse ist nach wie
vor aktuell, die stimmt noch. Mein Alter: Ich
bin 78, ich werde jetzt nächsten Monat 79 …
(akustisch unverständlich). Ich gehe halt auf
die 80 zu.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Name ist auch so - -

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Dr. Heinrich
Getz.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank, Herr Dr. Getz.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich bin aus
Aachen, wohne auch jetzt noch in Aachen,
habe meine öffentliche Zeit im Innenministe-
rium in Bonn verbracht.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank, Herr Dr. Getz. Auch das
sind alles Formalien, die wir fürs Protokoll
brauchen.

Wir können jetzt in der Sache, in der Ver-
nehmung beginnen. Dem Ausschuss geht es
ja darum, zu klären, ob es auf dem Weg zur
zentralen Lenkungsentscheidung der Bun-
desregierung vom 13. Juli 1983, den Salz-
stock Gorleben untertägig und keinen ande-
ren Standort obertägig zu erkunden, irgend-
welche Manipulationen und Unregelmäßig-
keiten gegeben hat. Darum werden sich un-
sere Fragen vor allen Dingen ranken.

Wenn Sie wünschen, dann haben Sie
nach § 24 Abs. 4 des Untersuchungsaus-
schussgesetzes die Gelegenheit, sich im

Zusammenhang zum Gegenstand Ihrer Ver-
nehmung zu äußern. Ich weiß, dass Sie uns
bereits einen kurzen Absatz haben zukom-
men lassen. Der ist den Mitgliedern des Aus-
schusses auch verteilt worden; ich gehe da-
von aus, dass er auch gelesen worden ist.
Aber dennoch haben Sie die Möglichkeit, ein
paar einleitende Worte an uns zu richten.
Wenn Sie das nicht wünschen, würden wir
sonst sofort mit der Befragung beginnen.

Bitte schön, jetzt sind Sie an der Reihe.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Meine Damen
und Herren! Ich möchte einige kurze Vorbe-
merkungen machen. Ich bin selbstverständ-
lich bereit, meine Stellungnahme als Zeuge
zu den in Ihrer Beschlussempfehlung ge-
stellten Fragen nach bestem Wissen und
Gewissen zu beantworten. Mein Wissen und
meine Erinnerungen sind aber leider - muss
ich sagen - begrenzt; dafür muss ich um Ver-
ständnis bitten.

Die Vorgänge um das geplante Endlager
in Gorleben liegen ja 30 Jahre zurück. Ich
war gut drei Jahre Leiter des Referates
RS I 1, im Innenministerium damals noch,
zuständig für „Atomgesetz und atomrecht-
liche Nebengesetze“, und zwar in der Zeit
vom März 1979 bis Juli 1982. Die Daten sind,
glaube ich, deshalb wichtig, weil sie in der
Darstellung der Entwicklung eine Rolle spie-
len. Vor dieser Zeit und nach dieser Zeit
kann ich aus eigener Erfahrung zu dem heu-
tigen Beratungsthema keine verlässlichen
Auskünfte geben.

Eine Begrenzung meines Erinnerungs-
vermögens ergibt sich auch aus meinem
Alter - ich sagte schon, ich bin 78 - und auch
aus krankheitsbedingten Unsicherheiten, wie
ich das mal nennen möchte. Schließlich habe
ich seit 1982 andere Aufgaben im Umweltbe-
reich wahrgenommen, und dadurch sind
meine früheren Erfahrungen weitgehend
überlagert. Als Beispiele nur für die andere
Tätigkeit im Umweltbereich sind: Nordsee-
und Ostseeschutzkonferenz habe ich organi-
siert, ich habe die Abteilung Umweltschutz im
Innenministerium zeitweise geleitet, und da-
durch - -

2
Das waren alles sehr spannende

Themen und Aufgaben, in die ich mich je-
weils voll reingekniet habe, und deshalb

2 Richtigstellung des Zeugen: streiche „ich habe die
Abteilung Umweltschutz im Innenministerium zeitweise
geleitet, und dadurch - -”, setze „Ich habe das
Grundsatzreferat Umweltplanung geleitet und bin 8
Jahre Umweltdezernent der Stadt Aachen gewesen.“,
Anlage 1
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habe ich da vielleicht das, was weiter vorne
liegt oder, von heute aus gesehen, zurück-
liegt, nicht mehr so ganz präsent. Da bitte ich
um Verständnis, aber an meiner grundsätz-
lichen Bereitschaft ändert das ja nichts.

Zur Beschlussempfehlung möchte ich
gleich in die Sache gehen.

In der mit Kabinettsbeschluss vom
13.07.1983 getroffenen zentralen Lenkungs-
entscheidung bemerke ich:

Erstens. Diese Entscheidung ist ein Jahr
nach meinem Wechsel von RS I 1 zur Abtei-
lung Umweltschutz erfolgt. Über den Kabi-
nettsbeschluss und seine Vorgeschichte
kann ich keine Aussagen machen, da ich seit
einem Jahr nicht mehr für die Rechtsfragen
der Reaktorsicherheit zuständig war. Ich
kann mich auch nicht erinnern - -

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Das
Mikrofon noch ein bisschen zu sich an den
Mund heranziehen - genau -, dass es noch
ein bisschen mehr - -

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Geht’s so bes-
ser?

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Wir
versuchen, dass wir das noch ein bisschen
lauter stellen.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich bitte um
Verständnis, aber da kann ich nichts dran
machen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Nein, wir versuchen, das technisch so zu
regeln, dass das gut geht.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich kann mich
also auch nicht daran erinnern, dass ich an
der Entscheidungsvorbereitung - die ist si-
cherlich in meine Zeit gefallen -, dass ich
mich - - da nicht

3
beteiligt war.

Warum die Bundesregierung beschlossen
hat, sich auf die untertägige Erkundung des
Salzstocks Gorleben zu beschränken und
keine alternativen Standorte zu prüfen, ist mir
nicht bekannt. Die Beweggründe für das Ka-
binett sind aber nachvollziehbar. Es musste
mit dem Anfall von hochradioaktiven Stoffen
gerechnet werden, die möglichst bald in ei-
nem Endlager sicher entsorgt werden sollten.

3 Richtigstellung des Zeugen: streiche „- die ist sicherlich
in meine Zeit gefallen-, dass ich mich - - da nicht“,
Anlage 1

Außerdem mögen Kosten eine Rolle gespielt
haben. Von erheblichem Einfluss mag auch
gewesen sein, dass Fachleute der Reaktor-
Sicherheitskommission den Standort Gorle-
ben favorisierten, weil er die wichtige Eigen-
schaft der Plastizität aufweise, also größt-
mögliche Stabilität über lange Zeiträume
gewährleiste. Auf Einzelheiten könnte ich bei
Fragen vielleicht noch eingehen.

Zweitens. Der Stand von Wissenschaft
und Technik - das bezieht sich auf den
zweiten Gedankenstrich bei Ihrer Beschluss-
empfehlung - ist, soviel ich weiß, gesetzlich
nicht definiert. Er wird aber in § 6 Abs. 2
Nr. 3 AtG verlangt, als erforderliche Vorsorge
gegen Schäden durch die Aufbewahrung der
Kernbrennstoffe. In § 7 Abs. 2 Nr. 3 AtG wird
verlangt, dass die nach dem Stand von Wis-
senschaft und Technik erforderliche Vor-
sorge gegen Schäden durch die Errichtung
und den Betrieb der Anlage getroffen ist.

Ob es bei der Entscheidung vom
13.07.83 - - Eine Sekunde. Ob es aber bei
der Entscheidung vom 13.07.83

4
schon Er-

kenntnisse gab, die für die Erreichung der
gesetzlichen Schutzzwecke geeignet waren,
ist mir nicht bekannt.

Ob und wann die Errichtung einer Anlage
beginnt und welche Risiken hierbei zu be-
wältigen sind, kann abstrakt nicht festgestellt
werden. Hierzu müssen Naturwissenschaftler
und Ingenieure genau ermitteln, welche Risi-
ken zu erwarten sind und mit welchen Mitteln
Schäden vermieden werden können.

Da mir keine naturwissenschaftlichen
oder von Ingenieuren ermittelten Kriterien
bekannt sind, kann ich die Frage, ob bei der
Entscheidung für Gorleben der damals ak-
tuelle Stand von Wissenschaft und Technik
zugrunde gelegt wurde, nicht beantworten.

Drittens. Zur Frage nach politischen Vor-
festlegungen oder anderen Angaben bezüg-
lich des Standorts Gorleben ist mir nichts
bekannt.

Über die Behandlung von Expertisen -
das wäre zu viertens -, Gutachten oder
Empfehlungen im Sinne dieser Frage ist mir
nichts bekannt.

Fünftens. Von angeblich vorenthaltenen
Informationen in dieser Frage ist mir nichts
bekannt.

Sechstens. Die Frage nach Konsequen-
zen aus dem bisherigen Untersuchungsver-

4 Richtigstellung des Zeugen: streiche „- - Eine Sekunde.
Ob es aber bei der Entscheidung vom 13.07.83“,
Anlage 1
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fahren für die zukünftige Suche nach einem
Endlagerstandort steht mir, meine ich, nicht
zu, da ich keine Gelegenheit hatte, den Fort-
schritt von Wissenschaft und Technik seit
1982 zu verfolgen. Daher kann ich auch
keine Folgerungen für die Zukunft ziehen.
Das berührt aber dann auch den gesamten
Themenbereich meiner Aussage bzw. meiner
Zuständigkeit, die eben … (akustisch unver-
ständlich) zur Zukunft nicht sagen kann. Das
kann ja nicht das gleiche Thema sein. Ich
kann hier nicht das Gleiche sagen, was im
einzelnen Fall zu sagen wäre.

Dann kämen wir zu den Einzelfragen,
wenn Sie zu dem Allgemeinen keine Frage
nachstellen wollen. Dann würde ich gern
weitergehen in der Beschlussempfehlung,
und zwar zu den Einzelfragen:

Erstens. Zur ersten Einzelfrage. Wo war
die denn? - Wer hat auf Bundesebene die
Entscheidung für Salz als Wirtsgestein zur
Einlagerung radioaktiver Abfälle getroffen?

Es bestand eine allgemeine Empfehlung
der Reaktor-Sicherheitskommission - RSK -
für Salz als Wirtsgestein. Ich habe keine ei-
genen Kenntnisse über vorliegende Stel-
lungnahmen, Gutachten, Empfehlungen oder
sonstige Informationen. Ich vermute, dass es
formelle Stellungnahmen bzw. Empfehlungen
der RSK, der SSK, also Strahlenschutzkom-
mission, sowie der BGR, Bundesanstalt für
Geowissenschaften, und der PTB, Physika-
lisch-Technische Bundesanstalt, gegeben
hat; denn das waren nach meinen Erinne-
rungen die wichtigsten Partner, die als tech-
nische Seite nur das Know-how in die Ver-
handlungen und Gespräche und Überlegun-
gen einbrachten.

Die von Experten erwartete Standortqua-
lität, insbesondere die Plastizität des Salz-
stocks, hat meiner Erinnerung nach große
Bedeutung gehabt. Ob und gegebenenfalls
welche anderen Kriterien eine Bedeutung für
die Standortentscheidung hatten, ist mir nicht
bzw. nicht mehr bekannt.

Es kann davon ausgegangen werden,
dass die Mitglieder der genannten Kommis-
sionen zum damals aktuellen Stand von Wis-
senschaft und Technik Stellung genommen
haben. Ich selbst war daran nicht beteiligt.

Zur fünften Frage habe ich keine eigenen
Erkenntnisse. Ich war am 05.01.83 nicht
mehr zuständig.

Achtens. In der Diskussion waren die
Grube Konrad und ein mir nicht mehr be-
kannter Standort eines Eisenerzlagers. Aus
welchen Gründen die Grube Konrad nicht

weiterverfolgt wurde, ist mir nicht bekannt.
Beim Eisenerzlager wurde nach meinen Er-
innerungen davon gesprochen, dass was-
serführende Schichten nicht ausgeschlossen
werden könnten und deshalb dieser Standort
sehr unwahrscheinlich sei - - dass man sich
für den entscheiden würde

5
.

Zehntens. Da die Reaktor-Sicherheits-
kommission und die anderen technischen
Kommissionen ständig zu Stellungnahmen
aufgefordert wurden, nehme ich an, dass sie
den damaligen Stand von Wissenschaft und
Technik positiv beurteilt haben. Eine sichere
Erkenntnis ist mir nicht bekannt bzw. nicht
mehr in Erinnerung.

Stellungnahmen - zu Punkt 11 - der oben
genannten Kommissionen müssten der Bun-
desregierung vorgelegen haben. Von sonsti-
gen Gremien ist mir nichts bekannt.

Zwölftens. Wer an Entscheidungen vom
13.07.83 mitgewirkt oder auf sie eingewirkt
hat, ist mir nicht bekannt. Ich vermute, dass
auch hier die oben angeführten Kommissio-
nen mitgewirkt haben.

Meine Zuständigkeit für die Anwendung
des Atomgesetzes endete im Juli 1982, also
ein Jahr vor der Entscheidung der Bundes-
regierung vom 13.07.83. In meiner Zustän-
digkeit vor 1982 kann ich mich an keine Mit-
wirkung erinnern. Ob und gegebenenfalls
welche Personen mit welchen Zielen die
Entscheidung der Bundesregierung vorbe-
reitet oder begleitet haben, ist mir nicht bzw.
nicht mehr bekannt.

Zu 14: Von der Gorleben-Rinne ist mir
nichts bekannt gewesen.

Zu 15: Es ist mir nur bekannt, dass ur-
sprünglich daran gedacht war, am Standort
Gorleben ein Entsorgungszentrum zu er-
richten, bestehend aus einem Zwischenlager,
einer Wiederaufarbeitungsanlage und einem
Endlager für hochradioaktiven Abfall.

Nach der im BMI herrschenden Auffas-
sung sollte zwischen Erkundung und Nut-
zung juristisch unterschieden werden. So war
von einem dreistufigen Verfahren die Rede.
Erste Stufe: Erkundung des Salzstocks durch
Bohrungen; zweite Stufe: Errichtung von
horizontalen und vertikalen Schächten - wo-
bei ich nicht sicher weiß, ob die vertikalen
Einrichtungen auch Schächte genannt wer-
den, ich glaube, die haben einen anderen
Namen; weiß ich aber nicht -, soweit sie zur
Erforschung nötig sein würden; dritte Stufe:

5 Richtigstellung des Zeugen: streiche „- - dass man sich
für den entscheiden würde.“, Anlage 1
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Erschließung des Salzstocks zur Nutzung als
nukleares Endlager.

Nach wohl damals herrschender Auffas-
sung waren die Stufen 1 und 2 nach Berg-
recht und nur die Stufe 3 als Stufe der „Er-
richtung und den Betrieb“ im Sinne von § 7
Abs. 2 Nr. 3 nach Atomrecht zu entscheiden.
Man ging davon aus, dass die Erschließung
nach Stufe 2 nur geringer dimensionierte
Schächte erforderte.

Für die Aufnahme radioaktiven Abfalls,
gegebenenfalls also auch für die Lagerung
abgebrannter Brennelemente, als auch für
aus- und abgebaute Anlagenteile sind größer
dimensionierte Schächte und Lagerplätze,
als bloß für die Errichtung angelegt, erforder-
lich. Mithin kommt nun die dritte Stufe für ein
Genehmigungsverfahren nach Atomrecht in
Betracht. Die Stufen 1 und 2 stellen aber als
konventionelle, atomfreie Anlagen deutlich
geringere Anforderungen an die Genehmi-
gungsverfahren.

Eine andere Meinung hielt schon die Er-
kundung in Stufe 2 für einen Akt der Errich-
tung im Sinne von § 7 Abs. 2 Nr. 3 AtG. Die
Errichtung und der Betrieb nach AtG, §§ 7
und 9 a, erfordern ein Planfeststellungsver-
fahren. Mir sind keine Entscheidungen der
Bundesregierung bekannt geworden, Plan-
feststellungen zu umgehen. Wenn daran
gedacht sein sollte, die Erschließung des
Salzstocks Gorleben auf die Stufen 1 und 2
zu beschränken, also die Erkundungs-
schächte so auszulegen, dass diese Schäch-
te auch für die Endlagerung atomarer Abfälle
gebraucht werden könnten, wäre schon für
diese Erkundungs- bzw. Nutzungsschächte
wegen der erforderlichen Vorsorge gegen
Schäden ein Planfeststellungsverfahren un-
verzichtbar.

Zu 16: Es gab in Fragen der friedlichen
Nutzung der Kernenergie eine natürliche
Rivalität zwischen dem Bundesminister für
Wirtschaft als Energieminister und dem Bun-
desminister des Inneren, der sich auf seine
Zuständigkeit für die Reaktorsicherheit berief.
Da sehe ich das einzige Kontinuum von 1930
bis heute.

17. Mir sind keine Kontakte im Sinne der
Frage erinnerlich. Auf der fachlichen und
insbesondere der politischen Leitungsebene
dürften aber routinemäßige Absprachen zur
Vorbereitung der Kabinettsentscheidungen
stattgefunden haben; das ist ja eigentlich
selbstverständlich.

Einen Personalwechsel von der Bundes-
verwaltung zur Landesbehörde - Frage 18 -

hat es im Rahmen des Gorleben-Verfahrens
während meiner Zuständigkeit nicht gege-
ben. Mir sind aber einige Fälle in Erinnerung,
dass Landesbeamte zu EVUs, also zu Elek-
trizitätsversorgungsunternehmen, wechsel-
ten. Die EVUs zahlten deutlich höhere Ge-
hälter als Bund und Länder und gewannen
auf diesem Wege hochqualifizierte Experten,
die die Genehmigungsanträge so vorbereiten
konnten, dass sie den Anforderungen der
Genehmigungsbehörden entsprachen. Sonst
sind mir keine Personalwechsel im Sinne der
Frage bekannt.

21. Es wird auf Antwort zu Frage 15 Be-
zug genommen; ich sollte vielleicht darauf
noch mal zurückkommen.

Vom Finanzmitteltransfer im Sinne der
Frage ist mir nichts bekannt.

Dann: Zu den Fragen 23, 24, 25 kann ich
keine Aussagen machen.

26 - letzte Frage -. Für mich als Zeugen
der Vergangenheit kommen Schlussfolge-
rungen dieser Art nicht in Betracht. Wir hat-
ten das Gleiche schon mal im ersten Teil der
Fragen bei sechs. Auch ist dies Dilemma,
dass einerseits nach Vergangenheit gefragt
wird - ich sollte als Zeuge hier auch zur Ver-
gangenheit aussagen - - Ich kann das aber
nicht machen, wenn die Fragen in Schluss-
folgerung für die Zukunft angesprochen wer-
den. Das muss ich ja trennen, und … (akus-
tisch unverständlich).

Ja, das war das, was ich zunächst mal
vorbereitet hatte, um Ihnen einen ersten Ge-
samtkomplex darzustellen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank, Herr Dr. Getz, für Ihre
Ausführungen, die dem Ausschuss ja auch
schriftlich schon vorliegen und die der Aus-
schuss auch schon schriftlich zur Kenntnis
genommen hatte.

Und zur letzten Frage: Das ist eher eine
Frage an den Ausschuss am Ende seiner
Arbeit, um dann tatsächlich Schlussfolgerun-
gen aus dem allem zu ziehen, was erarbeitet
worden ist in der Zeit, wo wir uns mit diesen
Fragen beschäftigt haben. Selbstverständlich
können Sie und müssen Sie nur zu dem
Auskunft geben, zu dem Sie auch selbst als
Zeuge tatsächlich Auskunft geben können.

Und Ihres Alters sind wir uns sehr be-
wusst. Scheuen Sie sich nicht, wenn Sie
zwischendurch, wie auch immer, eine kleine
Pause, was auch immer, wünschen oder
brauchen - - dass Sie das dann zu erkennen
geben.
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Herr Dr. Getz, ein Bereich, wo wir hoffen,
dass Sie uns denn doch vertieft noch Aus-
kunft geben können, ist ja tatsächlich die
Frage der Anwendung von Atomrecht oder
Bergrecht, auch in Bezug auf die Abteufung
der Schächte. Das ist eine Frage, die uns
nach wie vor, also bis heute, begleitet, und
dann die Frage, weil im Rahmen des Atom-
rechts eine Öffentlichkeitsbeteiligung gefor-
dert wird, die das Bergrecht nicht vorsieht,
warum letztendlich dann das bergrechtliche
Verfahren bevorzugt worden ist und ob es
möglicherweise auch im Zusammenhang mit
dieser Entscheidung Manipulationen gege-
ben haben könnte.

Sie haben eben gerade noch mal aus Ih-
rer schriftlichen Stellungnahme zitiert, die
dem Ausschuss ja zugegangen ist und vor-
liegt als MAT B 24, auf der Seite 6. Da haben
Sie dann ausgeführt:

Wenn daran gedacht sein sollte …
die Erkundungsschächte so auszu-
legen, dass diese Schächte auch
für die Endlagerung atomarer Ab-
fälle gebraucht werden könnten,
wäre schon für diese Erkundungs-
bzw. Nutzungsschächte wegen der
erforderlichen Vorsorge gegen
Schäden ein Planfeststellungsver-
fahren unverzichtbar.

Das ist das, was Sie uns eben ausgeführt
haben, nachvollziehbar.

Der Sachverständige Henning Rösel, der
vor diesem Ausschuss ausgeführt hat, näm-
lich am 17. Juni, und dessen Protokoll ich mir
ebenfalls noch mal angesehen habe, der hat
uns erklärt, dass technisch gar keine andere
Möglichkeit bestanden habe, als die
Schächte in der Größe eines etwaigen End-
lagers auszubauen, indem er nämlich aus-
geführt hat - Zitat -:

Ich kann nicht einen Schacht im
Gefrierverfahren abteufen, ihn mit
einem vorläufigen Ausbau versehen
und ihn zu einem späteren Zeit-
punkt, der ja zum Teil Jahrzehnte
später liegen kann, wieder einfrie-
ren und aufweiten, um ihn dann neu
auszubauen.

Das heißt also, das ging technisch gar nicht
anders, als sozusagen den Stand in seiner
Größe, wie er denn möglicherweise mal im
Anschluss, wenn sich dieser Standort denn
tatsächlich als endlagertauglich ergeben
haben sollte, auch gebraucht würde.

Und daran schließt sich meine Frage an
bei Ihnen, denn bei Ihrer Tätigkeit als Leiter
des für das Atomgesetz zuständigen Refe-
rats - - bekannt oder bereits bekannt, dass
technisch gar keine andere Möglichkeit eben
bestanden hat, die Schächte vorsorglich in
Endlagergröße auszubauen, und wenn nicht,
also hätte das irgendwas an Ihrer Entschei-
dungsfindung letztendlich geändert?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Die Frage des
späteren Ausbaus oder die Technik des
bergmännischen Auswuchses, die war mir
natürlich nicht bekannt. Über solche Details
haben wir dort gar nicht gesprochen. Ich
wusste zur Geeignetheit des Salzstocks,
welche Bedeutung der hatte, und dass eben
die Intensität der Ausschachtungsarbeiten
nur zur Erkundung - da käme man mit relativ
schmalen Gängen aus, ist damals gesagt
worden - - Dieses ganze Gefrierverfahren,
diese Technik mit Gefrierverfahren, war …
(akustisch unverständlich) bei mir keine Dis-
kussion gespielt, aber wusste ich nicht. Ich
habe das irgendwann mal später gelesen,
dass das ein Problem war. Das war aber bei
mir keins; wir haben das nicht gehabt. Wir
haben uns darauf beschränkt, zu sagen: Wo
ist unbedingt ein Planfeststellungsverfahren
erforderlich, und brauche ich, um das zu
rechtfertigen - - muss ich dazu den ganzen
Aufwand, auch technischer Art, betreiben
nach dem Planfeststellungsverfahren? Und
andere Fragen sind eigentlich nicht an uns
herangetragen.

Was die Technik weiterentwickelt hat,
muss die uns ja liefern, und wir haben dazu
keine Lieferung bekommen, wenn ich das
mal so sagen darf.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Ich
würde bei diesem Fragenkomplex gerne
noch mal bleiben wollen, also die Frage
„Atomrecht und Bergrecht“.

Ich hab hier einen Ergebnisvermerk vom
3. Oktober 1980, aus dem ich zitiere - den
Sie selbstverständlich jetzt nicht mehr vor
Augen haben können -, des Referates
RS I 1, also Ihres Referates „Atomrecht und
atomrechtliche Nebengesetze“, im BMI, un-
terzeichnet von Herrn Dr. Hanning, mit dem
Betreff: „Rechtliche Behandlung der Errich-
tung eines Schachts für das Endlager Gor-
leben“ und: „2. Genehmigung des geplanten
Zwischenlagers schwach- und mittelradio-
aktiver Abfälle bei Gorleben, hier: Ressort-
gespräch am 18. August 1980“. Diesen Er-
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gebnisvermerk haben Sie weitergeleitet mit
einem Schreiben, datiert vom 2. Oktober
1980, an den Bundesminister für Forschung
und Technologie, zu Händen Herrn Dr. Zieg-
ler, an den Bundesminister für Wirtschaft und
an den Chef des Bundeskanzleramtes sowie
an die Physikalisch-Technische Bundes-
anstalt. Für die Kollegen und fürs Protokoll:
Das finden wir unter MAT A 64, Band 2, Pa-
ginierung 541445 bis 541449.

In diesem Ergebnisvermerk heißt es dann
zu der Fragestellung „Atom- bzw. bergrecht-
liches Verfahren?“ - und ich zitiere jetzt -:

Es müsse … sorgfältig geprüft wer-
den, welches Verfahren schneller
zum Ziel führe.

Das vermittelt jetzt den Eindruck tatsäch-
lich, dass man Recht so anwendet, dass halt
das, was man sich wünscht als Ergebnis,
schneller erreicht werden kann. Also, war
diese Frage „Zeit“, war die Frage „Zeitdruck“
eine, die Sie in Ihrer Entscheidung in irgend-
einer Art und Weise mit bewegt hat? Können
Sie sich daran erinnern?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich versuche,
das herauszuklamüsern aus meinen Erinne-
rungen.

Die Verwaltung steht ja immer unter ei-
nem gewissen Zwang, voranzumachen -
nicht? -, weil sich die Verfahren ohnehin alle
unendlich lange hinziehen. Aber dass es
einen Verfahrenszwang gegeben habe, um
das Genehmigungsverfahren vielleicht auf
zweifelhafte Beine zu stellen, indem man zu
schnell entschied, das ist mir eigentlich nicht
bekannt. Aber wenn Herr Hanning so was
gesagt haben wird, dann weiß der das; denn
er war mein Rechtsreferent zu der Zeit. Er
hat das vielleicht noch besser in Erinnerung
als ich.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Aber Sie können sich jetzt nicht daran erin-
nern, dass Sie sagen: „Wir standen da unter
so großem Druck, dass wir gesagt haben, es
geht gar nicht anders“?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich würde mich
bestimmt an so was erinnern, wenn ein
Druck auf uns ausgeübt worden wäre, den
ich nicht gebilligt hätte. Wir hatten durchaus
die Möglichkeit, unsere Meinung zu äußern.
Ich habe sehr eng mit dem damaligen
Staatssekretär Dr. Hartkopf zusammenge-
arbeitet. Der war eigentlich der Spiritus

Rector des ganzen Unternehmens „Reaktor-
sicherheit“. Und mit dem habe ich eng zu-
sammengearbeitet, bzw. der hat mich immer
herangeholt, und da hatte ich durchaus den
Ehrgeiz, in der ganzen Sache voranzukom-
men, und das hat Hartkopf auch so gesehen,
und Hanning hat das sicher auch so gese-
hen - ohne dass ich jetzt aber sagen könnte,
bei welcher Gelegenheit das gewesen wäre.
Aber einen allgemeinen Druck, voranzuma-
chen, weil die Entsorgung war ja nun wirklich
überfällig, es musste bei der Entsorgung ja
was geschehen - - Das sehen wir ja jetzt
wieder. Zehn Jahre hat das Verfahren stillge-
standen. Das müssen wir ja irgendwann wie-
der aufholen, dann wird wahrscheinlich wie-
der Zeitdruck entstehen. Das muss man an-
erkennen, aber man darf daraus nicht den
Schluss ziehen, dass diese Eile auch zu
Schlamperei veranlasst hätte. Jedenfalls
kann ich mich an so was nicht erinnern. Ich
kann mir so was bei den Mitarbeitern, bei
Herrn Hanning oder auch bei Staatssekretär
Hartkopf nicht denken.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Deshalb erfragen wir ja bei den Zeugen und
bei den Zeitzeugen Hintergründe dafür, was
wir hier aus den Akten entnehmen.

Es gibt eine weitere Akte, die mich hat
aufmerken lassen in diesem Zusammen-
hang. Das ist nämlich ein Vermerk vom
19. Juni 1981 - wieder des Referates RS I 1,
also des Referates, wo Sie Verantwortung
getragen haben -, mit einem Betreff „Ge-
nehmigungsrechtliche Behandlung des Er-
kundungsschachts für das geplante Endla-
gerbergwerk im Salzstock bei Gorleben“.
Fürs Protokoll: Das ist MAT A 72, Band 13,
Paginierung 542082. Und daraus möchte ich
jetzt zitieren:

Anläßlich einer abteilungsinternen
Besprechung am 16. Juni 1981 hat
Herr Unterabteilungsleiter RS I

- das war zu dieser Zeit Herr Pfaffelhuber -

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Pfaffelhuber,
ja.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: -
ja -

das Referat RS I 1 angewiesen,
nach außen hin nicht die Meinung
zu äußern, daß - in Übereinstim-
mung mit dem Ergebnis des Gut-
achtens von Prof. Breuer - ein
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Planfeststellungsverfahren für er-
forderlich gehalten werde. Diese
Auffassung dürfe auch nicht unter
ausdrücklicher Kenntlichmachung
als (lediglich) Meinung des Referats
RS I 1 vertreten werden.

Da interessiert mich natürlich heute: Wie
hat denn der Unterabteilungsleiter RS I diese
Weisung begründet? Gab es dazu eine Er-
örterung mit ihm? War das ein übliches Vor-
gehen? Haben Sie diesen Vorgang in Erin-
nerung, und, wenn ja, wie würden Sie ihn,
wie können Sie ihn beschreiben aus heutiger
Sicht?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Mein Verhält-
nis zum Staatssekretär - erwähnte ich
schon - war ausgezeichnet. Mein Verhältnis
zum Abteilungsleiter war auch ausgezeich-
net; der kam auch mit meiner Art, mit den
Dingen umzugehen, gut klar. Mein Verhältnis
zum Unterabteilungsleiter, von dem jetzt die
Rede ist hier, war etwas distanzierter und
nicht so entspannt. Ich habe häufig andere
Meinungen gehabt. Wir haben auch selbst in
öffentlichen Diskussionen manchmal gegen-
sätzliche Standpunkte vertreten; das ist rich-
tig. Aber, sagen wir mal, auf meinen Dienst-
eifer hat das keinen Einfluss gehabt. Ich
habe meine Haltung durchgezogen, weil ich
wusste, ich hatte den Staatssekretär im Rü-
cken, konnte also dann auch mit den EVUs
und mit dem Wirtschaftsminister und wem
auch immer nach Belieben verhandeln; und
das habe ich ausgenutzt.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Noch ist das natürlich bei uns jetzt eine
Frage, wenn jemand eine Weisung erteilt und
sagt: „Also diese fachliche Auffassung, die
Sie bislang vertreten haben, soll nun nicht
mehr nach außen vertreten werden“ - - Da
würde ich einfach gerne von Ihnen wissen,
wie das damals war. Also dieser Gegen-
stand, dieser Aktenvermerk, hat hier schon
mehrfach infrage gestanden, und der Abge-
ordnete Edathy, Herr Kollege Edathy, hat in
der 26. Sitzung am 2. Dezember 2010 näm-
lich den Zeugen Gerhart Baum, also den
ehemaligen Minister, gefragt:

Also, Sie würden auch nicht sagen,
dass es ungewöhnlich ist, wenn die
Meinung eines Fachreferates

- also Ihres Referates RS I 1 -

in ihr Gegenteil verkehrt wird.

Ob das ins Gegenteil verkehrt worden ist,
das will ich mir jetzt nicht zu eigen machen,
aber es ist eben eindeutig so, dass diese
Meinung in der öffentlichen Diskussion keine
Rolle mehr spielen sollte.

Und Herr Minister Baum oder Herr Minis-
ter a. D. Baum hat damals gesagt:

Das ist schon ein Sonderfall; aber
auch das passiert.

Das ist dem Stenografischen Protokoll in
seiner endgültigen Fassung von der 26. Sit-
zung auf der Seite 27 zu entnehmen.

Da möchte ich Sie jetzt bitten, auch vor
diesem Hintergrund noch mal das zu werten,
was wir hier der Akte entnehmen können,
nämlich dass Ihnen jemand sagt in einer
fachlichen Auseinandersetzung: Also beim
besten Willen, diese fachliche Meinung sollte
nicht mehr vertreten werden.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja, das hört
sich wirklich schlimm an. Ich hätte es auch
damals, wenn es so gelaufen ist, wie es bei
Ihnen im Protokoll drinsteht, auch als
schlimm empfunden, ich hätte es auch nicht
so ohne Weiteres hingenommen. Denn da
lag unsere Meinung eigentlich ziemlich fest,
und Herr Pfaffelhuber, um den es sich da
handelt, hat schon häufiger andere Meinun-
gen vertreten. Wir haben auch mal ein Tref-
fen gehabt mit den führenden Bundesrich-
tern, einschließlich Bundesverfassungs-
gericht, um mal gesprächsweise auszuloten,
wie weit die hohen Gerichte mitgingen bei
unseren Entscheidungen. Und da hat auch
Herr Pfaffelhuber als mein Unterabteilungs-
leiter einen völlig anderen Standpunkt ver-
treten als ich. Er hat den Wirtschaftsminister
vertreten, und ich habe streng „Hartkopf-
Linie“ vertreten, sagen wir mal so.

Aber ins Detail kann ich nicht gehen,
dann müsste ich anfangen zu fantasieren; ich
könnte glaubwürdig fantasieren zu dem
Punkt - vielleicht habe ich es auch schon
getan -, aber mehr, glaube ich, kann ich
seriöserweise nicht sagen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Deshalb habe ich ja einleitend auch darauf
hingewiesen. Sie müssen uns hier keine
Geschichten erzählen - das wollen Sie auch
nicht -, sondern tatsächlich hier zur Wahr-
heitsfindung beitragen; das ist sehr in Ord-
nung. Ich habe gelernt mit wachsender Le-
benserfahrung als Tierärztin, dass es bei den
Juristen durchaus auch mal unterschiedliche
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Auffassungen geben kann über ein und den-
selben rechtlichen Zusammenhang und dass
es da etwas geben kann, was man eben so
und so betrachten kann; so ist es denn.

Sie haben die obersten Bundesgerichte
eben selbst ins Spiel gebracht. Dass das
Bundesverwaltungsgericht in seinem Urteil
vom 9. März 1990 - das ist längst nach Ihrer
Zeit gewesen, das weiß ich wohl, aber es
geht um dieselbe Frage - - Das Bundesver-
waltungsgericht hat in diesem Urteil nämlich
bestätigt, dass die untertägige Erkundung
des Salzstocks in Gorleben nicht der Plan-
feststellung nach § 9 b Atomgesetz bedürfte.
Das ist eben dieses Urteil vom 9. März mit
dem Zeichen 7 C 23/89; das ist die Fund-
stelle BVerwGE 85,54.

Sehen Sie jetzt durch diese Rechtsauf-
fassung, sozusagen des Bundesverwal-
tungsgerichts, die Rechtsauffassung Ihres
damaligen Unterabteilungsleiters bestätigt,
oder wie können Sie mir das plausibel ma-
chen, auch als Nichtjuristin, dass es da tat-
sächlich so völlig gegensätzliche Rechtsauf-
fassungen geben kann zu ein und demsel-
ben für mich als Außenstehende - noch mal:
als Nichtjuristin - doch relativ umschriebenen
Zusammenhang?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich kann jetzt
nur an die alte Lebenserfahrung erinnern:
Wenn zwei Juristen zusammen sind, gibt es
drei verschiedene Meinungen. Damit will ich
mich aber jetzt nicht rausreden aus der Ver-
antwortung, sondern ich will nur sagen - was
ich eingangs schon gesagt habe -: Es gab
auch Spannungen innerhalb der Zuständig-
keiten im Innenministerium. Auch mit Minister
Baum habe ich durchaus - - Es kam auch ein
anderer Typ von Minister ins Spiel, als In-
nenminister. Damals war der Umweltschutz
ja noch eine Abteilung des Innenministe-
riums. - Jetzt habe ich den Faden verloren.
Ich kann das eigentlich nicht weiter präzisie-
ren. Dazu weiß ich jetzt konkret nichts. Ich
habe nur gesagt: Allgemein halte ich es für
möglich, dass es unterschiedliche Meinun-
gen gab. Es gab so was wie eine intime
Feindschaft zwischen Wirtschaftsminister
und uns. Das ist auch im Vorfeld ausgetra-
gen worden, wenn man Verhandlungen
hatte. Die EVUs schickten uns ihre Meinun-
gen über den Wirtschaftsminister. Da war
auch so eine Spannung drin. Dann haben wir
den Wirtschaftsminister zwar ernst nehmen
müssen; er war ja schließlich ein Kabinetts-

mitglied. Aber wir haben uns auch nicht rein-
reden lassen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Das
soll es ja, ganz gleichgültig welcher politi-
schen Couleur die Häuser angehören, bis in
die heutige Zeit manchmal immer noch ge-
ben, einem Ondit zufolge.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Gerade die
Gegenwart zeigt ja wieder dieses Beispiel
deutlich.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Ich
möchte mich nun zuwenden einer Vorlage
vom 10. Juli 1981 des Referates RS I 1 -
wiederum Ihres Referates -, das gerichtet ist
an Herrn Staatssekretär Hartkopf. Das betrifft
noch mal die genehmigungsrechtliche Be-
handlung des Erkundungsschachtes für das
geplante Endlagerbergwerk im Salzstock bei
Gorleben. Das ist MAT A 72, Band 13, Pagi-
nierung 542211 bis 542216. Daraus zitiere
ich:

Falls eine „freiwillige“ öffentliche
Anhörung auf der Basis des Ver-
waltungsgesetzes durchgeführt
wird, liegt die Gefahr nahe, daß
Einwender im wesentlichen atom-
rechtliche Gesichtspunkte geltend
machen und dann auch erörtern
wollen. Folge: Anhörung kann in ein
Forum zur Diskussion der richtigen
Verfahrensart für das Schacht-
abteufen umfunktioniert werden.

Hat Ihrer Erinnerung nach diese Be-
fürchtung dazu geführt, dass die Bundes-
regierung die Öffentlichkeit dann nur zöger-
lich oder zurückhaltend beteiligt hat?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Von einer zu-
rückhaltenden Beteiligung kann ich eigentlich
nicht ausgehen. Was mich betrifft: Ich kenne
den Vorgang nicht, ich kenne auch diese
Stellungnahme nicht.

Ute Vogt (SPD): Vielleicht könnte man
dem Zeugen einfach die Materialien noch
mal vorlegen, ich glaube, auch seine eigenen
Vermerke. Das würde vielleicht auch helfen,
das einfach noch mal vor Augen zu haben.
Ich glaube, das wäre ganz sinnvoll. Die ha-
ben wir ja parat.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Können wir gerne machen.
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Ute Vogt (SPD): Weil wir werden sicher-
lich alle noch mal darauf zurückkommen.
Dann wäre es ganz gut, wenn er die Gele-
genheit hätte, das einfach zu lesen, zumal er
oft ja auch selbst handschriftliche Anmerkun-
gen und so gemacht hat.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Klar. Das können wir gerne machen. Das
Sekretariat würde die Unterlagen zur Verfü-
gung stellen, ja? - Herr Dr. Getz, wir lassen
Ihnen diese Vermerke zukommen, und dann
hätten Sie einen Moment Gelegenheit, sie zu
lesen. Und dann würde ich mit meiner Frage
fortfahren. Ja?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja.

(Dem Zeugen werden Unterlagen
vorgelegt)

Danke.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Ich
glaube, wir haben jetzt mehrere Unterlagen
Herrn Dr. Getz zukommen lassen. Wenn Sie
jetzt zunächst die nehmen, worauf sich
meine letzte Frage bezog. Das war die Vor-
lage vom 10. Juli 81, gerichtet an den
Staatssekretär Hartkopf.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja.

(Der Zeuge liest in den ihm vorge-
legten Unterlagen)

Ich bleibe hier, wenn ich mich mal ein-
schalten darf, auf Seite 2 bei b) - -

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Noch mal: Das ist der Vermerk - ich sage es
noch mal, weil es eben ohne Mikrofon war -
MAT A 72, Band 13, Paginierung 542213.
Das ist der Vermerk an den Staatssekretär
Hartkopf.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Hier sind Seite
2 - - von diesem Vermerk drin. Da sagt aber
doch Hartkopf gerade zu, dass die Beteili-
gung der Öffentlichkeit vorgesehen sei, und
er wollte darüber die Bürgerinitiative unter-
richten.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Ja.
Meine Frage war halt, dass die Sorge, die
dort geäußert worden ist, also dass mög-
licherweise eine solche freiwillige öffentliche
Anhörung dazu führen könnte, dass dieses
Forum genutzt würde zu einer breiten Dis-

kussion über die richtige Verfahrensart für
das Schachtabteufen, also Atomrecht oder
Bergrecht - - Hat Ihrer Erinnerung nach diese
Sorge, der ja Ausdruck verliehen worden ist
in Ihrem Vermerk, dazu geführt, dass die
Bundesregierung die Öffentlichkeit mögli-
cherweise nur zurückhaltend oder zögerlich
beteiligt hat, oder eben nicht?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Also, die Öf-
fentlichkeitsbeteiligung spielte sich ja im We-
sentlichen im Kreis Gorleben ab. Da sind wir
mehrmals hingefahren oder hingeflogen mit
dem Hubschrauber - der Staatssekretär, ich
und auch andere - und haben viel Öffentlich-
keitsarbeit vor Ort gemacht, mit dem dortigen
Kreis, der war ein CDU-Mann auch noch, der
war ja also unverdächtig. Aber er sprach für
die Bürgerinitiative und hat für die Rechte der
Bürger, die Berücksichtigung der Bürger ge-
kämpft, und das hat der Staatssekretär auch
anerkannt. Ich weiß jetzt nicht, wo - - Es be-
steht Einvernehmen darüber, dass eine An-
hörung im bergrechtlichen Verfahren nicht
vorgeschrieben ist. Man wollte es aber trotz-
dem durchführen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herr Dr. Getz, das war auch nur eine Frage.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich kann
dazu - -

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Wenn Sie sagen, nein, die Bundesregierung
hat die Öffentlichkeit informiert, dann ist das
ein wichtiger Hinweis an diesen Ausschuss.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Meines Wis-
sens hat sie sie nur informiert gegenüber der
Bürgerinitiative. Andere weiß ich nicht.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Gut. - Der Zeuge Baum ist ebenfalls zu die-
sem Sachverhalt gefragt worden. Er hat in
seiner Aussage verneint, dass das Bergrecht
gewählt worden sei, um das Verfahren zu
beschleunigen. Er hat nämlich gesagt - ich
will das auch zitieren aus dem Stenografi-
schen Protokoll der 26. Sitzung auf der
Seite 11; da hat Herr Minister Baum nämlich
gesagt -:

Ich weiß heute nicht mehr, warum
ich damals auf das Bergrecht über-
gegangen bin. Ich kann mir nicht
vorstellen, dass das Überlegungen
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waren „Damit geht es schneller“ -
das kann ich mir eigentlich nicht
vorstellen -, sondern es müssen ir-
gendwelche fachlichen Gründe eine
Rolle gespielt haben.

Ferner, hat er ausgeführt, sei unabhängig
von der Anwendung von Atomrecht die Öf-
fentlichkeit auch intensiv einbezogen worden,
nämlich:

Wir haben öffentliche Informations-
veranstaltungen gemacht auch. …
Wir haben ein intensives Ge-
sprächsverhältnis mit den Bürger-
initiativen vor Ort gehabt. Das kann
man den Akten entnehmen. Da gibt
es Sprechzettel auch für mich. Ich
war sogar in Gorleben in der aufge-
heizten Stimmung der Demonstra-
tionen …

„Ohne das ständige Gespräch“ mit den
kommunalen Vertretern, den Bürgerinitiativen
wäre überhaupt nichts möglich gewesen.
Das hat der Minister Baum uns vorgetragen.
Wir wollen natürlich versuchen, in unseren
weiteren Fragen und weiteren Zeugen-
vernehmungen - Sie kommen aus dem un-
mittelbaren Umfeld des Ministers zu der da-
maligen Zeit - das zu verifizieren oder zu
falsifizieren. Deshalb meine Frage an Sie.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich kann aus
eigener Erfahrung und aus eigener Erinne-
rung sagen, dass viel Mühe darauf aufge-
wendet wurde, in Gorleben die Bürgerinitia-
tive und den Gemeinderat und den Bürger-
meister, der da politisch tätig ist, auch den
Landtagsabgeordneten davon zu überzeu-
gen, dass das Verfahren ordentlich durch-
geführt wird und laufen wird. Wo man eben
dann meint, man könnte ohne gesetzliche
Grundlage eine Bürgerbeteiligung durchfüh-
ren, dann ist das - - dann mag das einer ge-
sagt haben. Ich kann mich daran nicht erin-
nern. An andere, größere Aktionen kann ich
mich allerdings nicht erinnern, größere Auf-
klärungsaktionen, auch unter Herrn Baum,
den ich auch noch erlebt habe. Es mag sein.
Ich will das nicht bestreiten, was er gesagt
hat. Aber ich kann mich dazu nicht äußern,
weder dafür noch dagegen sprechen. Ich
nehme natürlich an, dass es stimmt, denn
der Baum ist ja ein seriöser Mann.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank, Herr Dr. Getz. Das sind die
Fragen, die ich an Sie hatte. - Ich gebe das
Fragerecht nun an die CDU/CSU-Fraktion.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Danke,
Frau Vorsitzende. - Herr Dr. Getz, ich darf
mich auch für meine Fraktion bedanken,
dass Sie hier heute als Zeuge zur Verfügung
stehen. Auch wir wissen, dass es nicht ein-
fach ist, nach so langer Zeit sich zu erinnern.
Aber wir müssen versuchen, uns den Dingen
zu nähern.

Mein erster Komplex, den ich Sie fragen
würde, dreht sich um den Regierungswech-
sel 1982. Hatten Sie den Eindruck, dass die
Zusammenarbeit mit dem Kanzleramt sich
positiv, also in einer gewissen Kontinuität,
fortsetzte, oder gab es da einen Bruch nach
dem Regierungswechsel 1982?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein. Jeden-
falls habe ich keinen Bruch gesehen und
keinen Bruch empfunden.

6
Baum hat seine

Sachen auch im Kabinett vorgebracht, ein-
mal bei Helmut Schmidt als Kanzler. Ich
hatte sogar die Ehre, dabei zu sein, ohne
dass der Schmidt mich rausgeworfen hat,
was er sonst tat

7
. Also, ich kann dazu nichts

weiter sagen. Ich habe einen Bruch oder
Wechsel nicht gesehen. Man rechnete immer
mit so was. Es war aber nicht der Fall. Denn
sowohl Herr Baum als auch der Kanzler
konnten es eigentlich ganz gut miteinander,
um es mal so zu sagen, auf die etwas sa-
loppe Art zu sagen

8
.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Ich darf
Ihnen mal eine Aussage des Herrn
Dr. Hanning hier in diesem Ausschuss - für
das Protokoll: ich zitiere Protokoll Nr. 12,
Seite 48, rechte Spalte - vorhalten - ich zi-
tiere -:

Im Ergebnis gab es da aber eine
Kontinuität zwischen der Regierung
Schmidt und der Regierung Kohl.
Ich habe da aus meiner Perspektive
keine wesentlichen Veränderungen
feststellen können, bis zum Jahre
eigentlich meines Ausscheidens
aus dem Umweltreferat im Jahre
1986.

Können Sie diese Aussage von Herrn
Dr. Hanning so bestätigen und sich dieser
Aussage anschließen?

6 Ergänzung des Zeugen: „Herr Minister“, Anlage 1
7 Richtigstellung des Zeugen: streiche „ohne dass der
Schmidt mich rausgeworfen hat, was er sonst tat“,
Anlage 1
8 Richtigstellung des Zeugen: streiche „zu sagen“,
Anlage 1
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Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja, hätte ich
keine Probleme mit. Würde ich genau so - -

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Würden
Sie genau so bestätigen?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Genau so tun
9
.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Dann
darf ich mal zu einem anderen Komplex
kommen, zum Bereich Beauftragung von
Gutachtern, insbesondere zu Herrn
Dr. Rauschning. Der Name sagt Ihnen was,
vermute ich.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Rauschning?

Dietrich Monstadt (CDU/CSU):
Rauschning, ja.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein, sagt mir
nichts.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Sagt Ih-
nen nichts?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein. Ich kann
mich jedenfalls nicht daran erinnern.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Herr
Dr. Rauschning hat ein Gutachten zu den
rechtlichen Erfordernissen für die bergmän-
nische Erkundung des Salzstocks auf Eig-
nung zu einem Endlager für radioaktive Ab-
fälle erstellt. Das sagt Ihnen nichts?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein. Also, das
Gutachten von Rauschning sagt mir gar
nichts, kenne ich nicht.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Kennen
Sie nicht. - Kennen Sie denn andere Gut-
achten in dem Zusammenhang? Sagen Ih-
nen die Namen Ossenbühl, Breuer und
Blümel in dem Zusammenhang etwas?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Und Lukes,
Münster. Der war gewissermaßen der Haus-
anwalt. Die anderen beiden - - Nennen Sie
die Namen bitte noch mal.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Also, die
Professoren Ossenbühl - -

9 Richtigstellung des Zeugen: streiche „tun“, Anlage 1

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ossenbühl, ja.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Breuer.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Breuer spielte
eine große Rolle, ja.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Und
Blümel.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Blümel, weiß
ich nicht.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Wissen
Sie nicht?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein. Dazu
kann ich Ihnen nichts - - Zu dem Namen fällt
mir nichts ein.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Können
wir mal dem Herrn Dr. Getz MAT A 104,
Band 19, Blatt 160281 vorlegen?

(Dem Zeugen werden Unterlagen
vorgelegt)

Hier geht es darum, eine Entscheidung über
die Vergabe eines Rechtsgutachtens zu
treffen.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Kam die
Initiative für die Erstellung eines Rechtsgut-
achtens von Ihnen, und was war der Hinter-
grund? Und wie kam es zu der Entscheidung
für Professor Breuer als Gutachter?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich habe mit
Professor Breuer verhandelt, nachdem er im
Gespräch war.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Könnten
Sie vielleicht etwas näher rankommen? Ich
verstehe Sie nicht.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich erinnere
mich, dass ich mit Professor Breuer gespro-
chen habe. „Verhandeln“ ist zu viel gesagt.
Wir haben auch die möglichen Rahmen-
bedingungen und Eckwerte eines solchen
Rechtsgutachtens erörtert. Daran kann ich
mich auch erinnern, allerdings an weitere
Details eigentlich nicht mehr. Breuer war
insofern wichtig, weil er eine relativ - wie soll
ich sagen? - freundliche Grundhaltung zur
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Atomenergie hatte, was uns nicht so ganz
gefiel; das will ich auch sagen. Aber die Lei-
tung des Hauses hatte wohl auch entschie-
den, dass ein zweites Gutachten eingeholt
werden sollte. Der eigentliche rechtswissen-
schaftliche Motor der ganzen Problematik
war Professor Lukes aus Münster. Der hat
auch das atomrechtliche Symposium organi-
siert, wo auch mein Aufsatz über die Entsor-
gung der schwachradioaktiven Abfälle drin-
steht.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Sie ha-
ben uns gerade erzählt, Sie haben mit Herrn
Professor Breuer darüber gesprochen. Was
ist denn im Vorfeld da erörtert worden? Sind
die verschiedenen Möglichkeiten der Aus-
baustufen erörtert worden? Sie haben uns
vorhin in Ihrem Eingangsstatement die drei
Stufen erläutert. Erste Stufe: Erkundung des
Salzstocks durch Bohrung usw. Sind in die-
sem Zusammenhang auch mit Herrn Profes-
sor Breuer diese Abläufe erörtert worden?
Sie wissen ja, es geht uns um die Frage, ob
da ein Planfeststellungsverfahren nach dem
Atomrecht erforderlich war oder ob eine
bergmännische Betrachtung, also bergrecht-
liche Betrachtung, ausreichte. Welche Aus-
gangsprämissen sind da denn mit Herrn
Professor Breuer erörtert worden, wenn Sie
sagen, Sie haben im Vorfeld mit ihm das
besprochen?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Wir haben alle
möglichen - sagen wir mal - Eckwerte be-
sprochen. So genau weiß ich das nicht mehr,
welche wir im Einzelnen da besprochen hat-
ten. Ich hatte den Eindruck, und deshalb
habe ich wahrscheinlich auch - - Möglicher-
weise habe ich sogar Professor Breuer vor-
geschlagen. Das könnte sein.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Eine Er-
innerung aber haben Sie daran nicht mehr?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nicht mehr in
Details, nein. Der Name sagt mir sofort was.
Ich wäre selbst gar nicht mehr drauf gekom-
men. Ich hätte gesagt, der rechtliche Papst in
der ganzen Angelegenheit ist Herr Professor
Lukes in Münster. Der hat einen Kongress
organisiert. Da sind alle Fragen erörtert wor-
den bis hin zum Stand von Wissenschaft und
Technik. Aber ich weiß Einzelheiten nicht
mehr.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Ich darf
mal fortfahren und einen anderen Komplex
angehen. In einem Ergebnisvermerk von
Ihnen vom 22.08.1980 zu einem Ressort-
gespräch am 18.08.1980 - die Frau Vorsit-
zende hat darauf schon mal Bezug genom-
men; für das Protokoll: MAT 104, Band 19,
Blatt 160266 ff.; vielleicht haben wir auch da
die Möglichkeit, dem Zeugen dies mal vor-
zulegen -

(Dem Zeugen werden Unterlagen
vorgelegt)

führen Sie zum Thema der rechtlichen Be-
handlung der Errichtung des Schacht II,
„Rechtliche Bewertung“ auf Blatt 160268 Fol-
gendes aus - ich darf zitieren -:

Nach Auffassung von BMI und PTB
kann aus Rechtsgründen bei der
von der PTB geschilderten Aus-
gangslage auf ein atomrechtliches
Verfahren für den Schacht nicht
verzichtet werden, da der Schacht
von vornherein zu dem Zweck nie-
dergebracht wurde, an diesem
Standort zumindest die schwach-
und mittelaktiven Abfälle zu lagern
und damit ein Endlager zu betrei-
ben. Dies sei als Beginn der „Er-
richtung“ im Sinne des § 9 b des
Atomgesetzes anzusehen.

Bei dem Planfeststellungsverfahren
müsste eine gegenständliche Be-
grenzung des Entscheidungs-
gegenstandes erreicht werden. Die
Planfeststellungsbehörde sollte in
Teilabschnitten vorgehen. Zunächst
könne nur über die Errichtung des
Schachts und die damit unmittelbar
im Zusammenhang stehenden Fra-
gen entschieden werden.

In einer weiteren Vorlage von Ihnen an
den Minister vom 10.09.81 - für das Proto-
koll: MAT A 36, Blatt 120275 ff., Anlage 20;
auch da würde ich bitten, dem Zeugen die
Anlage vorzuhalten -

(Dem Zeugen werden Unterlagen
vorgelegt)

führen Sie unter Blatt 3 auf Blatt 120276 Fol-
gendes aus - ich zitiere weiter -:

In der Diskussion im Anschluss an
die Besprechung bei Ihnen deutete
sich an, daß die an das Abteufen
des Schachtes sich anschließende
Erkundung durch Auffahren der
Strecken höchstwahrscheinlich
weitgehend ein bergrechtliches
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Verfahren fordern wird, weil Quer-
schnitt und Wölbung der Erkun-
dungsstrecken kleiner sind als die
endgültigen für die Endlagernut-
zung. Planfeststellung wird insoweit
erst nach Abschluß der untertägi-
gen Erkundung erforderlich werden.

Waren Sie - jetzt meine Frage - damals
der Ansicht, dass das atomrechtliche Plan-
feststellungsverfahren allein für den Vorgang
des Abteufens der Schächte notwendig war,
aber nicht für das weitere Auffahren der
Strecken? Und weiter: Wenn ja, an welchen
Voraussetzungen haben Sie die Notwendig-
keit eines atomrechtlichen Planfeststellungs-
verfahrens für das Schachtabteufen festge-
macht?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Also, die tech-
nischen Details, wann was gemacht werden
sollte, waren ja noch weitgehend unent-
schieden zu der Zeit. Es wurde viel diskutiert,
auch auf politischer Ebene diskutiert. Da sind
natürlich alle möglichen Gedanken ins Spiel
gebracht worden. Aber ich meine, was ich
eben gesagt habe, dass es eben drei ver-
schiedene Anforderungsprofile geben muss,
je nachdem, was ich erreichen will - - sah ich
und sehe ich da auch heute eigentlich keinen
Konflikt. Ich halte es auch heute noch für
richtig, dass das atomrechtliche Verfahren
dann angewandt wird, wenn atomrechtliches
Material im Spiel ist. Das können Brennele-
mente sein, das können - das ist noch viel
wichtiger und schwieriger - Bauanteile sein.
Bauen Sie mal ein Atomkraftwerk ab, welche
Probleme dann entstehen. Das geht sicher-
lich nur über Atomrecht und Planfeststellung.
Das andere, was ich eben gesagt hatte,
meine ich, ist nach wie vor richtig. Wenn ich
das abteufen will und will Schächte bauen,
um zu erkunden, wie der Salzstock eigentlich
von innen aussieht - das müsste eigentlich
das Ziel einer solchen Erkundungsbohrung
oder Abteufaktion sein -: Dazu brauche ich
kein Planfeststellungsverfahren, denn da-
durch entsteht ja keine neue Gefahr, kein
neues Risiko, das durch dieses etwas um-
fangreichere und aufwendigere Verfahren
abgedeckt werden müsste.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Das
heißt also, Sie sind dann - das schlussfolgere
ich jetzt daraus - der Auffassung, dass das,
was dort tatsächlich durchgeführt wurde,
dann nicht unter Atomrecht zu bewerten war,
sondern so, wie das dann durchgeführt

wurde, dies auch eine spätere Entscheidung
des Bundesverwaltungsgerichts vom 9. März
1990 - die ist auch schon mal angesprochen
worden heute - entschieden hat, dass das so
rechtmäßig ist, dass das Verfahren, was
angewandt wurde, also das bergrechtliche
Verfahren, dort auch den Voraussetzungen
entspricht, dass dort dann auch technisch
das durchgeführt wurde, was heute dort ge-
macht wurde und dann auch rechtlich so
einzuordnen war - -

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja, der Ansicht
bin ich auch heute noch.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Das
heißt, die Möglichkeit, hier ein atomrecht-
liches Genehmigungsverfahren in Erwägung
zu ziehen, ist von Ihnen auch in den Vermer-
ken und den Abläufen bewertet und diskutiert
und dann auch niedergeschrieben worden
vor dem Hintergrund, dass für den Fall, dass
man dort andere Schritte angedacht hätte
und umgesetzt hätte, dann Atomrecht ins
Spiel gekommen wäre. Kann ich das so ver-
stehen?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja, was heißt
hier „andere“?

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Weiter-
gehende.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Die Voraus-
setzungen waren ja klar: Wenn ich einen
Schacht mache, brauche ich bergrechtliche
Verfahren. Das ist hier unstrittig. Erkun-
dungsbohrungen sind nach herkömmlichem
Bergrecht zu entscheiden. Es ist ja kein
neues Risiko, das da entsteht, mit dem man
sich abgeben muss. Das war bei meinem
zweiten Fall auch schon so. Wenn man sagt,
die Bohrungen ergeben eigentlich keine
Gründe, warum wir das nicht machen sollten,
warum man nicht den Schacht bauen sollte -
das Ergebnis ist also total negativ -, dann ist
das positiv zu gebrauchen. Der dritte Fall ist,
dass sich die Lagerstätte im Salzstock, die
die Garantie geben muss, dass vielleicht in
Millionen von Jahren keine Radioaktivität
austritt - - die erfordert das viel, viel strengere
Verfahren.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Hat sich
diese Auffassung so als einheitliche Auffas-
sung auf Arbeitsebene im Bundesinnen-
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ministerium dann herausgestellt und gefes-
tigt?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Also, ich gehe
davon aus, dass wir diese Meinung alle hat-
ten, ja.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Ist dies
auch mal der niedersächsischen Landes-
regierung so übermittelt worden? Können Sie
sich daran erinnern?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich überlege
gerade, wer denn da der Gesprächspartner
hätte sein können. Weiß ich nicht. Auf politi-
scher Ebene sicherlich nicht mit mir. Es kann
sein, dass da auf der politischen Ebene zwi-
schen Umweltministerium und niedersächsi-
scher Staatskanzlei Gespräche stattgefun-
den haben. Das weiß ich aber nicht.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Haben
Sie in Erinnerung, ob es damals zu dieser
Frage, die wir jetzt herausgearbeitet haben,
unterschiedliche Auffassungen zwischen den
beteiligten Ressorts gab? Oder war das eine
Auffassung, die durchgetragen wurde nicht
nur von Ihrem Ministerium, sondern auch von
den anderen beteiligten Ministerien?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich kann dazu
nichts Definitives sagen. Erfahrungsgemäß
war es aber so, dass wir beim Wirtschafts-
minister immer den Druck verspürten, mög-
lichst keine Schwierigkeiten zu machen im
Genehmigungsverfahren, im Erkundungs-
verfahren. Insofern habe ich etwas Hem-
mungen zu sagen, es bestand Konsens in
der Regierung. Aber es gab auch keinen
offen ausgetragenen Streit.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Die
Frage, die ich gestellt habe, geht ja mehr ins
Detail. Sie schildern jetzt - so verstehe ich es
jedenfalls - den größeren, den globalen
Rahmen. Aber bezogen auf die Frage, nach
Bergrecht zu erkunden, gab es da unter-
schiedliche Auffassungen zwischen den be-
teiligten Ressorts?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Kann ich mich
nicht erinnern. Jedenfalls war das kein
Problemfall. Dann würde ich mich vielleicht
noch daran erinnern.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Können
Sie sich nicht erinnern, oder gab es den
nicht?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein, ich kann
mich da nicht erinnern.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Gut,
okay.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich will nicht
ausschließen, dass darüber gesprochen und
verhandelt worden ist auf verschiedenen
Ebenen. Das will ich nicht ausschließen.
Aber ich weiß dazu keine Details.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Um noch
mal den Entscheidungsprozess zu beleuch-
ten: Sind nach Ihrer Erinnerung in der Abwä-
gung zu dieser Entscheidung, nach Berg-
recht zu erkunden, in der Diskussion über die
Rechtsgrundlagen jemals unangemessene
Gesichtspunkte eingeflossen, nach Ihrer
Erinnerung?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Können Sie
das vielleicht ein bisschen erläutern? Was
meinen Sie mit „unangemessen“?

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Dass ir-
gendwelche sachfremden Erwägungen
oder - - Ich will das allgemein formulieren: Ist
auf den Entscheidungsprozess Einfluss ge-
nommen worden, von wem auch immer, bei-
spielsweise der Politik? Oder haben Sie
fachlich fundiert die Informationen, die Ihnen
zur Verfügung standen, verwerten können,
um dann in Abwägung die Entscheidung zu
treffen?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Geben Sie mir
noch eine Sekunde Zeit. Ich muss noch mal
darüber nachdenken.

(Der Zeuge überlegt)

Mir fallen jetzt keine Details dazu ein.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Darf ich
Ihnen mal vorhalten eine Aussage, die der
ehemalige Bundesminister Dr. Baum in die-
sem Ausschuss zu dieser Frage getroffen
hat - für das Protokoll: ich zitiere Protokoll
Nr. 26, Seite 8 ff. -:

Auf die Frage:

Haben Sie Einfluss genommen auf
fachliche Äußerungen? Oder halten
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Sie das überhaupt für denkbar,
dass die Politik so etwas gemacht
hätte angesichts ja auch der damals
schon bestehenden hohen
Fachlichkeit, die man ja den Mitar-
beitern dort zubilligen musste?

hat er Folgendes geantwortet:

Ich kann mir das eigentlich nicht
vorstellen. Es wäre ja bekannt ge-
worden. Wie das Leben spielt, hät-
ten diejenigen, deren Meinung mit
einer Weisung weggeputzt worden
wäre, doch sich irgendwo gewehrt.
Also, ich kann nur noch mal sagen:
Die Stimmung war so aufgeladen,
dass jeder Zweifel der Manipulation
eine verheerende Wirkung gehabt
hätte.

Können Sie diese Einschätzung des da-
maligen Innenministers Dr. Baum teilen?
Schließen Sie sich dieser Auffassung an?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich sehe das
auch so. Ich habe ein bisschen Hemmung,
zu sagen von wegen aufgeladene Atmo-
sphäre. Das ist unter Beamten eigentlich
nicht üblich, dass man sich in aufgeladener
Atmosphäre über ein Problem unterhält. Aber
man hat durchaus seine Eckwerte, Kern-
werte, über die man verhandelt, über die
man redet. Das hat es hier sicherlich auch
gegeben. Das musste es geben für den In-
nenminister und das Wirtschaftsministerium.
Dafür waren die Spannungen zu groß. Die
konnten nur durch Konsens auf politischer
Gesprächsebene aufgelöst werden.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Gut. -
Dann darf ich Ihnen noch mal ein Zitat aus
der Entscheidung des Bundesverwaltungs-
gerichts vom 9. März 1990 vorhalten. Akten-
zeichen der Entscheidung ist 7 C 23/89. Der
Leitsatz lautet wie folgt - ich zitiere -:

Die untertägige Erkundung eines
Standorts ...

- hier war der Salzstock Gorleben gemeint -

auf seine Eignung für die Sicher-
stellung und Endlagerung radioakti-
ver Abfälle (§ 9 a Abs. III AtomG) ist
noch nicht der Beginn der Errich-
tung einer entsprechenden Anlage
und bedarf deshalb nicht der Plan-
feststellung nach § 9 b AtomG, dies
auch dann nicht, wenn Teile des
Erkundungsbergwerkes, wie z. B.
Schächte, nach Dimensionierung

und Bauausführung im Fall positiver
Standortentscheidung im dann auf-
grund einer Planfeststellung zu er-
richtenden Endlager Verwendung
finden sollen.

Stimmen Sie mir zu, dass das Bundes-
verwaltungsgericht damit die Rechtsauffas-
sung des Bundesinnenministers Dr. Baum
bestätigt hat?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja, so sehe ich
das auch.

(Dorothea Steiner (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Darf ich mal fra-
gen, ob das aus dem Urteil ist? Ich

habe das akustisch nicht mitge-
kriegt!)

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Das war
die Entscheidung vom 9. März 1990, Akten-
zeichen 7 C 23/89.

Wir haben dann keine weiteren Fragen,
ich jedenfalls nicht.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Gut.
Die Fraktion auch nicht mehr. - Dann geht
das Fragerecht jetzt über an die SPD-Frak-
tion. Bitte schön.

Ute Vogt (SPD): Ja, vielen Dank. - Herr
Dr. Getz, ich wollte Ihnen gerne auch noch
mal einen Vermerk zeigen - vielleicht können
wir den vorab übermitteln -: MAT A 104,
Band 19, Paginierung 160293 vom 9. Sep-
tember 1980. Da geht es auch wieder um
das Genehmigungsverfahren. Interessant an
dem Vermerk ist, dass Sie da selbst hand-
schriftlich etwas ergänzt haben. Vielleicht
wollen Sie die Gelegenheit nehmen, das auf
der zweiten Seite mal zu lesen. Das ist,
glaube ich, leichter, als wenn man das immer
hier vorliest.

(Dem Zeugen werden Unterlagen
vorgelegt)

Für die Zuhörer kann man das ja noch
mal sagen: Es geht mir vor allem um den
letzten Absatz, wo Herr Dr. Getz zitiert:

Bei einem politisch begründeten
Verzicht auf Planfeststellung für den
Schachtbau wird sorgfältiges
Rechtsgutachten aber für unerläß-
lich gehalten.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Das ist der
Vermerk RS I 1. Das ist meine Handschrift.
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Die vorigen Texte, die kann ich schlecht le-
sen; das ist auch nicht meine Handschrift.

Ute Vogt (SPD): Aber mir geht es auch
um das, was Sie da vermerkt haben, weil Sie
da schreiben: „Bei einem“ - und dann haben
Sie eingefügt - „politisch begründeten Ver-
zicht auf Planfeststellung“. Das lässt mich
darauf schließen, dass es eine Diskussion
gab, ob es nicht einfach zweckmäßiger,
pragmatischer, schneller und einfacher wäre,
auf das Planfeststellungsverfahren nach
Atomrecht zu verzichten, weil man das poli-
tisch für besser durchsetzbar hält. Das war
die Schlussfolgerung aus diesem - - Mich
würde interessieren, ob Sie sich noch erin-
nern, was die Motivation war für Ihre Anmer-
kung.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Also, die An-
merkung war vermutlich eine andere Mei-
nung, dass jemand eine andere Meinung
vorgetragen hat. Und dann habe ich das im
Vermerk, im Protokoll zum Ausdruck bringen
lassen, gebracht. „Das Planfeststellungsver-
fahren“, habe ich geschrieben, „wirft kaum
unlösbare Probleme auf.“ Da hat also ir-
gendjemand behauptet, das gäbe unlösbare
Probleme. Und dem habe ich mich entge-
gengestellt und habe gesagt: Das ist nicht
der Fall.

Bei einem politisch begründeten
Verzicht auf Planfeststellung für den
Schachtbau wird sorgfältiges
Rechtsgutachten aber für unerläß-
lich gehalten.

Also: Planfeststellung wird für unerlässlich
gehalten. Das ist richtig. Den Standpunkt
habe ich immer vertreten.

Ute Vogt (SPD): Und dieses „politisch
begründet“ - können Sie sich erinnern, ob es
da praktisch neben der juristischen auch eine
politische Debatte gab?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Es gab sicher-
lich politische Gespräche. Der Innenminister,
der Wirtschaftsminister, die niedersächsische
Landesregierung haben da sicher ständig die
Köpfe zusammengesteckt und gesagt: Wie
kommen wir aus dem Dilemma raus? Denn
die Bürgerbewegung war ja sehr stark, die
drohte ja, das Ganze zu zerstören, was man
sich so schön planerisch erdacht hatte. Und
dann sagt man, das wären aber keine unlös-
baren Probleme, dass die übertrieben hatten,

um also gewissermaßen das Problem wieder
handhabbar zu machen. Das war der Sinn
meines Vermerks dabei.

Ute Vogt (SPD): Also, aus den Akten
habe ich den Eindruck, dass Sie der Rechts-
auffassung von Professor Breuer sehr nahe
gestanden sind und dass es anfangs res-
sortübergreifend eine Meinung gab, dass
man möglichst das Atomrecht auch anwen-
det und ein Planfeststellungsverfahren
durchführt. Und dann kam die schon zitierte
Weisung des Unterabteilungsleiters, dass Sie
in der Öffentlichkeit dieses Gutachten von
Professor Breuer nicht mehr vertreten soll-
ten. Und irgendwann gab es dann eine
Kehrtwende, wo man sehr schnell dazu
übergegangen ist, zu sagen: Jetzt reicht das
Bergrecht.

Können Sie sich noch erinnern an diese
Auseinandersetzung und wie es dann dazu
kam, dass man anfangs ressortübergreifend,
auch mit dem Bundeskanzleramt, der Mei-
nung war: „Es ist vernünftig, nach Atomrecht
vorzugehen“, und plötzlich dann dazu über-
ging, zu sagen: „Bergrecht reicht doch ei-
gentlich“? Dieser Prozess interessiert mich,
wenn Sie sich da erinnern.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich kann dazu
keine näheren Feststellungen treffen. Ich
weiß nicht mehr, wie das gelaufen ist.

Ute Vogt (SPD): Und an diese Weisung
des Unterabteilungsleiters erinnern Sie sich
auch nicht mehr?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Doch. Durch
diese Diskussion und das, was Sie gesagt
haben, ist an Erinnerung wieder etwas zu-
rückgekommen.

(Abg. Reinhard Grindel (CDU/CSU)
und Abg. Dietrich Monstadt

(CDU/CSU) unterhalten sich)

Ute Vogt (SPD): Man versteht den Zeu-
gen ganz schlecht, und wenn Sie da mur-
meln, noch schlechter.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich muss mich
nur nach vorne beugen.

Ute Vogt (SPD): Ja, aber die murmeln da
drüben. Männer können nicht leise flüstern.
Sie müssten dann rausgehen. Das ist leider
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so. Das liegt an der Tiefe Ihrer Stimmen. -
Entschuldigung, Herr Dr. Getz.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Selbst wenn
die Diskussion zunächst gegen uns als In-
nenministerium gelaufen sein könnte, etwa,
weil Niedersachsen oder der Wirtschafts-
minister kein Planfeststellungsverfahren
wollten, ist ja nach diesem Gespräch hier,
über das Sie mir den Vermerk jetzt vorgelegt
haben, das Ergebnis ja wohl gewesen, das
dann von RS I 1 auch ohne Fremdgutachten
mitgetragen wird:

Bei einem politisch begründeten
Verzicht auf Planfeststellung ... wird
sorgfältiges Rechtsgutachten aber
für unerläßlich gehalten.

Ute Vogt (SPD): Ja, das war Ihre - - So
habe ich das interpretiert, dass Sie der Mei-
nung waren, man muss das rechtlich sorgfäl-
tig begründen.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja.

Ute Vogt (SPD): Die Schwierigkeit ist
aber, dass für uns in den Akten relativ plötz-
lich dieser Wechsel vorkommt, dass man im
Grunde recht schnell übergeht - einerseits -
von einer zuerst klaren juristischen Ansicht.
Können Sie sich noch erinnern, wie dieser
Wechsel zustande kam, dass man nur noch
auf Bergrecht setzt? Das war meine Frage.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich hatte ja
schon eben gesagt: Dass man auf Bergrecht
setzt, hat ja, wenn man ein bergrechtliches
Verfahren durchführen muss, oder: nur ein
bergrechtliches Verfahren durchführen muss,
so, wie es traditionell Stand der Technik im
Bergrecht ist - - dass das ja für den Zweck
geeignet ist, nur nicht, wenn ich atomare
Kernbrennstoffe einbringen will. Dann muss
ich auf jeden Fall den höheren Ansprüchen
gerecht werden. Für die bergrechtliche Er-
kundung genügt ein nach herkömmlichem
Stand der Technik gewähltes bergrechtliches
Verfahren. Das gilt sowohl für das formelle
juristische Verfahren wie für die anzuwen-
dende Technik. Da gibt es ja feste Techni-
ken, die dem Stand der Technik entspre-
chen. Da könnte man durch Wissenschaft
nur noch Unsicherheit schaffen, wenn man
Wissenschaft und Technik nimmt.

Ich weiß jetzt nicht, ob Sie mit meiner
Antwort zufrieden sind.

(Sebastian Edathy (SPD): Nein,
noch nicht! - Gegenruf des Abg.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das
muss auch nicht sein!)

Ute Vogt (SPD): Wir würden Ihnen gerne
noch mal einen anderen Vermerk zeigen.
Das ist MAT A 72, Band 13, Paginierung
542261. Das ist ein Vermerk vom 12. Juni
1981. Da steht ausdrücklich drin - - Das ist
auch ein Vermerk von Ihnen. Vielleicht kön-
nen Sie sich den noch mal anschauen, weil
Sie da noch mal deutlich machen, dass Sie
der Meinung sind, dass es ein Planfeststel-
lungsverfahren nach Atomgesetz geben
muss.

(Dem Zeugen werden Unterlagen
vorgelegt)

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja, das über-
rascht mich natürlich nicht. Diese Meinung
habe ich gehabt, die habe ich auch heute
noch. Sobald nukleares Material gehandelt
werden muss, braucht man das Plan-
feststellungsverfahren.

Ute Vogt (SPD): Ja, aber da geht es gar
nicht ums Einbringen, sondern es geht schon
um die Vorarbeiten. Und ich habe Ihren Ver-
merk so verstanden, dass Sie sagen: Auch
zur Planfeststellung in der Stufe 3 - schauen
Sie sich es mal selbst an - braucht man die-
ses atomrechtliche Verfahren, auch wenn
noch nichts eingebracht wird. - Sie können
sich ruhig die Zeit nehmen, das noch mal zu
lesen.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Sie machen
wahrscheinlich jetzt den Unterschied zwi-
schen Erkundung und Nutzung. Also, die
Erkundung des Salzstockes braucht kein
Planfeststellungsverfahren nach unserer
Rechtsauffassung.

Ute Vogt (SPD): Ja, aber ich will noch
mal auf den Vermerk, den wir Ihnen gegeben
haben - - Da schreiben Sie - ich zitiere das
noch mal -:

Das Gutachten kommt zu dem Er-
gebnis, „daß das Abteufen und der
Ausbau der beiden Schächte für
das geplante Endlagerbergwerk im
Salzstock neben der bergrechtli-
chen Betriebsplanzulassung der
vorherigen Planfeststellung nach
§ 9 b AtG bedürfen“ ...
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Und dann schreiben Sie, und das finde
ich spannend:

Dieses Ergebnis deckt sich mit der
Rechtsauffassung des Referats
RS I 1.

Also, das war der Grund, warum ich immer
davon ausgegangen bin, dass Sie mit Ihrem
Referat - und das geht ja aus mehreren Ver-
merken hervor - sich dafür starkgemacht
haben, dass es auf jeden Fall auch im Vor-
feld, bei der Erkundung, Erschließung schon
eines Atomgesetzverfahrens bedürfe, weil es
ja einen Schacht gibt in der Größe, wie er
später auch für die Einlagerung dann benutzt
werden würde. So vielleicht kurz.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja, ich weiß
nicht, ob ich da ein Problem übersehen hatte;
denn ich bin davon ausgegangen, wie ich
das anfangs sagte: Das Planfeststellungs-
verfahren ist dann, wenn es an die nukleare
Lagerung herangeht - - Vorher ist es Erkun-
dung. Dann muss ich wissen: Wie sieht der
Salzstock aus? Und, wie ich das schon
sagte, wenn das positiv ist, dann muss man
mehr ausprobieren, dann muss man eben
weitere Teile des Salzstocks untersuchen,
ohne dass dadurch aber das nukleare Risiko
mit eingespielt oder gar erhöht würde.

Ich denke, dass ich dann gesagt hätte,
dass dafür, für diese Erkundungsschächte,
ein Planfeststellungsverfahren erforderlich
ist. Das würde mich jetzt überraschen.

Ute Vogt (SPD): Ja, aber es gibt da, wie
gesagt, mehrere Vermerke. Ich habe einen
weiteren: MAT E 4; der ist vom 23. Da neh-
men Sie Bezug auf eine Ressortbesprechung
vom 23. Juni. Und da wird noch mal genau
das Gleiche - - dass nämlich für den
Schachtbau die Zulassung eines bergrecht-
lichen Betriebsplans nicht ausreicht, sondern
dass darüber hinaus ein Planfeststellungs-
verfahren notwendig ist.

Vielleicht zur Nachvollziehbarkeit. Mein
Eindruck ist: Ihr Referat war der Meinung, es
braucht auch im Vorfeld atomrechtliche Er-
kundung. Dann gab es da politische Beden-
ken. Insbesondere die Niedersachsen woll-
ten ein sehr schnelles Verfahren, wollten nur
noch Bergrecht. Und dann gab es auch in
Ihrem Haus Leute, die das vorangetrieben
haben, dass man es einfacher macht, nur
noch Bergrecht zu verwenden. Und dann hat
man sich nach einem Brief von Frau Breuel
praktisch auf das Bergrecht verständigt, und

die Fachmeinung des BMI hat sich dann
praktisch geändert und hat sich den politi-
schen Wünschen von Niedersachsen ge-
beugt.

So ist mein Eindruck aus den Akten. An-
ders lässt sich doch nicht erklären, dass Sie
als fachlich Zuständiger im Grunde regelmä-
ßig auf das Breuer-Gutachten und die Not-
wendigkeit des Atomrechts hingewiesen ha-
ben.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Also, ich kann
mich nicht erinnern, dass da ein Konflikt un-
gelöst geblieben wäre. Ich müsste ja dann
meine Meinung geändert haben, so wie Sie
das jetzt schildern. Anfangs habe ich den
harten Standpunkt vertreten, es braucht auf
jeden Fall ein planrechtliches Verfahren wie
für ein Endlager und nur einfaches Bergrecht
beim Abteufen, um zu erkunden, ob der
Salzstock wirklich brauchbar ist in großen
Tiefen und wie es mit der Plastizität aussieht,
die in 300 oder 900 Meter Tiefe noch wirkt.

Wenn Sie zitieren, dass ich da meine
Meinung geändert habe, dann muss das
wohl so stimmen. Ich kann mich aber nicht
daran erinnern.

Sebastian Edathy (SPD): Ich darf da
vielleicht anschließen; wir werden das viel-
leicht auch noch später vertiefen müssen.
Der Vermerk ist Ihnen ja gerade noch mal
ausgehändigt worden - Kopie vom 12. Juni
1981 -, wo, wie Frau Vogt schon ausgeführt
hat, Sie sich ausweislich Ihrer eigenen Aus-
führungen der Bewertung von Dr. Breuer
anschließen, dass ein vorheriges Plan-
feststellungsverfahren nach Atomgesetz nö-
tig ist. Es liegt uns vor. Das ist auch
MAT A 72, Band 13, fortlaufende Seiten
542265. Da findet sich ein handschriftlicher
Vermerk Ihres Unterabteilungsleiters, und
zwar auf dem Vermerk, den Sie ihm zu ge-
leitet haben, also auf dem Vermerk, auf den
Frau Vogt eben Bezug genommen hat. Und
in diesem handschriftlichen Vermerk schreibt
der Unterabteilungsleiter:

M + St H

- Minister und Staatssekretär Hartkopf -

haben am 2.7.81 in der Umweltlage
beschlossen, daß BMI sich diesem
theoretischen Gutachten nicht an-
schließt. Beide sind der Meinung
von Frau Breuel ...
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Würden Sie mir zustimmen, dass das
ganz offenkundig ein handschriftlicher Ver-
merk Ihres Unterabteilungsleiters ist, der
inhaltlich im Gegensatz zu den Aussagen
Ihres ursprünglichen Vermerkes steht?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Also, ich - -

Sebastian Edathy (SPD): Sie haben ja
ausgeführt in Ihrem Gutachten, Entschuldi-
gung, in Ihrem Vermerk, dass Sie sich den
Aussagen des Gutachtens von Herrn
Dr. Breuer anschließen. Daraufhin notiert der
Unterabteilungsleiter, man habe auf höherer
Ebene beschlossen, sich dem nicht anzu-
schließen. Das ist ja offenkundig eine nicht
einheitliche Position zu dem, was Sie vertre-
ten haben.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Darf ich noch
mal fragen: Wie ist jetzt Ihre Frage an mich?

Sebastian Edathy (SPD): Na ja, Sie ha-
ben ja vorhin, wenn ich das noch kurz nach-
hakend fragen darf, gesagt, es würde Sie
sehr wundern, wenn Sie eine ursprünglich
andere Auffassung vertreten hätten als Ihre
Dienstvorgesetzten. Aber aus diesen Unter-
lagen geht doch eindeutig hervor, dass es so
war.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja, dann kann
ich nur sagen: Ich kann dazu nichts weiter
sagen. Ich weiß nicht, wie das - -

Sebastian Edathy (SPD): Ich habe auch
keine Fragezeit mehr.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Gut.
Herr Dr. Getz, damit ist die Fragezeit der
SPD-Kollegen zunächst erschöpft. Es kann
aber sein, dass diese Frage noch mal auf Sie
zukommt. - Das Fragerecht geht jetzt an die
Kollegin und den Kollegen von der FDP-
Fraktion. Bitte schön.

Angelika Brunkhorst (FDP): Ja. Herr
Dr. Getz, wir sitzen links von Ihnen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herr Dr. Getz, die FDP-Kollegen sitzen auf
der Seite. - Bitte schön.

Angelika Brunkhorst (FDP): Ja, Herr
Dr. Getz, nun ist schon vieles vorab ausge-

führt worden. Ich will deswegen auch gleich
in die Fragen einsteigen, die ich habe.

Nun sind Sie ja bekanntermaßen Jurist
und kein Geologe. Aber es wurde ja damals
durchaus viel über die sogenannte
Eignungshöffigkeit diskutiert. Dieser Begriff
wird Ihnen ja auch damals sicherlich über
den Weg gelaufen sein. Ich möchte die erste
Frage darauf beziehen: Ist die Bundesregie-
rung in Ihrer Erinnerung, in der Zeit also, als
Sie Referatsleiter waren im Bundesinnen-
ministerium - - Ist das BMI grundsätzlich von
der Eignungshöffigkeit ausgegangen? Haben
Sie das so empfunden? Wie ist das diskutiert
worden?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein. Es gab
ja sehr viel wissenschaftlichen Sachverstand,
der ja herangezogen worden ist. Ich er-
wähnte eben schon mal die vier Kommissio-
nen. Jede Kommission nahm ja für sich in
Anspruch, Papst auf ihrem Fachgebiet zu
sein. Und da haben sich die Bundesregie-
rung und auch die einzelnen Referenten na-
türlich weitgehend abstützen lassen. Wir
haben ja eigene Referate. Bei RS I waren ja
sechs technische Referate noch. RS I 1 war
nur das Rechtsreferat und das Kopfreferat,
wie man das so nannte. Aber der Stand der
Technik musste bei den anderen Kollegen
abgefragt werden.

Angelika Brunkhorst (FDP): Also kann
man das mit Ja beantworten.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja.

Angelika Brunkhorst (FDP): Man ging
grundsätzlich von der Eignungshöffigkeit aus.

Dann wollte ich Sie weiter fragen: Hat die
Bundesregierung damals auch wirklich ein-
drücklich immer wieder betont oder ist sie
davon ausgegangen, dass eine endgültige
Eignungsaussage erst nach Abschluss der
bergmännischen Erkundung getroffen wer-
den kann?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja, das ist
wohl sicherlich richtig.

Angelika Brunkhorst (FDP): Danke
schön. - Ich möchte jetzt über die Öffentlich-
keitsarbeit in der damaligen Phase sprechen,
weil ja Verfahren nach Bergrecht oder nach
Atomrecht oder die Planfeststellung ja immer
auch unterschiedliche Öffentlichkeitsbeteili-
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gung implizieren. Ich möchte noch mal nach-
haken, wie die Öffentlichkeitsbeteiligung, so,
wie sie damals abgelaufen ist, in Ihrer Erin-
nerung sozusagen stattgefunden hat.

Ich will jetzt ein paar Ausführungen ma-
chen - vielleicht haben Sie das schon in Er-
innerung -, einfach, um Ihnen einen Leitfa-
den anzubieten. Also, es war so, dass es
einen Besuch gegeben hatte, und zwar von
Bundesminister Baum, am 10. Januar 1980.
Er hat den Raum Gorleben besucht und hat
dort natürlich mit Vertretern seiner eigenen
Partei gesprochen. Er hat gesprochen mit
der Gorleben-Kommission, der Presse und
den Bürgerinitiativen. Ich beziehe mich hier
auf MAT A 12, Seite 040209.

In diesen Gesprächen hatte dann Minister
Baum ihnen weiterhin auch die Möglichkeit in
Aussicht gestellt, dass umfassende Informa-
tion der Bürgerinitiative, überhaupt der Bür-
ger stattfinden soll. Und am Freitag/Samstag,
15. und16. Mai 81, fand ja auch im Gildehaus
in Lüchow eine gemeinsame Informations-
veranstaltung des BMFT und des BMI statt.
Die Veranstaltung hieß „Öffentliche Informa-
tionsveranstaltung im Rahmen des Energie-
dialoges des Bundesministeriums für For-
schung und Technologie“. Und dort wurden
ja seinerzeit die bisherigen Ergebnisse, die
nun für eine mögliche Erkundung zu einem
Endlager für radioaktive Abfälle aufgestellt
wurden, vorgestellt. Ich beziehe mich auf
MAT A 52, Band 3, Seite 000207, und auf
MAT B 13.

Ich würde Sie ganz gerne erst mal fragen:
Hatten Sie zu irgendeiner Zeit - ich gebe
Ihnen das jetzt als Erinnerung - den Ein-
druck, die Öffentlichkeitsarbeit ist ausrei-
chend? Oder hatten Sie den Eindruck, da
wird sogar mehr Öffentlichkeitsarbeit ge-
macht, als man braucht? Oder hatten Sie
den Eindruck, dass man eher versucht hat,
die Öffentlichkeitsarbeit, sagen wir mal, zu
minimieren, also da einzuschränken?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Es gab ja ge-
nügend Probleme, auch politische Probleme.
Es gab auch bei den Bürgern ja große Un-
ruhe. Das wissen wir ja aus eigener Erfah-
rung und heute ja auch wieder. Dass es zu
viel Öffentlichkeitsarbeit gegeben hätte, hat
nun keiner behauptet. Wir waren mehrmals
da. Es war nicht nur Herr Minister Baum da.
Der Staatssekretär ist auch mal da gewesen;
ich erwähnte es schon. Ob der Forschungs-
minister auch mal da war, weiß ich nicht.
Könnte sein, dass der auch mal da gewesen

ist. Der steckte ja auch in der Finanzierung
mit drin.

Die Bürger waren - - Das genügte denen
natürlich nicht, auch wenn gesagt wurde,
was man vorhatte. Die Bürger wollten einfach
im Grunde genommen über die Bürgerbetei-
ligung das Verfahren lahmlegen, die wollten
gar kein Endlager da haben. Das stellte sich
bald raus. Und da kann dann natürlich noch
so viel Öffentlichkeitsarbeit entwickelt und
angeboten werden, die wird dann einfach
nicht angenommen.

Aber dazu habe ich - - Ich bin für Öffent-
lichkeitsarbeit nicht zuständig gewesen. Ich
kann da keine eigenen Erfahrungen einbrin-
gen. Aber der Bedarf nach Beteiligung war
schon originär entwickelt worden dort. Das
hat es so in dieser Form vorher nie gegeben.

Angelika Brunkhorst (FDP): Also war es
eine neue Qualität aus Ihrer Sicht?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja, es hatte
eine neue Qualität, und da mussten sich die
Verwaltung und die Politik drauf einstellen.
Nur so ist es zu verstehen, dass sowohl der
Staatssekretär hingeflogen ist als auch dann
kurze Zeit darauf der Minister, Minister
Baum.

Angelika Brunkhorst (FDP): Gab es
denn aus Ihrer Sicht - ich meine, Sie sind ja
Jurist - im bergrechtlichen Gesetzesrahmen
eigentlich auch diese Rechtsgrundlage für
diese Art der Öffentlichkeitsbeteiligung?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich weiß es
nicht. Ich könnte mir aber denken, dass wir
da kein großes Problem drin gesehen haben.
Irgendwo habe ich das Stichwort gefunden,
man könnte eine Bürgerbeteiligung auch
freiwillig durchführen. Ich weiß nicht mehr,
von wem der Vorschlag kam, aber der hing
auch mal in der Luft. Aber ich meine, das
wäre gar nicht nötig gewesen. Die rechtli-
chen Vorschriften bieten da genügend Mög-
lichkeiten.

Angelika Brunkhorst (FDP): Danke. -
Ich habe eine weitere Frage. Ich will jetzt
noch mal auf einen Besprechungsvermerk
zurückkommen. Und zwar geht es hier um
einen Besprechungsvermerk, der auf Ar-
beitsebene gemacht wurde, vom 24. Juni
1982, an der Vertreter des Bundesministe-
riums des Innern, des Bundesministeriums
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für Forschung und aus dem Bundeskanzler-
amt Herr Hanning teilgenommen haben. Da-
bei wurde eine Konzeption besprochen für
die Informationsveranstaltung direkt vor dem
Schachtabteufen. Man hatte dort viele Anre-
gungen der Bürgerinitiativen auch berück-
sichtigt. Dort wurde zwar auch dann noch der
Wunsch geäußert, dass man doch bitte ein
zweites Gorleben-Hearing machen sollte.
Dem ist dann nicht stattgegeben worden,
aber es wurde dann hier von Herrn Bundes-
minister Baum zugesagt, dass also weitrei-
chende Information, also auch Ergebnisse
von Bohrungen usw. - - dass das alles sehr
transparent gemacht werden sollte und dass
es eben auch den Bürgern vor Ort zur Verfü-
gung gestellt werden soll. Ich beziehe mich
hier auf MAT A 12, Seite 040231 folgende.

Und dann gab es ja noch eine Veranstal-
tung vor dem Schachtabteufen in Hitzacker.
Das war am 27./28. Mai 83. Da waren Sie
bereits nicht mehr Referatsleiter. Haben Sie
diese ganzen Bestrebungen, vor Ort Infor-
mationshearings, vor Ort Informationsveran-
staltungen zu machen und auch mit der
Gorleben-Kommission zusammen - - Wie
weit waren Sie in diese Dinge mit einbezo-
gen? Gehörte das mit zu Ihrem Aufgaben-
bereich, oder haben Sie das nur beobachtet?
Und wenn ja, was haben Sie getan oder be-
obachtet in diesem Zusammenhang?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Also, ich habe
aus der Sicht meines Referates - ich sagte,
wir waren auch Kopfreferat - die Bürgerbetei-
ligung überall unterstützt. Wir haben sie auch
gefordert. Wir haben immer gesagt: An man-
gelnder Bürgerbeteiligung darf das Vorhaben
nicht scheitern, also machen wir das doch
so. - Und im Prinzip, meine ich, wäre die
Veranstaltung auch so gelaufen. Man hat
zwar nicht die Bürger alle beruhigen können,
aber ich glaube, es war wohl seriös als In-
formation angekommen. Und dass man das
noch mal machen wollte, da kann ich verste-
hen, dass die Politik da gesagt hat: Nein,
noch mal machen wir das nicht. Einmal muss
genügen. - Dafür habe ich auch ein gewisses
Verständnis.

Angelika Brunkhorst (FDP): Danke
schön.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank. - Damit ist das Fragerecht
der FDP-Fraktion erschöpft. - Das Fragerecht
geht jetzt an Die Linke. Bitte schön.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Vielen
Dank, Frau Vorsitzende. - Herr Dr. Getz, erst
mal vielen Dank, dass Sie sich hier für Fra-
gen zur Verfügung stellen. Ich habe folgende
Frage, und zwar beziehe mich da auf Ihren
schriftlichen Antwortentwurf, auf den
Punkt 15. Da sagen Sie aus:

Wenn daran gedacht sein sollte, die
Erschließung des Salzstocks Gor-
leben auf die Stufen 1 und 2 zu be-
schränken,

- also für die Erkundungsschächte so aus-
zulegen -

dass diese Schächte auch für die
Endlagerung atomarer Abfälle ge-
braucht werden könnten, wäre
schon für diese Erkundungs- und
Nutzungsschächte wegen der er-
forderlichen Vorsorge gegen Schä-
den ein Planfeststellungsverfahren
unverzichtbar.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Wir wissen
ja heute, was Sie 1981/82 noch nicht wissen
konnten, dass die Schächte und dieser hori-
zontale Ausbau in einer Weise gebaut wur-
den, die für die Einlagerung von radioaktivem
Material geeignet ist. Die Größe gibt das ja
her. Würden Sie sagen, dass es also vor
diesem Hintergrund ein atomrechtliches
Planfeststellungsverfahren hätte geben müs-
sen?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich überlege
jetzt gerade. Man hat ja in dem Stadium noch
nichts mit den nuklearen Risiken zu tun, und
das war für mich immer das entscheidende
Kriterium. Wir brauchen Planfeststellung,
wenn ich neue Risiken eingehe, mich auf
neue Risiken einlasse, nukleare Risiken hier
zum Beispiel. Dann brauche ich es auf jeden
Fall. Wenn ich aber nur das Risiko habe, das
ich bei jedem Bergbau vorfinde - - Ob ich nun
Kohle abbaue oder Braunkohle abbaue oder
Salz abbaue, das ist im Wesentlichen das
gleiche technische Risiko, und es gibt die
gleichen technischen Mittel, um die Probleme
zu lösen. Damit sind ja auch Probleme ver-
bunden: das Leben der Kumpels unter Tage.
Aber das nukleare - - Wenn das im Atom-
gesetz eben so drin steht, bin ich der An-
sicht, das wird erst dann atomrechtlich ge-
nehmigungspflichtig, wenn es um nukleares
Material geht. Und wenn das erste Fass oder
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das erste Eisenstück ankommt, das aus ei-
nem abgebrannten Reaktor kommt, dann
muss das Verfahren schon durchgezogen
sein. Schon die Absicht muss genügen, um
das Verfahren nach Atomrecht durchzufüh-
ren.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Dann ver-
stehe ich Ihre Aussage hier allerdings an-
ders. Sie schreiben ja, wenn diese Schächte
auch dafür gebraucht werden „könnten“, also
die Form, die Größe das hergibt, „wäre
schon für diese Erkundungs- bzw. Nutzungs-
schächte“ - ich zitiere Sie - „wegen der erfor-
derlichen Vorsorge gegen Schäden ein
Planfeststellungsverfahren unverzichtbar.“
Das haben Sie selber so geschrieben.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Jetzt sind
die Schächte in einer Weise gebaut worden -
dieser horizontale Ausbau -, der genau das
hergibt. Also deshalb noch mal meine Frage.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Darf ich noch
mal fragen? Gorleben ist doch nicht gebaut
worden, da ist noch nichts gemacht worden.
In der Asse ist - -

Kornelia Möller (DIE LINKE): Haben Sie
sich das vor Ort angesehen, -

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein.

Kornelia Möller (DIE LINKE): - wie groß
die Schächte sind, wie groß der horizontale
Ausbau ist?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein, weiß ich
nicht. Nein.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Genau. Es
ist eine Größe, die die Einlagerung, so wie es
ist, erlaubt, ohne Neubau. Von daher be-
ziehe ich genau diesen Antwortentwurf auf
Frage 15 darauf, dass Sie - so verstehe ich
Sie darin - sagen: Jawohl, wenn dieser Aus-
bau so vonstatten gegangen ist, dass man
dort radioaktives Material einlagern könnte,
dann hätte ein Planfeststellungsverfahren
erfolgen müssen.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Danke
schön. - Ich habe dann eine weitere Frage.
Danke, dass Sie mir das so beantwortet ha-
ben. Das deckt sich ja mit Ihrem Antwortent-
wurf. Leider ist ja nun von der CDU/CSU-
Fraktion kaum jemand da, um es auch wirk-
lich zur Kenntnis zu nehmen. Das heißt, es
hätte ein Planfeststellungsverfahren geben
müssen.

Jetzt habe ich eine weitere Frage, und
zwar zu dem Gutachten von Professor
Breuer. Können Sie mir erklären, warum in
dieser komplizierten Frage „Atomrecht oder
nicht?“ - und wir behandeln das ja jetzt die
ganze Zeit, und es wird ja deutlich, dass es
nicht so einfach ist - nicht einmal die kom-
plette Fertigstellung des Gutachtens von
Professor Breuer abgewartet wurde? Und
können Sie mir auch erklären in dem Zu-
sammenhang, warum dieses Gutachten oder
die Empfehlungen des Gutachtens über-
haupt nicht mit eingeflossen sind, also dem
Gutachten nicht gefolgt wurde? Das ist ja ein
Gutachten, was im Einvernehmen mit allen
Ressorts in Auftrag gegeben wurde.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Die Gründe
weiß ich nicht mehr. Vielleicht können Sie
noch mal spitz Ihre Frage kurz wiederholen.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Es geht mir
darum: Warum ist die Fertigstellung des Gut-
achtens nicht abgewartet worden? Es ist ja
sehr unökonomisch, ein Gutachten in Auftrag
zu geben und dann das Ergebnis nicht ab-
zuwarten, sondern vorher schon zu ent-
scheiden.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Warum man
das nicht abgewartet hat, weiß ich nicht. Man
hätte ja eigentlich regulär sagen müssen:
Erst muss die Rechtsgrundlage klar sein,
dann kann ich anfangen abzuteufen, und
nicht anders herum.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Das ist ja
eigenartig.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja, weiß ich
aber nicht. Ich weiß auch nicht, warum
Breuer das nicht mehr zu Ende gemacht hat.
Ich weiß das nicht mehr.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Nein, nein.
Er hat es fertig gemacht; aber es ist nicht mit
eingeflossen.
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Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ach so. Nein,
davon habe ich überhaupt keine Ahnung.
Was da eingeflossen ist in die späteren Ar-
beiten, das weiß ich nicht.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Mir geht es
so wie Frau Vogt, dass ich den Eindruck
hatte aus all den Unterlagen und auch jetzt in
der Beantwortung der Frage, ob ein Plan-
feststellungsverfahren hätte erfolgen müs-
sen, dass Sie schon darum gekämpft haben,
dass es dieses Planfeststellungsverfahren
auch hätte geben müssen. Jetzt stellt sich für
mich die Frage: Mit dem Regierungswechsel
1982 haben Sie ja Ihren Posten verlassen;
das heißt, Sie mussten ihn räumen. Hat das
was damit zu tun, dass Sie dieses - -

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Das hat damit
überhaupt nichts zu tun. Ich habe auch mei-
nen Posten - - Ich musste ihn auch nicht
räumen, sondern der Abteilungsleiter U,
Umweltabteilung, hat mich angefordert.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Aha.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Der wollte ha-
ben, dass ich bei ihm das Kopfreferat über-
nehme, U I 1, das zuständig war für die ge-
samte Umweltplanung. Dazu ist er dann da
hingekommen und hat mich gewissermaßen
abgeworben.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Also war
das ein Karrieresprung.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Das war - - Ich
war vorher auch Ministerialrat und war es
danach auch. Beim Ministerialrat hört ja dann
die Karriere langsam auf. Aber das hat mit
dem Regierungswechsel gar nichts zu tun.
Ich meine sogar, ich hätte alle Regierungen
elegant überstanden.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Vielen
Dank.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank. - Nun hat das Fragerecht
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Herr Dr. Getz, ich bin hier.
Hallo? - Die Grünen sind hier.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ah, da sind
Sie.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ich stelle fest oder erlaube mir,
festzustellen, dass Sie sehr loyal sind. Sie
haben ja gesagt, es gab so ein etwas ge-
spanntes Verhältnis mit Ihrem direkten Vor-
gesetzten, mit dem Herrn Pfaffelhuber. Aber
tatsächlich hatten Sie ja, wenn ich diese Un-
terlagen bewerte, einen handfesten Konflikt
des Öfteren. Ich finde Sie auch sehr mutig an
manchen Stellen. Ich möchte das mal ein
bisschen belegen. Also, ich beziehe mich
jetzt hier auf MAT A 96, Band 13; es kann
sein, dass sich andere auch schon mal da-
rauf bezogen haben, weil das wohl mehrfach
in den Akten vorliegt. Da geht es um eine
Vorlage für den Herrn Minister, und da be-
schreiben Sie den Ablauf dessen, worüber
wir jetzt auch vielfach hier schon geredet
haben, was im Vorfeld des Abteufens dieser
beiden Erkundungsschächte an Entschei-
dungen anstand, zum Beispiel eben: berg-
rechtliches oder atomrechtliches Verfahren?

Sie beschreiben dann diese beiden Gut-
achten, die es gibt, dieses Pro und Kontra,
und wie der Ablauf war, also dass Sie da
auch Vermerke gemacht haben für ein Ge-
spräch, das stattfinden sollte und das dann
nicht stattfand. Sie schreiben da:

Das vorgesehene Gespräch fand
nicht statt. RS I gab Weisung

- das haben wir schon gehört -

an RS I 1,

- also Sie -

Auffassung nicht mehr zu vertreten.

Er hat Ihre Vorlage auch nicht weitergeleitet.
Sie beschreiben das alles in diesem Brief an
den Minister und schreiben dann auch:

Vierter Punkt: Bewertung. RS I 1
hält an seiner Auffassung fest.

Also, Sie beschreiben die Weisung, die
Sie bekommen haben, nicht daran festzu-
halten und das auch nicht mehr zu vertreten,
beschreiben den ganzen Vorgang in einem
Brief an den Minister und schreiben dann in
der Bewertung, dass Sie an Ihrer Auffassung
festhalten. Das finde ich schon mutig nach
dem, was ich - das muss ich zugestehen -
jetzt erst durch diesen Untersuchungsaus-
schuss so gehört habe, wie das so ist in den
Hierarchien der Verwaltungsebenen, und
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dass man sich einer Weisung im Allgemei-
nen nicht widersetzt. Sie haben sich der ja
nicht nur widersetzt, indem Sie gesagt ha-
ben, Sie halten an Ihrer Meinung fest, son-
dern Sie haben auch das Ganze an den Mi-
nister weitergeleitet. Erinnern Sie sich daran?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja, vage; aber
ich weiß, dass da so was gelaufen ist.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wie ist denn dieser Konflikt dann
ausgegangen? Ich meine, das war ja im
Grund ein harter Angriff gegenüber Ihrem
direkten Vorgesetzten. Wie ist das denn aus-
gegangen?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja, der hat
sich wohl - - Der Unterabteilungsleiter hat
das auch zur Kenntnis genommen. Der
Staatssekretär brauchte ja nur mal zu hus-
ten, dann war das klar, wie die Meinung der
Leitung des Hauses ist.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja. - Und hat der Staatssekretär
gehustet?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja, ich nehme
an. Sonst hätte es mich ja getroffen.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja, ja. Aber Fakt ist ja, dass man
Ihrer Auffassung nicht gefolgt ist. Das ist ja
das, was leider Gottes passiert ist; denn
auch ich teile Ihre Auffassung, dass das rich-
tig gewesen wäre. Frau Möller hat Ihnen ja
gerade dargelegt, dass die Schächte auch
tatsächlich so gebaut wurden, so dimensio-
niert, dass man sie zur Einlagerung benutzen
kann. Frau Vorsitzende Flachsbarth hat Ih-
nen am Anfang vorgetragen, dass Herr
Dr. Rösel, den wir als Sachverständigen hier
hatten, uns dargelegt hat, warum das Sinn
machte aus bergmännisch-technischer Sicht,
um den Salzstock nicht zu sehr zu verletzten.
Dem kann ich folgen. Aber nichtsdestotrotz
hätte man in diesem Fall ein atomrechtliches
Verfahren anwenden müssen, und das ha-
ben Sie uns ja auch noch mal bestätigt. Also,
man ist Ihrer Auffassung hier dann nicht ge-
folgt.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja. Das be-
daure ich natürlich.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja, das ist sehr bedauerlich. -
Aber das hatte jetzt für Sie merkbar nicht
irgendwie - - Also, Sie haben in der Erinne-
rung nicht, dass da eine Enttäuschung bei
Ihnen war?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein. Ich war
das gewohnt. Ich fand das ja auch span-
nend, die Arbeit in dem Referat. Wann hat
man schon als Beamter, als der man ja nor-
malerweise eine ruhigere Lebensart pflegt,
die Gelegenheit, so spannende Sachen zu
machen und sich da einzumischen? Das
habe ich mit Wonne getan. Und natürlich
kriegte ich dann auch mal Konflikte und be-
kam auch schon mal den einen oder anderen
übergebraten, dass ein Vorgesetzter mich
rügte, mich auch im Namen des Staats-
sekretärs rügte. Dann habe ich mich ent-
schuldigt, und dann war die Sache wieder in
Ordnung. Ich habe keine nachtragenden
Feinde gehabt; sagen wir es mal so.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Und dass Sie 82 dann tatsächlich
gewechselt haben in ein anderes Referat,
glauben Sie, das hatte auch gar nichts damit
zu tun?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ich meine, das musste ja keine
Degradierung gewesen sein. Aber dass man
einfach sagte: „Den kritischen Kopf, der da
seine eigene Meinung hat, den wollen wir
hier an der Stelle nicht mehr haben“, das ist
völlig ausgeschlossen Ihrer Erinnerung
nach?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Also, ich habe
davon nichts gemerkt. Meiner Ansicht nach
bin ich nie in politischem Gerede gewesen.
Und dieser Wechsel zu U I 1 war völlig au-
ßerhalb jeder Karriereplanung. Ich war Mi-
nisterialrat und war es da auch. Nur das Auf-
gabengebiet war ein anderes. Ich hatte si-
cherlich keine Lust mehr, Reaktorsicherheit
noch weiterzumachen. Man will ja schließlich
nicht, dass der „Referent für nukleare Si-
cherheit“ bis ans Lebensende einem anhaf-
tet, sondern mal will ja auch mal was ande-
res machen und positive Zeichen setzen. Mit
dem Umweltschutz habe ich das getan.
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Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Aber Sie hatten sich nicht darum
beworben, sondern das ist auf Sie zuge-
kommen.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein. Der Ab-
teilungsleiter U ist auf mich zugekommen -
ich kann Ihnen noch genau sagen, wo und
wann das war - und hat mich abgeworben
sozusagen.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Gut. - Aber Sie würden jetzt auch
nicht ausschließen, dass es vielleicht auch
Gespräche innerhalb Ihres Hauses oder - -
gab, die sagten: „Könnt ihr uns den nicht mal
vielleicht vom Hals schaffen? Der ist da zu
störrisch in seiner Meinung“?

(Zuruf von der CDU/CSU)

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein. Den Ein-
druck habe ich nie gehabt. Das wäre auch
unverständlich. Nach Tschernobyl haben die
mich ja noch mal zurückgerufen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja,
eben!)

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Könnten die Herren da rechts es
vielleicht mal ertragen, dass man auch mal
ein bisschen in der Weise fragt, wie mein
geschätzter Kollege Grindel das sehr häufig
und gerne tut?

(Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Das
machen wir nicht!)

- Lassen Sie mich einfach mal fragen. Der
Zeuge antwortet ja. Ich setze ja niemanden
unter Druck. Nehmen Sie Ihre Fragezeit für
sich in Anspruch.

Ich habe jetzt noch eine Frage aus der
gleichen Vorlage. Da haben Sie bei der Be-
wertung noch einen Punkt. Da steht:

Inzwischen nicht mehr auszuschlie-
ßende Zweifel an der Eignung des
Salzstockes lassen Abteufen der
Schächte jetzt nicht mehr als Be-
ginn der Errichtung des Endlagers
erscheinen (fraglich, ob als Argu-
ment nach außen verwendbar).

Also, das Ganze ist von Ihnen unterschrie-
ben - Getz -, das ist Bewertung, und da geht
es darum, dass Sie vorschlagen, was für
Argumente man sozusagen noch in die De-
batte bringen könnte, und eben diese Über-
legung, ob man diese nicht mehr auszu-

schließenden Zweifel nicht argumentativ
verwenden könnte, um zu sagen: Damit ist
doch ganz klar, dass wir jetzt erst mal erkun-
den und dass es noch gar nicht um die Er-
richtung des Endlagers gehen kann. - Wel-
che Zweifel hatten Sie denn da im Kopf?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich weiß es
nicht mehr. Tut mir leid, ich kann mich daran
nicht mehr erinnern.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Okay. Danke schön.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, herzlichen
Dank. Damit sind wir am Ende der ersten
Berliner Runde und starten natürlich mit
Freude in eine weitere.

Inzwischen ist aus der FDP-Fraktion die
Frage an mich herangetragen worden, ob es
denn möglich sei, dass der Ausschuss seine
Sitzung unterbrechen möge für die Zeit der
Eidesleistung des neuen Bundesgesund-
heitsministers, die im Plenum um circa
13.00 Uhr vonstatten gehen wird.

(Zuruf: 12.38 Uhr!)

- Um 12.38 Uhr, also in ungefähr fünf Minu-
ten. - Ich möchte darauf hinweisen, dass
danach aber die reguläre Unterbrechung
unserer Sitzung von 14 bis 15 Uhr stattfinden
wird, wie immer und wie vereinbart. Könnte
der Ausschuss sich darauf einigen, dass wir
im Prinzip jetzt die Sitzung unterbrechen und
uns dann spätestens um 13 Uhr hier wieder
treffen würden? Das würde ich vorschlagen.
Das ist meine Frage an Sie. - Frau Kotting-
Uhl.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Also, wir würden gerne noch mal
im Anschluss jetzt fragen, ohne eine Unter-
brechung davor. Ich meine, das hätte man ja
auch gestern eigentlich bereden können;
dann hätten wir vielleicht ein bisschen anders
geplant. Das fällt ja nicht heute vom Himmel.

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich
hatte gedacht, die werden heute

Morgen vereidigt!)

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Gut. - Also, ich sehe, dass im Ausschuss hier
nicht spontan Einigkeit über diese Frage,
geschweige denn Zustimmung zu dieser
Frage zu erzielen ist. Sonst würden wir eine
Beratungssitzung einberufen.
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Reinhard Grindel (CDU/CSU): Also, der
Herr Buschmann hat doch zu Recht darauf
hingewiesen, dass die Zeit eilt. Wenn wir
jetzt bis 12.38 Uhr beraten, ist es ja witzlos.
Also, mein Vorschlag wäre, dass wir den
FDP-Kollegen Gelegenheit geben, teilzu-
nehmen, dass sie dadurch aber ihr Frage-
recht nicht verwirken. Können wir uns darauf
einigen? Ist das okay?

(Zurufe: Ja! - Sehr gut!)

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Ja.
Das ist doch wunderbar.

(Zuruf: Wie salomonisch!)

- Eine wunderbare Lösung. - Dann würde
jetzt das Fragerecht tatsächlich wieder der
CDU/CSU-Fraktion zustehen. Bitte schön.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Herr
Dr. Getz, ich darf noch mal auf den Ablauf,
den wir die ganze Zeit hier bearbeitet haben,
zu sprechen kommen, und zwar auf die
Herausarbeitung der Frage: Erkundung, Nut-
zung? Ich habe Sie vorhin in meiner Befra-
gung so verstanden in den Antworten, dass
Sie gesagt haben: Solange - das bezieht sich
vor allen Dingen auf die Stufen 1 und 2 - nur
eine Erkundung ansteht, ist ein Planfeststel-
lungsverfahren, also bezogen auf die Stu-
fen 1 und 2, nicht erforderlich. - Können Sie
mir da insoweit zustimmen?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja, so habe ich
das - -

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Es
fragt jetzt der Kollege Monstadt. Wenn Sie
ihn ansehen wollen: Er sitzt zu meiner
Rechten.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Sie sehen
wahrscheinlich einen gewissen Widerspruch
darin, dass ich gesagt habe: Solange kein
nukleares Material verwendet wird, braucht
das Planfeststellungsverfahren nicht durch-
geführt zu werden.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Also, ich
sehe den nicht; aber die Opposition möchte
das so rausarbeiten. Deswegen möchte ich
Sie noch mal intensiv dazu befragen, dass
wir klarstellend herausarbeiten, dass Sie
dazu eine eindeutige Auffassung haben, die
Sie auch nicht geändert haben. Deswegen
fange ich da in kleinen Schritten an, damit

die Damen und Herren der Opposition das
auch nachvollziehen können.

(Zuruf: Oh, vielen Dank!)

- Bitte sehr. Gern geschehen.

(Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Die minderbe-

mittelten Damen der Gesellschaft!)

- Das haben Sie jetzt gesagt. Das würde nie
über meine Lippen kommen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen,
könnten Sie sich freundlicherweise auf den
Untersuchungsgegenstand konzentrieren in
Ihren Ausführungen? Im Moment sind wir an
einem Stand der Beratungen, wo die
CDU/CSU-Fraktion das Fragerecht hat und
der Zeuge selbstverständlich antworten wird.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Aber sol-
che Steilvorlagen nehme ich gerne entgegen,
Frau Vorsitzende. - Also, die Frage, wenn ich
sie noch mal wiederholen darf, war: Sie ha-
ben in Ihrem Eingangsstatement in den Stu-
fen 1, 2 und 3 differenziert, -

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): - uns die
Voraussetzungen erläutert - das will ich hier
nicht wiederholen - und haben zwischen den
Begriffen „Erkundung“ und „Nutzung“ diffe-
renziert. Auf meine Befragung hin haben Sie
uns erklärt, dass die Stufen 1 und 2, soweit
sie sich auf Erkundung beziehen, kein atom-
rechtliches Genehmigungsverfahren erfor-
derlich machen.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Das
wäre Ihre Auffassung gewesen, damals wie
auch heute. So habe ich Sie verstanden.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Jetzt ha-
ben die Kolleginnen von der Opposition vor
dem Hintergrund, dass gegebenenfalls der
eine oder andere Schacht oder der eine oder
andere Stollen etwas größer dimensioniert
gewesen wäre, gefragt, ob dies dann gege-
benenfalls zwingend ein atomrechtliches
Genehmigungsverfahren nach sich ziehen
müsste. Da habe ich Sie aber so verstanden,
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jedenfalls in den Antworten auf meine Fra-
gen, dass das nur dann erforderlich gewesen
wäre, wenn tatsächlich auch eine Nutzung
zur Einlagerung damit beabsichtigt war und
durchgeführt werden sollte, und dass, so-
lange das nicht der Fall ist, eine Plan-
feststellungsmaßnahme, ein Planfeststel-
lungsverfahren nicht erforderlich ist. Würden
Sie das bitte noch mal klarstellend heraus-
arbeiten?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Also, ich habe
gesagt, und dazu stehe ich auch hier und
heute noch - - Ich habe diese drei Punkte
erwähnt. Sie haben sie noch mal freundli-
cherweise jetzt wiederholt. Ich bin der An-
sicht, dass die Genehmigungsfrage nach
dem Atomgesetz vom Gesetzgeber her nur
dahin führen kann, dass auch das Plan-
feststellungsverfahren in den Fällen, die das
Atomgesetz beschreibt, nämlich in § 9 und
9 a - - dass dann auch die im Atomgesetz
vorgesehenen Verfahren durchgeführt wer-
den müssen.

Wenn man jetzt sagt: „Aber ich habe ja
jetzt gehört, dass da schon gegraben worden
ist“ - - Also, zur damaligen Zeit war noch kein
Schacht gemacht worden. Dadurch habe ich
gewissermaßen die Frage nach einer ab-
strakten atomrechtlichen Genehmigungs-
situation. Die hat mich nicht berührt. Denn
was anstand zu meiner Zeit, war: Nach wel-
chem Recht wird der Schacht erkundet?
Mehr als Erkundigungen waren noch nicht.
Es gab noch keine abgebrannten Brennele-
mente, die man unterbringen musste, außer
dass sie in den Zwischenlagern waren, und
Anlagebauteile gab es auch noch nicht. Also
ging man zunächst mal abstrakt noch davon
aus, die Erkundung zu Ende zu führen und
dann erst einzusteigen in die nukleare Nut-
zung. Da meine ich, das macht einen Unter-
schied, und an dem halte ich auch heute
noch fest.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Das
heißt, der Unterschied besteht insoweit, dass
damals in Ihrer fachlichen Einschätzung und
Ihrer Zuständigkeitseinschätzung wie auch
fortgetragen heute ein atomrechtliches Ge-
nehmigungsverfahren für die Erkundung, die
dort tatsächlich beabsichtigt war und dann
auch durchgeführt wurde, im Übrigen auch
durch das Bundesverwaltungsgericht so be-
stätigt wurde, nicht erforderlich war.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja, richtig.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Gut. -
Dann sind Sie vorhin gefragt worden zu Ih-
rem Brief an den Minister Dr. Baum, den Sie
abgeschickt haben, wo Sie erklärt haben,
dass Sie an Ihrer Meinung festhalten. Steht
das im Widerspruch zu dieser klaren Aus-
sage, die wir gerade rausgearbeitet haben?
Oder ist es vielmehr so, dass auch in dem
Brief an den Minister zum Ausdruck kam,
dass diese Auffassung, die Sie gerade erklärt
haben, damals stand und heute stand, dass
nämlich, weil nur eine entsprechende Erkun-
dung geplant und beabsichtigt war, dort ein
bergrechtliches Genehmigungsverfahren
ausreichen würde?

(Zuruf der Abg. Ute Vogt (SPD))

- Ich frage. Sie dürfen gleich.

(Ute Vogt (SPD): Sie legen ihm
doch Formulierungen in den Mund!)

- Lassen Sie mich - -

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Frau Kollegin, bitte.

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Als
ob Sie das noch nie gemacht ha-

ben!)

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Also, ich weiß
jetzt nicht, in welchem Stadium sich das da-
mals befand, als ich Referatsleiter war. Ich
kann mich nicht erinnern, dass damals schon
mit den Ausschachtungsarbeiten begonnen
worden wäre - das war meiner Ansicht nach
damals noch nicht der Fall -, sodass auch in
der Diskussion der Schwerpunkt auf der
Frage lag, wie ich es mit den Punkten 1 bis 3
beschrieben habe: strikte Trennung zwischen
Erkundung nach Bergrecht und Planfeststel-
lungsverfahren nach Atomrecht, wenn die
atomrechtliche Situation da ist. Aber nicht
jede Erkundung des Salzstockes, auch viel-
leicht zu Lagerungszwecken, schafft dann
die Situation, dass jetzt ein Verfahrenswech-
sel stattfindet.

Also, für mich war es damals so, dass es
noch keine Erkundung gab, außer ein paar
Bohrungen; das muss wohl auch noch nicht
viel gewesen sein. Denn darüber hatte die
Reaktor-Sicherheitskommission noch keine
großen Diskussionen geführt; das wüsste ich
sonst noch. Aber dass dadurch, dass nun
angefangen worden ist, den Schacht zu
bauen, zu erkunden und zu Lagerungszwe-
cken zu erkunden - - Da müsste man neu
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nachdenken, ob das dann schon unter das
Atomgesetz fällt. Ich meine, nein.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Das
heißt, Ihre Äußerungen und die Aktenver-
merke und all das, was man Ihnen vorhin
vorgehalten hat, sind dann als hypothetische
Überlegungen zu verstehen, dass für den
Fall, dass man das konkreter beabsichtigt
hätte, natürlich - das wäre im Übrigen auch
meine Auffassung - ein atomrechtliches Ge-
nehmigungsverfahren erforderlich war.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Da das
aber damals nicht anstand und bis heute
auch nicht durchgeführt wurde, war das da-
mals nach Ihrer Auffassung auch nicht erfor-
derlich.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): So sind
Sie eindeutig zu verstehen.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: So sehe ich
das auch, ja.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Gut.

(Zurufe)

- Es tut mir leid, dass Ihr Ergebnis da nicht
rauskommt, meine Damen; aber das ist nun
mal so. Ich kann es doch auch nicht ändern.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Kolleginnen und Kollegen, falls Sie die Not-
wendigkeit sehen, dass wir darüber mal in-
tern beraten sollten, dann können wir das
sofort machen.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Gut. -
Dann habe ich noch eine weitere Frage. Ist
Ihnen bekannt, dass im damaligen Zeitpunkt
mehrere Rechtsgutachten zu dieser Frage
existierten? Kennen Sie die? Haben Sie die
in Erinnerung? Mit welchem Inhalt sind diese
Rechtsgutachten, immer bezogen auf diese
Frage, die wir gerade rausgearbeitet haben,
dann Ihnen angetragen worden oder ergan-
gen?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Speziell zu
dieser Frage ist mir kein Gutachten bekannt.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Kein
Gutachten bekannt?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Auch
wenn Sie noch mal - -

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Es könnte
sein, dass ich mit dem einen oder anderen
Juristen, Professor Lukes zum Beispiel, mit
dem ich mehr oder weniger ständig Kontakt
hatte, darüber auch gesprochen habe. Das
will ich nicht ausschließen; aber nicht in for-
maler Form, als Ministervorlage und so.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Gut.
Wenn Sie sich nicht erinnern, kann ich daran
leider nichts machen. - Aber dann habe ich
noch eine weitere, letzte Frage. Sie haben
vorhin das sogenannte technische Risiko - so
haben Sie es formuliert - angesprochen. Das
heißt, aus Ihrer Sicht war deshalb auch nur
ein bergrechtliches Verfahren erforderlich,
weil bergmännische Risiken dort überprüft
werden mussten, beurteilt werden mussten.
Da atomrechtliche Risiken nicht anstanden,
mussten die auch nicht bewertet werden, und
deshalb musste auch kein atomrechtliches
Genehmigungsverfahren durchgeführt wer-
den. Habe ich Sie da so richtig verstanden?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja, das glaube
ich wohl. So habe ich es wohl auch damals
verstanden.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Damals.
Und das würden Sie auch heute noch so
sehen?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja. Ich glaube,
ja.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Gut. - Ich
habe keine weiteren Fragen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Vielen Dank. - Keine weiteren Fragen aus
der CDU/CSU-Fraktion. Dann geht das Fra-
gerecht jetzt an die SPD-Fraktion.

Sebastian Edathy (SPD): Sehr geehrter
Herr Dr. Getz, Sie haben ja den Untersu-
chungsausschuss angeschrieben mit Datum
vom 03.05.2011, und ich darf aus Ihrem
Schreiben an uns zitieren:
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... meine Erinnerungen sind ... (lei-
der) begrenzt. Dafür muss ich um
Verständnis bitten!

Da weisen Sie unter anderem auf Ihr hohes
Lebensalter hin. Würden Sie vor dem Hinter-
grund dessen, was Sie selber geschrieben
haben, sagen, dass, wenn wir uns hier in der
Diskussion mit Ihnen auf Schriftstücke bezie-
hen, die Sie selber verfasst haben, die
Wahrscheinlichkeit der Richtigkeit der Inhalte
dieser Schriftstücke höher sein dürfte als die
Wahrscheinlichkeit heutiger Erinnerungen an
die Zeit, als Sie diese Schriftstücke verfasst
haben?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: (akustisch un-
verständlich)

Sebastian Edathy (SPD): Ich komme zu-
rück auf den Ihnen bereits vorliegenden
Vermerk, den Sie selber geschrieben haben,
vom 12. Juni 1981, und darf noch mal die
wesentlichen Passagen zitieren:

Das Gutachten

- gemeint ist das Gutachten von Dr. Breuer -

kommt zu dem Ergebnis, „daß das
Abteufen und der Ausbau der bei-
den Schächte ... der vorherigen

- „vorherigen“ ist übrigens unterstrichen -

Planfeststellung nach § 9 b AtG be-
dürfen“ ... Dieses Ergebnis deckt
sich mit der Rechtsauffassung des
Referates RS I 1.

Leiter des Referates RS I 1 und Verfasser
dieses Vermerkes waren Sie. Können Sie
sich daran erinnern, dass Sie diesen Ver-
merk geschrieben haben?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Also, ohne
dass ich ihn noch mal gesehen hätte - -

Sebastian Edathy (SPD): Der ist Ihnen
verteilt worden; den haben Sie vorliegen.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja, ja; ich
weiß. - Ich meine, ohne dass ich das eben
noch mal gesehen habe, hätte ich mich da-
ran nicht mehr erinnert.

Sebastian Edathy (SPD): Gut. - Aber
würden Sie davon ausgehen, dass es eine
Fälschung ist, was uns hier vorliegt aus den
Akten?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein, nein.
Wie käme ich denn dazu?

Sebastian Edathy (SPD): Gut. Das ist
erfreulich. - Dann darf ich noch mal darauf
hinweisen, dass Ihr Unterabteilungsleiter auf
diesen Vermerk handschriftlich geschrieben
hat mit Datum vom 2. Juli 1981:

M + St H haben am 2.7.81 in der
Umweltlage beschlossen, daß BMU
sich diesem theoretischen Gutach-
ten nicht anschließt. Beide sind der
Meinung von Frau Breuel ...

Ist Ihnen bekannt, was die Meinung von
Frau Breuel zu dem damaligen Zeitpunkt
war?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Die Frau
Breuel war doch Wirtschaftsministerin.

Sebastian Edathy (SPD): In Niedersach-
sen, genau.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: In Niedersach-
sen, ja.

Sebastian Edathy (SPD): Frau Breuel
hat am 23. Juni 1981 - das ist MAT A 72,
Band 13, Paginierung 0053 - an Bundes-
innenminister Dr. Baum und auch an Herrn
Bundesminister Dr. von Bülow geschrieben.
In diesem Schreiben von Frau Breuel heißt
es:

Sollte die Bundesregierung sich für
ein atomrechtliches Verfahren ent-
scheiden, so würde sich der Ab-
schluß der Untersuchungsarbeiten
und damit auch die mögliche Inbe-
triebnahme des Endlagers um ei-
nen nicht kalkulierbaren Zeitraum
verschieben. ... Vielleicht ist es bei
Ihrer Meinungsbildung hilfreich zu
wissen, daß die Niedersächsische
Landesregierung die Auffassung
vertritt, daß die geplante Abteufung
einer Schachtanlage im Salzstock
bei Gorleben nur die Durchführung
eines bergrechtlichen Verfahrens
zur Voraussetzung hat.

Ist Ihnen die Diskussion bekannt, dass
man möglicherweise einfach aus Tempo-
gründen dazu angeraten hat aus Hannover,
sich auf das Bergrecht zu konzentrieren?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Das kann ich
mit Bestimmtheit nicht sagen. Es spricht na-
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türlich vieles dafür, dass eine gewisse Un-
ruhe herrschte über den fehlenden Fortschritt
des Verfahrens und dass deshalb mal gesagt
wurde: Können wir das nicht ein bisschen
beschleunigen? - Das will ich nicht aus-
schließen; das wäre irgendwie plausibel.
Aber an konkrete Weisungen oder Abspra-
chen oder Wege, wie man so was machen
sollte, kann ich mich nicht erinnern. Ich
glaube auch, dass das nur so ein allgemeiner
Meinungsaustausch war, wie er zwischen der
politischen Leitungsebene gang und gäbe ist.

Sebastian Edathy (SPD): Gut. - Dann
darf ich noch mal zurückkommen. Ich hatte ja
diesen mehrfach schon zur Sprache gekom-
menen Vermerk vom 12. Juni erwähnt, wo
Sie schreiben, Sie teilen die Rechtsauffas-
sung des Gutachters Dr. Breuer. Es gibt ei-
nen weiteren Vermerk vom 19. Juni 1981,
auch von Ihnen verfasst. Thema ist „Geneh-
migungsrechtliche Behandlung des Erkun-
dungsschachts für das geplante Endlager-
bergwerk im Salzstock bei Gorleben“ - das ist
MAT A 72, Band 13, Anlage 4, Paginie-
rung 58 -, Verfasser Regierungsdirektor
Dr. Getz; das liegt Ihnen in Kopie vor, wurde
mir gesagt. Wenn Sie die Gelegenheit ha-
ben, da noch mal draufzuschauen.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Bei mir
herrscht ein etwas chaotischer Zustand hier
auf dem Tisch.

Sebastian Edathy (SPD): 19. Juni. Kön-
nen wir vielleicht noch mal eine Kopie aus-
händigen? Der Vermerk wird Ihnen gerade
gebracht.

(Dem Zeugen werden Unterlagen
vorgelegt)

In diesem Vermerk - der ist relativ kurz; des-
wegen kann ich den hier auch kurz vortra-
gen - vom 19. Juni 81, den Sie verfasst ha-
ben, heißt es:

Anläßlich einer abteilungsinternen
Besprechung am 16. Juni ...

- das heißt, drei Tage vor Verfassung des
Vermerkes -

hat Herr Unterabteilungsleiter RS I
das Referat RS I 1 angewiesen,
nach außen hin nicht die Meinung
zu äußern, daß - in Übereinstim-
mung mit dem Ergebnis des Gut-
achtens von Prof. Breuer - ein
Planfeststellungsverfahren für er-

forderlich gehalten werde. Diese
Auffassung dürfe auch nicht unter
ausdrücklicher Kenntlichmachung
als (lediglich) Meinung des Refera-
tes RS I 1 vertreten werden.

Können Sie mir zustimmen, dass aus die-
sem Vermerk, den Sie selber geschrieben
haben, offenkundig hervorgeht, dass Ihr Re-
ferat, das heißt die zuständige Fachebene,
die Bewertung von Dr. Breuer, wonach nach
Atomrecht ein Planfeststellungsverfahren
einzuleiten sei, geteilt hat und dass Sie Wei-
sung bekommen haben, diese Ihre Position
nicht zu vertreten, eine Weisung durch den
entsprechenden Unterabteilungsleiter? Ganz
eindeutige Aktenlage. Können Sie sich daran
erinnern, wenn Sie das schwarz auf weiß vor
Augen haben?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja. Das war
einer von den Konflikten, mit denen man
gelegentlich zu tun hatte. Gerade die ganze
Nukleargeschichte ist ja ein Beispiel für viele
Konflikte.

Sebastian Edathy (SPD): Darf ich noch
mal nachfragen, Herr Dr. Getz, weil das auch
im Protokoll missverständlich sein könnte?
Herr Monstadt hat Sie, als er das Fragerecht
für die Union wahrgenommen hat, mit der
Frage konfrontiert, ob Sie nicht ursprünglich
ohnehin die Auffassung vertreten hätten,
dass Atomrecht nicht Anwendung finden
müsse. Jetzt sagen Sie auf meine Frage:
Nein, es sei so gewesen, dass Sie sich die
Position von Dr. Breuer zu eigen gemacht
haben, diese aber dem Unterabteilungsleiter
nicht gefallen habe und der Abteilungsleiter
Ihnen eine Weisung erteilt habe, diese Posi-
tion, dass Breuer recht hat, nicht weiter zu
vertreten. - Was ist denn nun zutreffend?
Haben Sie damals als zuständiger Leiter des
Fachreferates die Position von Dr. Breuer,
Atomrecht müsse angewandt werden, ge-
teilt?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja.

Sebastian Edathy (SPD): Vielen Dank. -
Es heißt nämlich in diesem Vermerk vom
19. Juni, also Ihrem Vermerk, darüber hi-
naus:

Im Hinblick auf die Umstände bei
der Erteilung des Gutachten-antra-
ges
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- „-auftrages“ muss es wahrscheinlich hei-
ßen -

an Prof. Breuer hat RS I 1 darauf
aufmerksam gemacht, daß die
rechtsgutachtliche Klärung teilweise
seitens der Ressorts ausdrückliche
Zustimmung erfahren habe und je-
denfalls keinerlei Widerspruch aus-
gelöst habe.

Ich will Ihnen einen weiteren Vermerk
kurz vorhalten; der datiert vom 29. Juni 1981.
Der ist auch in Ihrem Referat verfasst wor-
den, allerdings nicht von Ihnen, sondern von
einem Herrn Regierungsdirektor Hirzel in
Vertretung; ich weiß nicht, ob Sie in der Zeit
vielleicht gerade im Urlaub waren. Herrn
Hirzel, kennen Sie den noch? Können Sie
sich daran erinnern?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein, ich kann
mich an den nicht erinnern. Der war auch
nicht bei mir Hilfsreferent oder wie das da-
mals hieß.

Sebastian Edathy (SPD): Also, der
war - - Hier steht jedenfalls: Referatsleitung,
Referat RS I 1, Regierungsdirektor Hirzel in
Vertretung. Also, wo ansonsten immer Ihr
Name steht, steht jetzt „Herr Hirzel“.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Dazu kann ich
nichts sagen; weiß ich nicht.

Sebastian Edathy (SPD): Daran können
Sie sich nicht erinnern?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein.

Sebastian Edathy (SPD): Gut. - Jeden-
falls sagt Herr Hirzel in diesem Vermerk in
Übereinstimmung mit Ihren Vermerken aus
den Vorwochen - - Das ist MAT A 72,
Band 13, Anlage 1, fortlaufende Seiten
542253 und folgende. Da heißt es abschlie-
ßend unter „Stellungnahme“, also aus Ihrem
Referat:

Eine erste referatsinterne Analyse
des Rechtsgutachtens

- gemeint ist das Gutachten von Dr. Breuer -

hat ergeben, daß das Gutachten,
selbst wenn es in Einzelpunkten
Angriffsflächen bieten mag, sich im
Ergebnis (Planfeststellung vor Er-
richtung der Schächte notwendig)
und in der dafür gegebenen Be-

gründung nur schwer widerlegen
lassen wird:

„Eine erste referatsinterne Analyse des
Rechtsgutachtens hat ergeben, daß das
Gutachten“ - in Klammern: „Planfeststellung
vor Errichtung der Schächte notwendig“ -
sich „nur schwer widerlegen lassen wird“.
Entspricht das der Meinung Ihres Fachrefe-
rates Ihrer Erinnerung nach?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Also, ich kann
mich an diesen angeblichen - - oder an die-
sen Konflikt nicht erinnern.

Sebastian Edathy (SPD): Das mag so
sein. Ich will aber aus diesem Vermerk einen
weiteren Vorhalt machen, weil er sich näm-
lich bezieht, der Herr Hirzel, als Ihr Vertreter
ausweislich des Vermerkes - - Er bezieht
sich auf diese Besprechung vom 23. Juni, in
der ausweislich Ihres Vermerkes die Wei-
sung erfolgt ist durch den Unterabteilungs-
leiter, Ihre Position nicht weiter zu vertreten.
Und da schreibt also Herr Hirzel in seinem
Vermerk, 29. Juni 81, unter

IV. Weiteres Vorgehen:

Bei der vereinbarten Ressortbe-
sprechung zum Rechtsgutachten
Breuer auf Referentenebene kann
die in der Besprechung vom
23. Juni weisungsgemäß geübte
Zurückhaltung in der Beurteilung
des Ergebnisses sicher nicht auf-
rechterhalten werden. Es wird um
Zustimmung gebeten, daß BMI-
Vertreter das Ergebnis des Breuer-
Gutachtens favorisieren, damit die
Ressorts ihrerseits zu eindeutiger
Stellungnahme bewegt werden.

Es wird um Zustimmung gebeten, dass BMI-
Vertreter das Ergebnis des Breuer-Gutach-
tens favorisieren. Das ist ein weiterer Beleg,
wenn Sie dem zustimmen würden, dass Ihr
Fachreferat der Auffassung war: Breuer hatte
recht. Planfeststellungsverfahren ist nötig
unter Anwendung von Atomrecht.

Wissen Sie, was sich in diesem Vermerk
handschriftlich links neben dieser Empfeh-
lung Ihres Fachreferates findet, handschrift-
lich notiert vom Unterabteilungsleiter? Da
steht handschriftlich: Nein.

Das macht, Herr Dr. Getz, ja ganz den
Eindruck, als ob es einen ganz erheblichen
Dissens in einer zentralen Frage gegeben
hätte, anders als Herr Monstadt das unter-
stellt hat, zwischen Ihrem Referat und dem
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Unterabteilungsleiter, der darin bestand,
dass ausweislich der Aktenlage Ihr Referat
die Anwendung von Atomrecht favorisiert
hat, sogar ausweislich dieses Vermerkes,
den ich eben vorgetragen habe, das Gut-
achten als inhaltliche Grundlage für das
weitere Vorgehen unterstützen wollte, und
genau dieser Vorschlag aber abgebogen
worden ist vom Unterabteilungsleiter, weil er
offenkundig anderer Auffassung war.

Ist das eine zulässige Interpretation?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Damit ist ja
noch nicht gesagt, wie dann weiter verfahren
worden ist. Das muss ja nicht bedeuten, dass
diese Vorlage bei meinem Vertreter liegen
geblieben ist. Ich vermute sogar, der ist von
außen her gekommen, war Aushilfevertreter,
dass der in Details gar nicht so eingearbeitet
war. Denn ich kenne den Herrn Hirzel gar
nicht.

Sebastian Edathy (SPD): Aber die in-
haltliche Positionierung entspricht ja auch
Ihren beiden Vermerken.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Aber die Mei-
nung des Gutachters war auch unsere Mei-
nung, und die halte ich auch für - -

Sebastian Edathy (SPD): Die Meinung
von Dr. Breuer war auch Ihre Meinung?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja, und die
halte ich nach wie vor für richtig.

Sebastian Edathy (SPD): Vielen Dank.

(Ute Vogt (SPD): Wir haben keine
weiteren Fragen!)

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Keine weiteren Fragen. Vielen Dank. - Liebe
Kolleginnen und Kollegen, es ist alles zuläs-
sig, was wir hier fragen; deshalb lasse ich
das ja auch weiterlaufen. Das ist überhaupt
gar keine Frage.

Ich erlaube mir nur den Hinweis zwi-
schenzeitlich: Herr Dr. Getz steht uns jetzt
seit drei Stunden zur Verfügung. Die Doku-
mente, die wir ihm vorhalten, sind seit drei
Stunden dieselben. Ich erlaube mir, darauf
hinzuweisen, dass ich die schon alle vorge-
halten habe.

Also, wie wir das dann bewerten, was
Herr Dr. Getz hier heute ausgeführt hat, ist ja
noch mal wieder etwas anderes; aber das

mag möglicherweise dann auch einer Be-
wertung zwischen uns zuzuführen zu sein.
Bitte fragen Sie den Zeugen gern weiter,
solange Sie wollen; das ist Ihr gutes Recht.
Nur, ich möchte einfach auch auf das fortge-
schrittene Alter und auf das, was wir Herrn
Dr. Getz hier zumuten, hinweisen wollen.

Das Fragerecht würde jetzt an die FDP-
Fraktion gehen. Da die Vertreter der FDP
aber im Moment nicht da sind, geht das Fra-
gerecht jetzt an die Linken, und wenn die
FDP-Fraktion wieder hier ist und das Frage-
recht der Linken erschöpft sein sollte, würde
ich dann das Fragerecht an die FDP weiter-
geben.

Bitte schön, Frau Möller.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Vielen
Dank, Frau Vorsitzende. - Herr Dr. Getz, ich
habe eine Frage zu einem Schreiben, das
Sie erhalten haben am 18. November 1980,
und zwar ist das MAT A 104, Band 19. Das
ist Ihnen zugegangen von Professor Breuer.
Und zwar hatte er im Betreff geschrieben
„Genehmigungsrechtliche Behandlung des
Schachts für das geplante Endlagerbergwerk
im Salzstock Gorleben“. In diesem Schreiben
bittet er darum oder möchte er gern die
Frage erörtern, ob von Ihrer Seite Mittel für
die befristete Einstellung eines wissenschaft-
lichen Mitarbeiters, der ausschließlich mit
vorbereitenden Arbeiten für das Gutachten
zu beschäftigen wäre, zur Verfügung gestellt
werden können. Es ging da um die Personal-
kosten. Können Sie sich an dieses Schreiben
erinnern?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein. Ich erin-
nere mich nicht.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Mir geht es
nur darum, ob diese befristete Einstellung
dann erfolgt ist, ob diese Mittel bewilligt wur-
den.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Also, ich kann
mich an den Vorgang überhaupt nicht erin-
nern. Ich vermute auch, das wäre gar nicht
über unser Fachreferat gelaufen. Wir ma-
chen ja keine gebührenpflichtigen Arbeiten.
Ich weiß nicht, wie das in die Verwaltung
gekommen ist und ob es da angekommen
ist. Das weiß ich nicht.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Gut.
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Zeuge Dr. Heinrich Getz: Also, jedenfalls
unser Stil ist es nicht … (akustisch unver-
ständlich)

Kornelia Möller (DIE LINKE): Können
Sie ein bisschen ins Mikrofon reden, damit
ich es verstehe.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja. Entschul-
digung.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Ja. Das
passiert immer wieder. Das ist normal.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich meine, das
wäre ein völlig ungewöhnliches Verfahren
gewesen. Wir waren Fachreferat, um be-
stimmte fachliche Dinge zu erledigen, aber
wir waren kein gebührenpflichtiges Referat.
Wir haben keine gebührenpflichtige Arbeit
getan, sondern wie die Polizei, so haben wir
auch unsere Aufgaben wahrgenommen.
Also, ich kann mir das nicht denken, dass
das irgendwie gebührenpflichtig gewesen
wäre oder geworden wäre.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Ich weiß
nicht, ob wir uns richtig verstehen. Professor
Breuer ist an Sie herangetreten mit der
Frage, -

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja.

Kornelia Möller (DIE LINKE): - ob es
eine Möglichkeit gibt, eben eine befristete
Einstellung eines wissenschaftlichen Mit-
arbeiters zu finanzieren.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja, so habe ich
das auch verstanden.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Okay. Gut.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Aber ich kann
nur sagen: Ich habe daran keine Erinnerung.
Das wundert mich aber auch nicht, dass ich
da keine Erinnerung habe, weil es das über-
haupt nicht gab, dieses Verfahren. Wenn
einer vom BMI Geld haben wollte, dann ging
er zur Hauptabteilung.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Ja. Gut.
Danke. - Dann habe ich noch mal eine Frage
zu dem Sachverhalt mit Ministerin Breuel.
Und zwar hat Minister Baum, als er hier bei
uns war, ausgesagt, dass er sehr lange auch

mit sich gerungen hat, bis er die Entschei-
dung gegen das Atomrecht getroffen hätte,
was sich ja auch mit Ihrem Befinden dazu
gedeckt hat. Herr Baum hat dann hier vor
dem Ausschuss zugegeben, dass der Druck
aufgrund von Niedersachsen dann und in
persona von Ministerin Breuel eine wesent-
liche Rolle dabei gespielt hat, dass er sich für
Bergrecht entschieden hat und gegen Atom-
recht. Meine Frage geht dahin: Finden Sie es
richtig, dass in einer genuinen juristischen
Frage letztendlich auch politischer Druck
entscheidet?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Das ist eine
philosophische Frage, -

Kornelia Möller (DIE LINKE): Ja, auch.
Aber auch - -

Zeuge Dr. Heinrich Getz: - eine politik-
wissenschaftliche Frage. Es gibt natürlich
Druck von verschiedenen Interessenseiten.
Das ist völlig normal. Da haben Sie mit zu
tun, da haben auch wir als Beamte mit zu
tun. Wir müssen auch wissen: Wo kommt
denn da mal was her? Was weht da für ein
Wind? Welche Folgen und Auswirkungen hat
das für unsere Aufgabe, unsere Klientel? -
Wenn ich das mal Klientel nennen darf; das
wäre dann die Leitung des Hauses. Aber
mehr Bedeutung kann ich dem nicht beimes-
sen. Der Versuch, Druck auszuüben und
Meinung zu beeinflussen, ist gang und gäbe,
gehört zum Job. So etwas nicht zuzulassen,
gehört auch zum Job.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Ich danke
Ihnen ganz herzlich, auch dafür, dass Sie
diesem Druck immer standgehalten haben,
und möchte mich noch mal an die Aussage
von Frau Flachsbarth, der Frau Vorsitzen-
den, wenden. Ich finde es richtig, dass man
Menschen in einem fortgeschrittenen Alter
auch sehr vorsichtig behandelt. Vor dem
Hintergrund, Herr Kollege Monstadt, ist es
meiner Meinung nach nicht zielführend, wenn
man Meinungen, die ein Zeuge äußert und
die nicht die Ihre sind, dann versucht doch
wieder gefälliger zu machen, zumal der Kol-
lege Edathy Ihnen ja noch mal nachweisen
konnte, dass das, was Sie gerne hätten, frei
nach Pippi Langstrumpf dann doch nicht der
Realität entspricht. - Vielen Dank.
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(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Sol-
che Bewertungen darf ich nicht ma-

chen!)

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Nein, diese Bewertungen sollten uns auch
nicht zustehen im Rahmen einer Zeugenbe-
fragung. Ich habe ausdrücklich meine Worte
nicht an eine einzelne Fraktion adressiert,
sondern an den gesamten Ausschuss.

(Kornelia Möller (DIE LINKE): Wir
haben uns aber sehr wohl ange-

sprochen gefühlt!)

Jetzt ist das Rederecht bei der FDP-Frak-
tion, wenn sie das denn möchte.

Angelika Brunkhorst (FDP): Frau Vor-
sitzende, das möchte ich natürlich gerne. -
Herr Dr. Getz, ich wollte gerne noch mal auf
das sogenannte - - Ich bin auf der linken
Seite von Ihnen. - Herr Dr. Getz, ich wollte
gerne noch mal auf das Intercity-Gespräch
zurückkommen. Es hat ja dieses ominöse
Gespräch gegeben in einem Speisewagen,
und zwar im Anschluss an eine Anhörung
des Innenausschusses am 23. Juni 1980.
Dieses Gespräch, wo sich mehrere Ministe-
rialbeamte laut über die Fragen der Dimen-
sionierung des Erprobungsraumes unterhal-
ten haben, wurde ja durchaus von Kritikern
so gewertet, dass man gesagt hat, hier sollte
diskutiert werden, wie man atomrechtliche
Bestimmungen am besten umgehen kann,
die Bedenken der Bevölkerung nicht ernst zu
nehmen und sozusagen zu sagen: Wir wol-
len da schnell durch. - Das ist ja unterstellt
worden.

Es ist dann wiederum richtiggestellt wor-
den in einem Vermerk, der dann auch das
noch mal erörtert hat. Der kam sogar aus
Ihrem Referat heraus. Das war ein Vermerk
vom 22. August 1980, dieser Entwurf für ein
Schreiben an den Staatssekretär Herrn
Dr. Hartkopf und an die Umweltinitiative Um-
weltschutz. Ich beziehe mich hier auf
MAT A 104, Band 19, Seite 160262 bis
160265. Da wurde auf dieses Gespräch noch
mal Bezug genommen, und in diesem Ver-
merk steht, es handelt sich um diese Rück-
fahrt von einer Anhörung im Deutschen Bun-
destag im Speisewagen des Intercity von
Dortmund nach Hannover: Hier wurden

Rechtsfragen im Zusammenhang
mit der Errichtung eines Schachts
für das geplante Endlager in Gorle-
ben erörtert. An diesem Gespräch

waren die Herren Dr. Gutermuth,
Professor Dr. Heintz, Dr. Röthe-
meyer und Wosnik von der PTB,
Professor Dr. Venzlaff von der BGR
und Dr. Schöpfer und Schneider
aus dem Niedersächsischen So-
zialministerium beteiligt.

Da bezieht man sich darauf, dass hier infor-
mell darüber gesprochen wurde, unter wel-
chen objektiven geologischen und bergbau-
lichen Randbedingungen bestimmte Verfah-
ren zwangsläufig zur Anwendung kommen
müssen.

Nun hatte der Zufall es ergeben, dass
auch ein Professor Bley, der geschäftsfüh-
rende Direktor des Historischen Seminars
der Universität Hannover, in diesem Wagen
zugegen war und dieses Gespräch, welches
wohl auch sehr leidenschaftlich geführt
wurde, sozusagen belauscht hat oder mitge-
hört hat oder mithören musste, und er hat
dann die Bürgerinitiative bekanntermaßen ja
auch informiert. Das findet sich wieder in
MAT A 104, Band 19, Seite 160243 bis
160245. Es geht daraus hervor, dass die
Bürgerinitiative dann wiederum die Presse
informiert hatte und das dann natürlich auch
Wogen gezogen hat.

Ich würde Sie noch mal bitten, ob Sie sich
zurückerinnern können, dass Herr Professor
Bley sich damals doch so geäußert hat, dass
er lediglich die, sagen wir mal, Sätze oder
Ausführungen einer dieser Personen hat
verfolgen können, die besonders deutlich
und laut sprach. Ich möchte auch gerne mal
wissen, inwieweit - also Ihr Referat hat ja
dazu auch Vermerke geschrieben - Sie sich
mit diesem Sachverhalt oder mit diesem
Vorfall sozusagen auseinandersetzen
mussten und wie Sie das Ganze bewerten.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Darf ich noch
mal fragen: War ich oder war jemand von
meinem Referat an dem Gespräch beteiligt?
Meines Wissens nicht.

(Dorothea Steiner (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Nein!)

- Nicht. Nein. Wer Professor Bley ist, weiß
ich nicht. Naturwissenschaftler vermutlich.
Das weiß ich aber nicht. - Entschuldigung,
ich weiß gar nicht mehr, in welche Richtung
ich gucken muss.

Angelika Brunkhorst (FDP): Hier, zu
mir. - Nein. Ich habe ja die Herren genannt,
die quasi auf der Rückfahrt in diesem ICE
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[sic!] unterwegs waren. Ein Professor Bley
war ebenfalls in diesem Speisewagen ja zu-
gegen.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Das habe ich
verstanden.

Angelika Brunkhorst (FDP): Der ist Ge-
schichtsprofessor am Historischen Seminar
der Universität damals gewesen, und der hat
dieses Gespräch verfolgt. Und er hat sozu-
sagen einen inhaltlichen Kontext scheinbar
herstellen können, dass es sich um Gorleben
handelt. Und er hat diese Wortfetzen so dar-
gelegt: „Da soll jetzt Mauschelei stattfinden“,
und insofern hat er dann die Bürgerinitia-
tive - - Und die Presse ist dann infolgedessen
ja informiert worden, und es gab auch sehr
viel Hin und Her. Man hat das ja auch als
Beweis gesehen, dass hier jetzt irgendwo
schnell, schnell irgendwas passieren sollte
und man versucht hat, irgendwo - - was Sie
ja eigentlich auch gesagt haben. Sie hätten
ja auch eher ein atomrechtliches Plan-
feststellungsverfahren als sinnvoll erachtet.

Und in Anbetracht dessen, dass Sie sel-
ber diese Meinung ja bis heute vertreten: Wie
bewerten Sie diesen Vorfall? Der muss Ihnen
ja irgendwo bekannt geworden sein; denn es
gab ja Vermerke aus Ihrem Referat dazu.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Also, das
Letzte, was Sie sagen, überrascht mich;
denn ich habe bisher nie gehört, dass von
meinem Referat jemand dabei war. Können
Sie mir sagen, welcher Name da genannt
wird? War das Herr Steinkemper?

(Zuruf)

- Das spielt keine Rolle.

Angelika Brunkhorst (FDP): Ich sage
Ihnen noch mal die Namen der Herren, die in
diesem Intercity-Gespräch dabei waren.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja.

Angelika Brunkhorst (FDP): An dem
Gespräch waren die Herren Dr. Gutermuth,
Professor Dr. Heintz, Dr. Röthemeyer und
Wosnik von der PTB zugegen und Herr Prof.
Dr. Venzlaff von der BGR und aus dem nie-
dersächsischen Sozialministerium
Dr. Schöpfer und Schneider.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich kann über
keinen dieser Herren irgendetwas sagen. Ich
kenne sie nicht. Die mögen was besprochen
haben im Intercity. Na gut, ich darf etwas
hämisch sagen: Es gibt auch Kantinenge-
spräche, meistens aber dann die Beamten
unter sich. Jedenfalls war das in Bonn so.
Aber andernorts geschieht auch das öffent-
lich.

Also, ich weiß nicht, ich würde dem keine
große Bedeutung beimessen. Vor allen Din-
gen, dass der Herr Bley da meint, er hätte
wunders was entdeckt, das glaube ich nicht.
Er hat mitgehört, wie die Diskussion läuft,
und die lief ja nun damals. Die lief zwischen
den Kollegen. Natürlich habe ich den Kolle-
gen, wenn ich den auf einer Geburtstagsfeier
traf und wir hatten gerade wieder so ein
Bonbon zwischen uns, dann gefrotzelt und
gesagt: Na, wie löst ihr das Problem? Auf
dieser etwas informellen Art werden ja viele
Gespräche geführt, und das sind ja auch
nicht immer die schlechtesten Verbindungen,
die es gibt, die ja auch durchaus weiter füh-
ren können als formale Aktenvermerke.

Angelika Brunkhorst (FDP): Habe ich
Sie jetzt richtig verstanden? Sie meinen,
dass es wirklich ein Schlagabtausch war
unter Experten, die sich mit dem Thema ge-
rade befasst haben?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja.

Angelika Brunkhorst (FDP): Gut. Danke
schön.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Wobei ich
noch nicht mal - - oder sogar bezweifle, in-
wieweit die Experten sind oder Experten
waren. Wenn der Professor Bley Historiker
ist, dann kann man sagen, er ist historischer
Experte. Aber wie es mit den anderen aus-
sieht, weiß ich nicht. Das waren wahrschein-
lich ja Naturwissenschaftler, weil die die In-
stitutionen vertraten, über die wir auch schon
gesprochen haben.

Angelika Brunkhorst (FDP): Eine wei-
tere Frage, die ich an Sie habe: Es waren ja
verschiedene Gutachten in Auftrag gegeben
worden, also Rechtsgutachten in Auftrag
gegeben worden. Wie viele waren das insge-
samt? Und waren Sie der Impulsgeber, dass
Sie gesagt haben, man müsste jetzt Rechts-
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gutachten einziehen? Oder wer hat diese
Aufträge erteilt?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Das wird von
Fall zu Fall sehr unterschiedlich gewesen
sein. Ich könnte mir denken, dass die Beauft-
ragung von Professor Breuer durch mich
erfolgt ist, dass ich also da die Initiative er-
griffen habe, weil ich rechtlichen Flanken-
schutz haben wollte für meine Auffassung.
Aber die anderen kenne ich nicht, also weiß
ich auch nicht, welche Bedeutung diese Be-
sprechungen hatten.

Angelika Brunkhorst (FDP): Ja. Vielen
Dank.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank. Das Rederecht ist jetzt bei
Bündnis 90/Die Grünen.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja. Danke, Frau Vorsitzende. -
Herr Dr. Getz, ich sitze hier. Ich frage für die
grüne Fraktion. Vielleicht schaffen wir es ja,
dass wir Sie dann nach dieser Fragerunde
nicht weiter quälen.

Aber ich möchte gerade noch mal an-
knüpfen an diese Bewertung dieses Intercity-
Gesprächs. Vorhin, als wir Grüne schon mal
gefragt haben, hatten wir Ihnen ein Material
gegeben, und darauf will ich jetzt gerade
noch mal zurückkommen, und zwar Material
A 96, Band 13. Das war ein Brief von Ihnen
zur Information des Ministers, die vier Seiten.
Da schreiben Sie auf der Seite 3 - - Soll ich
die Materialnummer noch mal genauer präzi-
sieren? - MAT A 96, Band 13, Paginierung
110246, und da auf Seite 3. Es ist betitelt
„Standpunkte des BMI, des BK, der Res-
sorts, der PTB (als Antragsteller) sowie Nie-
dersachsens zu der Rechtsfrage“. Da ging es
dann um die Frage, ob Planfeststellung vor
Abteufen der Schächte. Das will ich jetzt
nicht so strapazieren. Aber im nächsten Ab-
satz sagen Sie - falls Sie die Stelle gefunden
haben, können Sie die ja mitlesen -:

Entsprechende Auffassung wurde
durch Presseberichte, auch im
Spiegel, bekannt, in denen über ein
im Juli 1980 im Intercity geführtes,
bruchstückhaft mitgehörtes Ge-
spräch zwischen Fachbeamten der
PTB und des Niedersächsischen
Sozialministeriums berichtet wurde.

Das war das Gespräch, nach dem die Kolle-
gin Brunkhorst von der FDP auch gerade
gefragt hat. Was mich jetzt interessiert:
Gleich nach der Stelle, die ich vorgelesen
habe, steht von Ihnen als analytischer Kom-
mentar:

Nachwirkende Bedeutung des Ge-
sprächs: Eindruck der rechtlichen
Manipulation.

Haben Sie noch eine Erinnerung daran,
warum Sie zu dieser - -

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Das soll ich
geschrieben haben?

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Steht auf dieser Seite. Können
Sie selber nachlesen. Das ist der Vermerk,
den Sie haben.

Nachwirkende Bedeutung des Ge-
sprächs: Eindruck der rechtlichen
Manipulation.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja. Das ist ja
wohl auch richtig. Ich habe den Eindruck - -
Bei diesem Gespräch, wenn das so veröf-
fentlicht wird, muss ja jeder, der das liest,
den Eindruck haben: Die kungeln da oben
wieder und manipulieren den Sachverhalt. -
Und das wollte man natürlich nicht auf sich
sitzen lassen.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja. Und in welcher Richtung,
denken Sie, dass sie den Sachverhalt mani-
puliert haben oder der Eindruck entstehen
könnte, in welche Richtung manipuliert wer-
den sollte?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Es ist egal,
über welche Themen die gesprochen haben.
Vielleicht haben sie ja über Gott und die Welt
gesprochen, das könnte ja sein, und auch
unterschiedliche Meinungen vertreten. Die
Kollegen von der PTB haben halt die PTB-
Meinung vertreten. Die hatten sicher auch
eine eigene Auffassung, und andere auch.
Aber das, würde ich sagen, ist fast normal,
dass auch auf informellem Wege Meinungen
ausgetauscht werden. Das war sogar wahr-
scheinlich so. Ich würde dem also keine
große Bedeutung beimessen. Aber bitte, das
ist Ihnen frei.
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Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja, Herr Dr. Getz, das Problem
bei denen war ja auch, dass die sich nicht
einig waren, wie andere in der Gutachter-
frage auch. Aber das reicht mir jetzt auch
erst mal als Bewertung.

Ich wollte noch bei dem gleichen Vermerk
bleiben. Das ist einer der letzten, die wir be-
sprochen haben, vom 27. Juli 1981. Da wird
noch mal auch auf die zwei unterschiedlichen
gutachterlichen Stellungnahmen Bezug ge-
nommen. Die eine war ja die gutachterliche
Äußerung - das wird auf Seite 2 näher be-
schrieben - von Professor Rauschning aus
Göttingen, und dann gab es ja das Rechts-
gutachten von Professor Breuer, was maß-
geblich Sie initiiert haben und was dann ver-
geben worden ist.

Hängt die Tatsache, dass es hier zwei
Gutachten gab, vielleicht auch damit zu-
sammen, dass der Gutachter Rauschning
jetzt ja nicht unbedingt von der juristischen
Seite her dafür prädestiniert war, zu Plan-
feststellungsverfahren, Atomrecht und Berg-
recht zu reden, sondern Völkerrechtler war
aus Göttingen und im Übrigen - ich glaube,
da haben Sie sich vorhin auch vertan; der
war der bekannte Atomfreund - sehr schnell
zu dem Ergebnis kam nach kurzer Zeit, dass
ein atomrechtliches Genehmigungsverfahren
vor Niederbringung der Erkundungsschächte
nicht erforderlich sei? Hängt die Tatsache,
dass Sie jetzt einen zweiten Gutachter, näm-
lich Herrn Professor Breuer, beauftragt ha-
ben, auch damit zusammen, dass Sie fan-
den, jetzt muss auch noch mal ein richtiger
Fachmann die Materie bewerten?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Also, ich habe
Herrn Professor Breuer immer hoch ge-
schätzt, um das mal vorwegzunehmen. Ich
habe gern mit ihm zusammengearbeitet.
Auch an dem Kongress, den er organisiert
hat, an diesem Atomrechtlichen Kongress
1979, habe ich auch mitgewirkt bei ihm, so-
dass ich … (akustisch unverständlich)

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das Gutachten von Dr. oder
Professor Rauschning haben Sie nicht ini-
tiiert?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein, mit Si-
cherheit nicht. Ich erinnere mich dunkel, dass
ich mich mal aufgeregt habe über einen, der
da mitreden wollte, ohne dafür zuständig zu
sein. Ich habe aber keine Ahnung, ob das

Professor Rauschning war. Könnte sein. Das
weiß ich aber nicht mehr.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Die Vermutung liegt für uns auch
nahe.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich habe je-
denfalls mit ihm keine näheren Kontakte ge-
habt, einen Auftrag schon gar nicht erteilt.
Das mit Sicherheit nicht.

(Sebastian Edathy (SPD): Das war
vielleicht ein Auftrag vom Land Nie-

dersachsen!)

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja, das war ja auch unser Pro-
blem, weil das Gutachten von Professor
Breuer, das ja jetzt hier auch mehrfach dis-
kutiert worden ist, kommt ja sehr gut begrün-
det - und entspricht ja, wie ich gehört habe,
auch Ihrer Position - zu der Auffassung, dass
eben ein atomrechtliches Planfeststellungs-
verfahren erforderlich gewesen sei. Und ich
vermute ja, wenn man sich das Datum an-
guckt, schon lange nach der Weisung in
1980 haben Sie aufgrund dessen diese Po-
sition vertreten, dass eben das Gutachten
von Professor Breuer doch die schlagenden
Argumente für sich hatte.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja, nicht? - Solange ich noch die
Gelegenheit habe, habe ich noch mal eine
weitere Frage. Wir haben auch noch einen
anderen Vermerk gefunden; das ist Material
A 104, Band 19, Paginierung 160417. Es
schreibt der Chef des Bundeskanzleramts,
unterzeichnet hat Herr Dr. Glatzel. Er
schreibt an den Bundesminister und schreibt
dann auch an Sie. Es geht um einen Ver-
merk, wieder um die rechtliche Behandlung
des Erkundungsschachts für das Endlager
Gorleben, Ergebnisvermerk über die Res-
sortbesprechung vom 18. August 1980.

Und dann wird gebeten vonseiten
Dr. Glatzel, mehrfach - ich nehme einfach
mal ein paar Beispiele -:

Ich bitte, in den Vermerk folgende
Ergänzungen und Klarstellungen
aufzunehmen:

Und dann schreibt er wörtlich vor: „Sie
sollten die technischen Gründe“ - - Die soll-
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ten näher erläutert werden. Und dann kommt
ein Zitat:

„Wesentlich hierfür ist, daß der
Schacht im sog. Gefrierverfahren
niedergebracht wird und eine nach-
trägliche Vergrößerung des
Schachts nicht dem „Stand der
Technik“ entspricht.“

Und dann kommt in dem Schreiben mehr-
fach: Es sollte folgender Absatz eingefügt
werden: BMI sieht die Rechtsbasis für die
Begrenzung in § 9 nicht ein, hält das nicht für
erforderlich. - Oder Sie sollten in einem an-
deren Satz einführen nach dem Wort „spre-
chen“: „Nach Auffassung von BMI und PTB“
usw. Mehrfach wird direkt vorgeschlagen:
Fügen Sie bitte dieses Zitat ein oder jenen
Einschub. - Ist das ein ganz übliches Verfah-
ren, wenn eine obere Ebene eingreift, oder
ist das nicht ein sehr weitgehendes Dirigie-
ren, wie dieser Vermerk auszusehen habe?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich empfinde
das als sehr weitgehenden Eingriff. Ich habe
auch nur wenig Fälle dieser Art gehabt.
Wenn natürlich so was mündlich kommt,
dann kann man gleich reagieren; wenn das
schriftlich kommt, ist es meist ein bisschen
schwieriger. Aber ich meine, ich hätte mir
das normalerweise nicht gefallen gelassen.
Ich kannte den Herrn Glatzel sehr gut und
hatte ein gutes Verhältnis zu ihm. Ich
brauchte ja immer für viele schwierige Dinge
die Unterstützung des Kanzleramts, damit
man was ins Kabinett bekam.

(Maria Lohfeldt (BT): Ich verstehe
den Zeugen nur sehr schlecht!)

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Lei-
der versteht die Stenografin Sie nicht. Ob Sie
sich freundlicherweise noch mal ein bisschen
an das Mikrofon bewegen könnten.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich wiederhole
noch mal knapp. Dieses Verfahren, schriftlich
solche Richtigstellungen zu beantragen, ist
an und für sich ungewöhnlich, kommt selten
vor, es sei denn, es war etwas richtig falsch
beschrieben worden; dann muss man natür-
lich das Recht haben, es richtigstellen zu
lassen. Hier in diesem Fall hatte ich keine
Veranlassung, da irgendwas zu unterneh-
men. - Das war das. Was soll ich jetzt noch
sagen?

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Sie sagten: „Ich kannte Herrn
Glatzel sehr gut“, und dann hat die Steno-
grafin Sie unterbrochen.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich kannte
Glatzel gut und habe auch gern mit ihm zu-
sammengearbeitet. Aber er hat mir nachher
den besten Mitarbeiter abgeworben, nämlich
den Dr. Hanning.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Ja,
herzlichen Dank. Damit sind wir am Ende der
zweiten Berliner Runde. Meine Frage in die
Runde ist jetzt: Gibt es weitere Fragen? -
Herr Grindel.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ich muss
leider, damit ein falscher Vorhalt sozusagen
nicht im Protokoll einfach so widerspruchslos
da bleibt, das, lieber Herr Dr. Getz, in eine
Frage kleiden. Der Kollege Edathy hat Ihnen
vorgehalten, der Herr Baum habe hier aus-
gesagt, er habe immer mit sich gerungen
„Bergrecht oder Atomrecht?“ und dann we-
gen Frau Breuel insbesondere, weil die ge-
drückt habe zeitlich, dann dem Bergrecht
zugestimmt. Ich möchte Ihnen aus der Ver-
nehmung von Herrn Baum vorlesen; das ist
auf der Seite 21 in der linken Spalte. Da sagt
Herr Baum hier bei uns im Ausschuss:

Also, diese Auseinandersetzungen
haben wir mit - aus meiner Sicht -
guten Argumenten geführt. Natür-
lich ist die Position von Frau Breuel
da nicht unwichtig gewesen.

Und jetzt kommt der entscheidende
Punkt:

Aber wenn diese Position gegen
das geltende Recht verstoßen
hätte, wäre das vollkommen irrele-
vant gewesen, was Frau Breuel uns
gesagt hätte.

Also, können Sie bestätigen, dass Herr
Baum als Minister natürlich am Ende eines
Überlegungsprozesses deswegen dem Berg-
recht zugestimmt hat, diesem Verfahren, weil
es dann seiner Auffassung nach das richtige
rechtliche Verfahren war? Sie haben ja Kon-
takt mit der Ministeriumsspitze sicherlich
auch gehabt.

(Zurufe)

- Ich finde, man sollte dem Zeugen keine
falschen Vorhalte machen, und das hat Herr
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Edathy getan. Deswegen versuche ich, das
jetzt hier herauszuarbeiten.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Ge-
nau. - Liebe Kolleginnen und Kollegen, las-
sen Sie den Zeugen Herrn Dr. Getz jetzt
nachdenken, und dann wird er antworten
oder nicht antworten, je nachdem, ob es ihm
möglich ist.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Darf ich noch
mal genau die Frage hören?

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ja. Ob
Sie bestätigen können, dass für die Ent-
scheidung von Herrn Baum nicht das Drän-
gen von Frau Breuel entscheidend war, son-
dern der Findungsprozess, welches recht-
liche Verfahren hier anzuwenden ist, und
dass er am Ende auch der Überzeugung
war, dass Bergrecht das richtige Verfahren
war.

(Kornelia Möller (DIE LINKE): Das
sind doch nur Vermutungen, die er
äußern kann! Was soll denn das?)

- Kann der Zeuge mal antworten vielleicht?

(Kornelia Möller (DIE LINKE): Das
ist doch aber eine unsinnige Frage!)

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich versuche,
da einen logischen Zusammenhang zu fin-
den.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Kollege
Edathy - ich möchte die Frage erläutern - hat
Ihnen doch vorgehalten, dass angeblich -

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): - für
Herrn Baum entscheidend war, dass Frau
Breuel gedrängt hat, weil sie ihm vorgewor-
fen hat, durch die weiteren Prüfungen, auch
dieser Frage von Herrn Breuer und ob nicht
doch nach einem atomrechtlichen Verfahren
vorgegangen werden müsste, dass er damit
den Prozess verzögern würde, und um die-
sem Vorwurf auszuweichen, er dann dem
Bergrecht zugestimmt hätte. Ich habe Ihnen
vorgelesen, dass genau diesen Punkt er
zurückgewiesen hat, weil er das auch hier im
Ausschuss gefragt worden ist und gesagt
hätte, wenn er nicht der Auffassung gewesen
wäre, dass das die rechtlich richtige Position
ist, hätte Frau Breuel vertreten können, was

sie wollte, das sei für ihn völlig irrelevant
gewesen.

Deswegen möchte ich gerne von Ihnen
wissen, ob Sie - formulieren wir es vielleicht
anders herum - jemals, entweder direkt von
dem Minister oder über den Minister, gehört
haben, dass für ihn entscheidend war das
Drängen von Frau Breuel und nicht, die rich-
tige Rechtsgrundlage zu finden.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein. Also, so
was habe ich nie mitbekommen, habe ich
auch nie gehört. Ich hatte auch nie den Ein-
druck, dass so was lief. Dafür war die Kom-
munikation im Haus, auch zwischen der
Fachebene und der politischen Leitungs-
ebene, relativ gut und eng, und wenn man da
ein Problem hatte, konnte man schnell mal
mit seinem Abteilungsleiter sprechen oder
gar mit dem Staatssekretär. Und da wurden
dann die Probleme gelöst, aber nicht so
halbgare Meinungsäußerungen.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Okay.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank.

(Abg. Kornelia Möller (DIE LINKE)
meldet sich zur Geschäftsordnung)

- Frau Möller?

(Zuruf von der SPD: Wir haben jetzt
das Fragerecht!)

- Ja, natürlich haben Sie. Erstens hat die
CDU/CSU-Fraktion noch 19 Minuten Frage-
recht. Frau Möller hatte nur einen Antrag zur
Geschäftsordnung, habe ich gesehen.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Ja, ich
hatte einen Antrag zur Geschäftsordnung,
bezogen auf die Art zu fragen, die Herr
Grindel hier zutage legt, wo es dann eben
um Meinungen und um Vorstellungen geht.
Das ist ein Zeuge, und es ist niemand, der
Meinungen, Vorstellungen oder seine Glas-
kugel hier zu bemühen hat, sondern Fakten.
Ich möchte Sie daran erinnern, dass Sie
auch immer sehr darauf achten bei anderen
Fraktionen. Also bitte, achten Sie auch selber
darauf! Das geht nicht, das ist nicht zielfüh-
rend. Nur weil Sie einen bestimmten Vermerk
hier im Protokoll haben wollen, dann wäre es
doch angebracht, den so auch zu formulie-
ren, dann ist er auch im Protokoll, aber nicht
irgendwelche Meinungen von einem Zeugen
abfragen zu wollen.
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(Zuruf des Abg. Reinhard Grindel
(CDU/CSU))

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Ver-
handlungsführung habe ich, und ich stelle
fest, ob ich Fragen zulasse oder nicht zu-
lasse. Wenn der Ausschuss wünscht, über
meine Verhandlungsführung zu beraten,
können wir das machen, aber in interner
Sitzung. Wünschen Sie, über meine Ver-
handlungsführung zu beraten? - Das sehe
ich nicht.

Dann fahre ich jetzt fort darin, dass das
Fragerecht weiter bei der CDU/CSU-Fraktion
ist. Sie hat weitere 19 Minuten. Gibt es wei-
tere Fragen bei Ihnen?

(Reinhard Grindel (CDU/CSU):
Nein!)

- Nein. - Dann geht das Fragerecht an die
SPD-Fraktion. Bitte schön.

Sebastian Edathy (SPD): Herr Dr. Getz,
abgesehen davon, dass ich den Vorwurf des
Kollegen Grindel natürlich zurückweise, darf
ich Sie noch mal fragen. Ich will es auch gar
nicht allzu lange machen. Herr Dr. Getz,
nach Ihrer langjährigen Erfahrung als Be-
amter, wo ist eigentlich die größere Kompe-
tenz für eine Fachfrage zu vermuten und
wohl auch zu finden: auf Ebene des federfüh-
rend zuständigen Referates oder in den
Händen oder im Kopf des Unterabteilungs-
leiters?

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ist
das keine Meinung?)

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Da könnte ich
antworten: Weder noch. Das umfassendste
Wissen hat der Abteilungsleiter.

Sebastian Edathy (SPD): Weil das so
vorgesehen ist oder weil es den Tatsachen
entspricht?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Na, weil ich
das immer wieder angetroffen habe. Also,
Abteilungsleiter zu werden - das ist Ministe-
rialdirektor -, das ist schon was.

Sebastian Edathy (SPD): Ja, aber ist das
dann - -

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Der ist besol-
dungsmäßig unter dem Staatssekretär, das

ist die eine Stufe unter dem Staatssekretär,
und das ist schon eine respektable Höhe.

Sebastian Edathy (SPD): Dass das mit
dem Unterabteilungsleiter besoldungsmäßig
interessanter ist als Referatsleiter, ist mir
schon klar. Aber in Fachfragen ist man da als
Referatsleiter eigentlich besser orientiert als
der Vorgesetzte?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Das kann man
generell nicht so beantworten. Es gibt - -

Sebastian Edathy (SPD): Haben Sie das
eigentlich häufiger erlebt, dass Sie eine
Fachmeinung vertreten haben als Referats-
leiter und der Unterabteilungsleiter hat ge-
sagt: „Das dürfen Sie so nicht in der Öffent-
lichkeit äußern“?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja, ja.

Sebastian Edathy (SPD): Auch nicht in-
tern. Das kommt vor?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: So einen Fall
hat es schon mindestens … (akustisch un-
verständlich) gegeben.

Sebastian Edathy (SPD): Ich will Ihnen
noch mal einen Vorhalt machen, eher für das
Protokoll, Herr Dr. Getz, muss ich sagen, als
um Sie zu bitten, dazu Stellung zu nehmen.
Aber natürlich möchte ich Sie fragen, ob Sie
sich daran erinnern können. Es betrifft einen
Vermerk von Ihnen vom 27. Juli 81, der hier
eine Frage auch noch mal sicherlich klären
dürfte, die streitig gestellt worden ist von der
Koalition, nämlich, ob es unterschiedliche
Meinungen gegeben hat und ob das Fach-
referat, das Sie geleitet haben, der Auffas-
sung war, Atomrecht müsste angewandt
werden. Das findet sich in MAT A 72,
Band 13, Paginierung 42, ein Vermerk vom
27. Juli 81. Sie sind der Verfasser, Herr
Dr. Getz.

Das Thema lautet, der Betreff: „Genehmi-
gungsrechtliche Behandlung des Erkun-
dungsschachts für das geplante Endlager-
bergwerk“. Ich darf mal kurz aus den Seiten
2 und 4 zitieren, was Sie ausgeführt haben.
Da heißt es unter Punkt 3, Sachstand:

Zwei gutachtliche Stellungnahmen
liegen vor:

Gutachtliche Äußerung von Prof.
Rauschning/Göttingen, im Auftrag
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des Landes Niedersachsen ... Er-
gebnis: atomrechtliches Genehmi-
gungsverfahren ... nicht erforderlich
...

Rechtsgutachten von Prof.
Breuer/Trier, das vom BMI/RS I 1
mit Zustimmung des BK sowie ...
BMWi und BMFT in Auftrag gege-
ben wurde.

Also das ist jetzt auch hiermit klar. Ihr Referat
hat mit Zustimmung der anderen Ressorts
das Breuer-Gutachten in Auftrag gegeben;
das Gutachten von Rauschning kommt im
Auftrag des Landes Niedersachsen.

Ergebnis:

- bezüglich Breuer-Gutachten -

atomrechtliche Planfeststellung ...
erforderlich.

Dann heißt es unter „Standpunkte“, immer
noch Ihr Vermerk:

Referat RS I 1

- Ihr Referat, schreiben Sie als damaliger
Referatsleiter -

hält vorherige Planfeststellung für
erforderlich und sieht sich durch
Rechtsgutachten Breuer bestätigt.

Das kann man nur so interpretieren, dass die
Haltung des Fachreferates schon vor dem
Gutachten Breuer war, Atomrecht müsse zur
Anwendung gebracht werden. - Und dann
heißt es in dem Vermerk weiter:

RS I

- das heißt, die Unterabteilung -

gab Weisung,

- gab dem Fachreferat Weisung -

diese Auffassung nicht mehr zu
vertreten ...

Bewertung in Ihrem Vermerk: Das Fachrefe-
rat „hält an seiner Auffassung fest“.

Können Sie sich an diesen Vermerk erin-
nern, und wie war Ihr Eindruck damals, wa-
rum man Ihrer fachlichen Empfehlung nicht
gefolgt ist?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich kann mich
dunkel an diesen Konflikt erinnern; denn ich
habe das durchaus als Konflikt empfunden.
Aber dazu habe ich ja nun Stellung bezogen,
und damit war das Weitere dann Sache der

Leitung des Hauses, wie sie verfahren will.
Das war nicht mehr meine Sache.

Sebastian Edathy (SPD): Ja, aber Sie
geben ein Gutachten in Auftrag, Sie setzen
sich mit dem Gutachten auseinander, Sie
kommen zu dem Ergebnis, dass das Gut-
achten inhaltlich korrekt ist, dass das auch
Ihrer Auffassung entspricht, und dann krie-
gen Sie vom Unterabteilungsleiter die Aus-
kunft, diese Auffassung dürfen Sie aber nicht
vertreten, weder intern bei ressortübergrei-
fenden Besprechungen noch gegenüber der
Öffentlichkeit.

Ich meine, bei einem so massiven Kon-
flikt - - Den hat man ja wahrscheinlich nicht
jedes Jahr in seiner Beamtenlaufbahn erlebt,
vermute ich mal, oder hoffe ich jedenfalls.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein, nein.
Natürlich nicht.

Sebastian Edathy (SPD): Was war denn
der Grund, warum Sie diese Auffassung nicht
vertreten durften?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ja, der
Pfaffelhuber wollte das eben, hatte vielleicht
mit Niedersachsen was anderes abgespro-
chen. Das weiß ich nicht.

Sebastian Edathy (SPD): Hatte vielleicht
mit Niedersachsen etwas anderes abgespro-
chen?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Möglicher-
weise.

Sebastian Edathy (SPD): Möglicher-
weise. - Vielen Dank.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Gibt
es weitere Fragen aus der SPD-Fraktion? -
Das ist nicht der Fall. Gibt es weitere Fragen
aus der FDP-Fraktion? - Das ist auch nicht
der Fall. Dann frage ich die Linken. Bitte
schön.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Vielen
Dank. - Herr Getz, Sie sagten vorhin, Sie
hielten damals die Meinung von Professor
Breuer für richtig - das ist ja jetzt auch
mehrfach noch mal nachgefragt worden -,
und auch, dass Sie sie bis heute für gültig
halten. Haben Sie also persönlich die An-
sicht, aufgrund dieses Wissens, was Sie
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auch heute haben, und dieser Einstellung,
dass die Entscheidung des Ministers Baum,
auf ein Planfeststellungsverfahren zu ver-
zichten, ein Fehler war?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Bezieht sich
das auf die Vergangenheit, zu der ich heute
sprechen soll, -

Kornelia Möller (DIE LINKE): Ja, auf die
Vergangenheit.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: - oder ist das
Zukunft oder Gegenwart?

Kornelia Möller (DIE LINKE): Nein, nein.
Das ist die Frage: Der ehemalige Minister
Baum hat auf das Planfeststellungsverfahren
verzichtet, und vor dem Hintergrund Ihrer
Erfahrungen, die ja zu einer bestimmten Ein-
stellung geführt haben, eben der, dass in
diesem Fall ein Planfeststellungsverfahren
sinnvoll wäre, also wie Professor Breuer das
auch befürwortet hat - - Vor diesem Hinter-
grund: Ist die Entscheidung des damaligen
Ministers Baum, eben auf ein Planfeststel-
lungsverfahren zu verzichten, als ein Fehler
zu werten?

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wie
soll er das beantworten?)

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich überlege
jetzt hier, wie ich das als Fehler definieren
soll. Es war ja das Ergebnis - -

Kornelia Möller (DIE LINKE): Nur, ob. Im
Grunde genommen ist es ganz - -

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Ich meine, er
hat meine Meinung bestätigt, und insofern
konnte ich ja mit seiner Aussage zufrieden
sein.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Danke. -
Ich habe eine weitere Frage. Ist Ihnen die
Gasproblematik in und um Gorleben damals
bekannt gewesen?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Auch nicht
die Proteste der DDR?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Gut. -
Dann habe ich eine dritte und vermutlich
letzte Frage. Es gibt ein Schreiben vom
9. September 1980 aus Ihrem Referat,
RS I 7, von Herrn Berg; das ist MAT A 104,
Band 19. Darin ist geschrieben - die Vorlage
haben Sie auch, wir haben vorhin da auch
schon drüber gesprochen, nur über diesen
Punkt nicht -:

In einem Planfeststellungsverfahren
müßten außerdem ernsthaft Alter-
nativstandorte betrachtet werden.

Steht hier mit drin. Könnte das mit ein Grund
dafür gewesen sein, dass von einem Plan-
feststellungsverfahren Abstand genommen
wurde?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Das sehe ich
nicht. Das war der Herr Berg, das ist das
technische Referat gewesen für die End-
lagerfrage, für den Fall Gorleben. Dessen
Wissensstand, ja, den kann ich nur zur
Kenntnis nehmen; das habe ich respektiert.
Das war halt der Fachmann, mit dem man
zusammenarbeitet, wenn man so heiße Ei-
sen anfasst. - Ich weiß es nicht. Jetzt habe
ich ja die Frage nicht beantwortet.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Das ist die
Frage der alternativen Standorte, ob die eine
Rolle gespielt hat.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Wie weit das
bei dem Ministergespräch mit Niedersachsen
eine Rolle gespielt hat, weiß ich nicht. Dazu
kann ich - - Das ist jedenfalls nicht von uns
aus hochgespielt worden oder dann mit ei-
nem Auftrag versehen worden, um be-
stimmte Meinungen zu haben. Das ist nicht
der Fall gewesen in dem Zusammenhang.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Das heißt,
Sie haben die Frage alternativer Standorte
auch in Ihrem Haus nicht weiter - -

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein, ich habe
mich da nicht zuständig gefühlt. Das war nun
die Spielwiese der Techniker. Wenn die na-
türlich zu Ergebnissen kamen, dann haben
die das mit uns abgestimmt: Können wir das
so machen? Können wir das besser so ma-
chen? Welche verfahrensrechtlichen Auswir-
kungen hat das, wenn wir A- oder B-Verfah-
ren anwenden? So diese Dinge, die machen
ja den Alltag aus. Und da kann ich mich an
diesen Vorgang, also an die Reaktion von
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RS I 7, nicht erinnern. Ich kann mir nicht
denken, dass das den Minister beeindruckt
hätte.

Kornelia Möller (DIE LINKE): Vielen
Dank.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Danke schön. - Keine weiteren Fragen? -
Prima. Dann geht das Fragerecht jetzt noch
mal zu den Grünen. - Keine weiteren Fragen.
Wunderbar. Dann gucke ich jetzt noch mal
auf meine rechte Seite. Gibt es weitere Fra-
gen von irgendeiner anderen Fraktion?

Da das nicht der Fall ist, möchte ich mich
bei Ihnen, Herr Dr. Getz, sehr, sehr herzlich
bedanken. - Jetzt bin ich es wieder, die Vor-
sitzende, die zu Ihnen spricht.

Vielen, vielen Dank, dass Sie mit so viel
Geduld und Erinnerungsvermögen unsere
Fragen beantwortet haben. Ich möchte jetzt
zum Abschluss der Vernehmung Ihnen noch
einige Formalien mit an die Hand geben.

Das Sekretariat wird Ihnen das Protokoll
übersenden, und Sie haben dann die Mög-
lichkeit, innerhalb von zwei Wochen etwaige
Korrekturen und Ergänzungen am Protokoll
vorzunehmen.

Nach § 26 Abs. 3 des Untersuchungsaus-
schussgesetzes bin ich gehalten, Sie darauf
hinzuweisen, dass die Vernehmung eines
Zeugen erst dann endgültig abgeschlossen
ist, wenn der Untersuchungsausschuss dies
durch Beschluss feststellt. Die Entscheidung
hierzu darf aber erst ergehen, wenn nach
Zustellung des Vernehmungsprotokolls an
den Zeugen zwei Wochen verstrichen sind
oder auf die Einhaltung dieser Frist verzichtet
worden ist. - Hätten Sie dazu jetzt noch wei-
tere Fragen an uns?

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Nein. Aber
wenn ich mir eine Anregung erlauben darf.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Ja,
nur zu.

Zeuge Dr. Heinrich Getz: Es wäre ganz
gut gewesen, wenn ich die Dokumente, die
Sie mir hier jetzt zuhauf auf den Tisch gelegt
haben, vorher mal hätte durchlesen können.
Dann hätte ich sicher etwas - - mich vielleicht
nicht mehr 110-prozentig genau an die Vor-
gabe gehalten, nur die Vergangenheit zu
besprechen. Sicherlich wäre in einigen
Punkten die Grenzziehung verwischt wor-

den - das bestimmt -, und das wollte ich ja
vermeiden. Eine Zeugenvernehmung - -

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Da
sind wir nur leider auch an formale Bedin-
gungen gebunden, und die Strafprozessord-
nung, nach der wir hier vorgehen müssen in
einem Untersuchungsausschuss, sieht vor,
dass die Unmittelbarkeit der Befragung so-
zusagen gegeben ist. Deshalb sind wir letzt-
endlich auch auf dieses Verfahren angewie-
sen, wie wir es jetzt praktiziert haben.

Herzlichen Dank, dass Sie sich darauf
eingelassen haben und dass Sie mit sehr viel
Geduld und doch mit sehr großem Erinne-
rungsvermögen auf unsere Fragen Antwort
gegeben haben. - Vielen Dank und gute
Heimreise.

Herr Edathy, bitte.

Sebastian Edathy (SPD): Da mir gerade
einfällt, dass der Zeuge Baum ja im Vorfeld
seiner Vernehmung von dem Recht auf Ak-
teneinsicht Gebrauch gemacht hat, wäre es
vielleicht eine gute Idee, falls das nicht ohne-
hin schon praktiziert werden sollte, dass wir
die Zeugen, die die Möglichkeit hätten, selber
sich Unterlagen und Akten anzusehen, auch
noch mal ausdrücklich darauf hinweisen,
dass diese Möglichkeit besteht.

(Reinhard Grindel (CDU/CSU) mel-
det sich zur Geschäftsordnung)

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herr Grindel.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wenn wir
den Zeugen Dr. Getz entlassen haben,
würde ich für eine kurze Beratungssitzung
gerne plädieren wollen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Das
ist wunderbar. Dann bitte ich das Sekretariat,
Herrn Dr. Getz zu unterstützen. Und ich bitte
die Öffentlichkeit, dann auch für einen Mo-
ment den Raum zu verlassen.

(Unterbrechung des Sitzungsteils
Zeugenvernehmung, I: Öffentlich:

13.34 Uhr - Folgen Sitzungsteil Be-
ratung, II: Nichtöffentlich und

Mittagspause)
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Vernehmung des Zeugen
Dr. Arnulf Matting

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich sehe,
dass alle Fraktionen wieder im Raum vertre-
ten sind, und vor allen Dingen sehe ich, dass
unser Zeuge, Herr Dr. Matting, auch einge-
troffen ist. Von daher begrüße ich Sie sehr
herzlich zu unserer Nachmittagssitzung und
darf den zweiten Teil unserer öffentlichen
Ausschusssitzung eröffnen.

Herr Dr. Matting, ich begrüße Sie also
ganz besonders herzlich in unserer Runde.
Es hat ja ein paar Mal gedauert, bis es denn
endlich soweit kam, dass Sie hierhierkom-
men konnten.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: … (akustisch
unverständlich.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Wenn Sie mit mir sprechen wollen, dann
jederzeit gern, aber immer nur über Mikro,
weil wir Sie nämlich sonst nicht verstehen. -
Das ist wegen der parlamentarischen Ge-
pflogenheiten nicht anders möglich gewesen,
weil es dann manchmal Dinge gibt, die noch
wichtiger sind als das, was wir uns im Rah-
men einer vorher festgelegten Tagesordnung
vorgenommen hatten.

Ich darf Sie darauf hinweisen, dass wir
eine Tonbandaufnahme dieser Sitzung an-
fertigen. Die dient aber ausschließlich dem
Zweck, die stenografische Aufzeichnung der
Sitzung zu erleichtern, und die Aufnahme
wird dann nach Genehmigung des Protokolls
auch wieder gelöscht werden.

Der Ausschuss hat Ihnen den Beweisbe-
schluss 17-8, den Untersuchungsauftrag und
einen Auszug aus dem Untersuchungsaus-
schussgesetz übersandt. Eine Empfangs-
bestätigung liegt uns vor. Außerdem liegt uns
vor eine Aussagegenehmigung durch das
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit.

Ich muss Sie nun formal belehren. Sie
sind als Zeuge verpflichtet, die Wahrheit zu
sagen. Ihre Aussagen müssen daher richtig
und vollständig sein. Sie dürfen nichts weg-
lassen, was zur Sache gehört, und nichts
hinzufügen, was der Wahrheit widerspricht.
Ich habe Sie außerdem auf die möglichen
strafrechtlichen Folgen eines Verstoßes ge-
gen die Wahrheitspflicht hinzuweisen. Wer
vor dem Untersuchungsausschuss uneidlich
falsch aussagt, kann gemäß § 153 des Straf-

gesetzbuches mit einer Freiheitsstrafe von
drei Monaten bis zu fünf Jahren oder einer
Geldstrafe bestraft werden.

Nach § 22 Abs. 2 des PUAG können Sie
die Auskunft auf solche Fragen verweigern,
deren Beantwortung Sie selbst oder Angehö-
rige im Sinne des § 52 Abs. 1 der Strafpro-
zessordnung der Gefahr aussetzen würde,
einer Untersuchung nach einem gesetzlich
geordneten Verfahren, insbesondere wegen
einer Straftat, einer Ordnungswidrigkeit oder
eines Dienstvergehens, ausgesetzt zu wer-
den.

Sollten Teile Ihrer Aussage aus Gründen
des Schutzes von Dienst-, Privat- oder Ge-
schäftsgeheimnissen nur in einer nach der
Geheimschutzordnung des Bundestages
eingestuften Sitzung möglich sein, bitte ich
Sie um einen Hinweis, damit der Ausschuss
dann gegebenenfalls einen entsprechenden
Beschluss fassen kann.

Ich weise auch die Mitglieder des Aus-
schusses noch mal darauf hin, dass Vorhalte
aus eingestuften Akten nur in einer solchen
ebenso eingestuften Sitzung zulässig sind.

Haben Sie dazu bis jetzt Fragen?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Dazu habe ich
keine Fragen. Ihre Aufforderung, vollständig
zu antworten, sehe ich natürlich als proble-
matisch an, denn immerhin bin ich bald seit
10 Jahren im Ruhestand, und ich glaube,
keiner wird erwarten, dass man die Dinge
noch so im Kopf hat, wie sie mal vor
30 Jahren gewesen waren. Also insoweit - -
erstens Erinnerungslücken, und manches
verliert sich in dem Laufe der Zeit.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herr Dr. Matting, Sie können immer nur das
sagen, was Sie auch wissen. Das ist selbst-
verständlich so. Wir wissen, dass wir uns hier
um einen Sachverhalt kümmern, der seit
über 30 Jahren seinen Lauf nimmt.

Nach diesen einleitenden Bemerkungen
darf ich Sie nun bitten, sich dem Ausschuss
mit vollständigem Namen und Alter vorzu-
stellen, und ich möchte Sie zugleich fragen,
ob die für Ihre Ladung verwendete Anschrift
noch aktuell ist.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also die Ak-
tualität meiner Anschrift ist okay. Mein voll-
ständiger Name ist Paul Holger Arnulf
Matting. Wenn Sie wollen, habe ich auch
einen Doktortitel. Da muss ich jetzt spotten
und sagen: noch. Möglicherweise passiert da
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ja noch irgendetwas, mindestens nach der
Veranstaltung hier.

(Heiterkeit)

Aber davon gehe ich zunächst mal nicht aus
und darf Ihnen auch sagen, dass ich zum
Doktor-Ingenieur promoviert wurde mit einer
ganz - -

(Reinhard Grindel (CDU/CSU): Das
kann man alles nachvollziehen, Ihre

Promotion!)

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Meine Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie
bitte Herrn Dr. Matting ausführen.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Nein, es ist
eine rein theoretisch-mathematische Sache,
und wer immer Spaß daran hat, mag sich die
gerne angucken. Damals war mein Doktor-
vater - um eine Anekdote zu erzählen - mit
dem Ergebnis nicht einverstanden, hat sie
vorwärts und rückwärts überprüft, dann aber
nichts finden können und dann also nolens
volens so akzeptieren müssen. Also, viel-
leicht gelingt es Ihnen ja dann später noch
mal, irgendwie ein Haar in der Suppe zu fin-
den. Okay, gut, das war aber jetzt - -

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Wir
würden uns jetzt zunächst um den Untersu-
chungsauftrag kümmern und vielleicht in
einem anderen, völlig unabhängigen Verfah-
ren um Ihre Dissertation, aber jetzt erst mal
nicht. Aber verraten Sie dem Ausschuss
vielleicht freundlicherweise noch, wie alt Sie
sind.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Mein Ge-
burtsdatum ist der 27. März 1937. Das heißt
also, ich bin jetzt gut 74 Jahre alt und seit
neun Jahren im Ruhestand, denn ich habe
wirklich bis 65 gemacht, und, na ja, da bin ich
damals in den Ruhestand gegangen - einen
Satz nur noch -, um eine wirkliche Zäsur zu
machen, mich meinen Interessen zu widmen,
und die Interessen waren nicht notwendiger-
weise immer die, die ich dann auch dienstlich
erledigt habe. Also insoweit hatte ich gehofft,
mit den Dingen, die ich viele Jahre gemacht
habe, eigentlich gar nicht mehr in Berührung
zu kommen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Wir
wollen versuchen, möglichst zielorientiert
unsere Fragen an Sie zu richten, damit wir

Licht in das Dunkel - oder noch vorhandene
Dunkel - unseres Untersuchungsgegenstan-
des - - möglichst zügig erarbeiten können,
um nicht länger als notwendig Ihre Zeit als
Zeuge in Anspruch zu nehmen. Aber solange
es notwendig ist, werden wir diese Befragung
eben durchführen.

Ich möchte für die Kolleginnen und Kolle-
gen noch sagen, dass die FDP-Fraktion mich
noch mal darauf hingewiesen hat - - Die
Bundes-FDP hat ja heute und morgen ihren
Bundesparteitag in Rostock; das ist ja auf
Ebene der Parlamentarischen Geschäftsfüh-
rer so miteinander vereinbart worden. Also,
es wäre einfach - ich habe das so verstan-
den - schön, um das ganz zart zu sagen,
ohne irgendwelche Rechte von irgendjeman-
dem auch nur beschneiden zu wollen - ge-
hen tut das sowieso nicht -, wenn wir ein
zügiges Ende dieser Veranstaltung heute
Abend - 17, 18 Uhr oder so etwas, habe ich
verstanden - ermöglichen könnten. Das
würde halt den Kollegen die Teilnahme am
Bundesparteitag ermöglichen und wesentlich
erleichtern.

(Sebastian Edathy (SPD): Plenum
ist doch morgen noch, oder?)

- Ja, morgen ist noch Plenum. Dennoch ist
das vom Ältestenrat auch so gebilligt worden,
und dennoch haben die Parlamentarischen
Geschäftsführer das so miteinander verein-
bart. Das ist also keine Sonderregelung hier,
die unseren Ausschuss betrifft. Da würde ich
Sie bitten, liebe Kollegen, sich dann bei
Rückfragen bei ihren PGFs und Ihren Frak-
tionsleitungen schlau zu machen. Das ist
eine Vereinbarung, die so einvernehmlich
zwischen den Fraktionen getroffen worden
ist.

Herr Dr. Matting, wir können dann mit der
Vernehmung in der Sache beginnen. Dem
Ausschuss geht es ja darum, zu klären, ob
es auf dem Weg zu der zentralen Lenkungs-
entscheidung der Bundesregierung vom
13. Juli 1983, nämlich den Salzstock in Gor-
leben untertägig und keinen anderen Stand-
ort zusätzlich obertägig zu erkunden, irgend-
welche Manipulationen gab, ob wissen-
schaftliche Expertise unterdrückt worden ist,
ob alle Dinge, die maßgeblich sind, auch
tatsächlich in die Meinungsfindung vorur-
teilsfrei eingeflossen sind.

Wenn Sie es wünschen, dann haben Sie
nach § 24 Abs. 4 des Untersuchungsaus-
schussgesetzes die Gelegenheit, sich jetzt
zunächst im Zusammenhang zum Gegen-
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stand Ihrer Vernehmung zu äußern. An-
dernfalls würde ich gleich gezielt Fragen an
Sie richten. Wie wünschen Sie?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Frau Vorsit-
zende, ich würde gerne noch ein paar Takte
im Gesamtzusammenhang sagen, nicht, weil
ich leidenschaftlich gerne von mir selber er-
zähle, sondern weil ich glaube, auch für das
Ergebnis der anschließenden Befragung ist
es wichtig, auf Verschiedenes hinzuweisen,
was meine Person betrifft. Und vielleicht
kommt da auch der eine oder andere inte-
ressante Aspekt noch zum Tragen, der viel-
leicht auch für die weitere Befragung von
Interesse sein könnte auf Ihrer Seite.

So, also noch mal etwas sehr Persönli-
ches: Ich habe Physik studiert - ich bin also
nicht meinetwegen Geologe oder sonst wie -
und habe meinen Berufsweg begonnen beim
Technischen Überwachungs-Verein Hanno-
ver, war dort mit Aufgaben des Strahlen-
schutzes beschäftigt, Strahlenschutz im
weitesten Sinne. Ich habe dann zum IRS
gewechselt, Institut für Reaktorsicherheit, wie
das damals hieß, in Köln, die Vorläuferorga-
nisation der heutigen GRS, und war aber
beim IRS ganz überwiegend schwerpunkt-
mäßig für Aufgaben zuständig, die vonseiten
der zuständigen Bundesbehörden formuliert
worden waren. Und weil die offenbar mit
meiner Tätigkeit zufrieden waren, wurde ich
gefragt, ob ich denn nicht Lust hätte, auch in
den Ministerialdienst zu wechseln, was ich
dann in der Tat zum 1. Januar 1974 tat.

Aber - und das ist mir wichtig zu sagen -:
Ich bin damals nicht in den Bereich nukleare
Entsorgung im engeren oder weiteren Sinne
gekommen, sondern ich bin damals dem
Referat „Regeln und Richtlinien“ zugeordnet
worden, damals, wie es hieß, als Hilfsrefe-
rent. Später habe ich das Referat dann über-
nommen. Und neben meiner Tätigkeit für die
nationale und internationale Regelarbeit - -
also damals der frisch gegründete Kerntech-
nische Ausschuss, den es ja auch heute
noch gibt, und, was es natürlich heute noch
gibt, die Internationale Atomenergie-Agentur
in Wien. Da habe ich also wesentlich gear-
beitet.

Aber ich habe auch - und hatte das eben
gesprächsweise schon mal einfließen las-
sen - mitgearbeitet an einem Vorhaben, was
hier aus dem Bundestag heraus gewünscht
oder verlangt worden war, nämlich ein Be-
richt über die fachlichen Kompetenzen und
die Unabhängigkeit der in atomrechtlichen

Genehmigungs- und Aufsichtsverfahren täti-
gen Sachverständigen. Da ist ein Bericht
entstanden, der mit einem Vorwort von Bun-
desinnenminister Baum im September 79
dann auch dem Bundestag zugegangen ist.

Sie mögen das vielleicht als ein wenig
provozierend empfinden, wenn ich auf ein
anderes Projekt noch hinweise, was ich da-
mals, wie gesagt, in dieser Eigenschaft als
Mitarbeiter des Referats „Regeln und Richt-
linien“ jedenfalls mitbetreut habe: Das ist -
fast muss ich sagen, sträubt sich so ein biss-
chen das Verständnis aus heutiger Sicht -
der Punkt „Beschleunigung atomrechtlicher
Genehmigungsverfahren“. Das Stichwort zur
damaligen Zeit war „Investitionsstau“. Dieser
Investitionsstau ist verschiedentlich im Bun-
desrat und Bundestag beklagt worden. Und
dieser Punkt „Beschleunigung der atom-
rechtlichen Genehmigungsverfahren“ war der
damaligen Regierung, hier vorzugsweise
dem damaligen Bundeskanzler Schmidt, so
wichtig, dass er diesen Punkt in seiner Re-
gierungserklärung Montag, den 24. Novem-
ber 1980, ausdrücklich ansprach. Ich darf
hier mal ein paar Zeilen vorlesen:

Über die Notwendigkeit der friedli-
chen Nutzung der Kernenergie be-
steht international breite Überein-
stimmung. Die Bundesregierung
hält einen weiteren Ausbau der
Kernenergie sicherheitstechnisch
für vertretbar und auf absehbare
Zukunft, d. h. jedenfalls für die
nächsten Jahrzehnte, energiepoli-
tisch für notwendig. Sie tritt daher
für den begrenzten Ausbau der
Kernenergie ein - selbstverständlich
unter Vorrang der Sicherheit.

Jetzt kommt der entscheidende Punkt:

Zusammen mit den Ländern wird
die Bundesregierung prüfen, wie die
Genehmigungsverfahren für Kern-
kraftwerke ohne Einbuße an Si-
cherheit und Rechtsschutz be-
schleunigt werden können.

Über diese Sache ist auch im Bundestag,
sei es in Ausschüssen, oder sei es im Ple-
num, durchaus berichtet worden. Und dann -
jetzt sozusagen in Überleitung auch mehr zu
dem Bereich der Entsorgung - will ich noch
ein paar Zeilen zitieren aus der Regierungs-
erklärung von Bundeskanzler Schmidt:

Voraussetzung dafür

- nämlich für den begrenzten Ausbau der
Kernenergie -
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ist die Gewährleistung der Entsor-
gung. Dafür sind der Beschluss der
Regierungschefs von Bund und
Ländern zur Entsorgung der Kern-
kraftwerke vom September 1979
und die darauf zurückgehende
Neufassung der Grundsätze zur
Entsorgungsvorsorge vom Februar
1980 unveränderte Grundlage.

Also insoweit ist hier von Bundeskanzler
Schmidt ein System aufgebaut worden - wir
brauchen Kernenergie, unverzichtbar -, und
er war in dieser Auffassung - zum Beispiel
habe ich hier in meiner Raupensammlung
gefunden - einvernehmlich mit dem, was
meinetwegen der niedersächsische Minister-
präsident Albrecht gesagt hat, der - das will
ich jetzt aber nicht vorlesen, es sei denn, Sie
wollen das -, ähnlich argumentiert hat. Da
gibt es auch einen schönen Entschließungs-
antrag der Fraktionen von SPD und FDP,
allerdings schon von 1976:

Der Deutsche Bundestag unter-
streicht die Notwendigkeit, die fried-
liche Nutzung der Kernenergie,
sparsame und rationelle Energie-
verwendung, den Einsatz heimi-
scher Energiequellen - insbeson-
dere Kohle - ... zu betrachten.

Also, diese Diskussion um den weiteren
begrenzten Ausbau unter Vorrang der Si-
cherheit, Ausbau der Kernenergie, war da-
mals sehr hoch angesiedelt. Und vor diesem
Hintergrund - und deswegen betone ich das -
stellte sich auch die Frage natürlich nach der
Entsorgung der radioaktiven Abfälle mit be-
sonderer Dringlichkeit.

Da das ja auch ein Blick zurück ist -
30 Jahre hatten wir gesagt -, habe ich hier
auch mal interessehalber eine Pressemittei-
lung vom 5. Juni 1981, eine Pressemitteilung
der Bundesminister Baum und von Bülow,
unterstrichen- -

10
.

Keine begründeten Zweifel an den
bisherigen Einschätzungen

11
des

Salzstockes Gorleben. ... Sie ha-
ben,

- heißt es hier, sie
12

, die beiden Minister -

gestützt auf die Bewertungen der
Physikalisch-technischen Bundes-

10 Richtigstellung des Zeugen: streiche: „unter-
strichen - -“, setze „Unterstrichener Titel“, Anlage 2
11 Richtigstellung des Zeugen: streiche: „den bisherigen
Einschätzungen“, setze „der bisherigen Einschätzung“,
Anlage 2
12 Richtigstellung des Zeugen: streiche: „sie“, Anlage 2

anstalt und der Bundesanstalt für
Geowissenschaften und Rohstoffe
festgestellt, daß aufgrund der vor-
liegenden Berichte bisher keine
Tatsachen bekannt sind, die be-
gründete Zweifel an der bisherigen
Einschätzung des Salzstocks Gor-
leben rechtfertigen. Dies bedeutet,
daß nach heutigem Kenntnisstand
über die allgemeinen geologischen
Verhältnisse im norddeutschen
Raum und über die bisher bekann-
ten individuellen Eigenschaften des
Salzstocks Gorleben zu erwarten
ist, daß seine Eignung durch die
fortschreitende Erkundung nachge-
wiesen werden kann. Die Bundes-
regierung hat stets darauf hinge-
wiesen, daß ein endgültiges Urteil
erst aufgrund der bergmännischen
Erkundung abgegeben werden
kann.

Dann wird hier gesagt - - Ich meine, weil
das ja auch Teil der Fragen ist, die dann
kommen, wird als Anlage zu dieser Presse-
mitteilung, die sicherlich hier auch irgendwo
in Ihren Archiven sein wird, Pressemitteilung
vom 5. Juni 81, eine zweiseitige Anlage zu
finden sein, nämlich die Aspekte, die damals
also sozusagen zum Nachteil des Salzstocks
Gorleben bekannt waren. Das sind also hier
die „Gorlebener Rinne“, „Einfaltung von An-
hydrit“ und der sogenannte „steile Zahn“. Das
ist damals also auch der Öffentlichkeit mit-
geteilt worden, und diese Pressemitteilung
ist, wenn Sie so wollen, ein Vorspiel zu einer
Veranstaltung am 15. und 16. Mai 1981 in
Lüchow, nämlich eine Informationsveran-
staltung.

Und dann - ich meine, ich bin nicht zu
sehr Hobbyhistoriker - mache ich noch auf-
merksam - hier ist das auch sicherlich in Ihrer
Sammlung - - nämlich ein Bericht der Bun-
desregierung über die Entsorgungslage der
Kernkraftwerke vom 10. Oktober 81, also
nicht so weit von dem, was ja dann 82 ff.
gelaufen ist. Und da heißt es ähnlich - und
insoweit kann ich mir fast ersparen, das noch
mal vorzulesen - wie das, was ich eben
schon gelesen habe. Das, was wichtig ist, ist,
dass hier auch die Erzgrube Konrad genannt
wird, für die ja dann am 31. August 1982 ein
Planfeststellungsantrag gestellt worden ist.

Wichtig ist auch, darauf hinzuweisen,
dass eben zwar gesagt worden ist: Wir ha-
ben keinen begründeten Zweifel an der
Eignungshöffigkeit des Salzstocks Gorleben;
gleichwohl betreiben wir Vorsorge für den
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Fall, dass bei Gorleben doch irgendwas -
salopp gesagt - in die Hose geht. - Das heißt,
andere Salzformationen und Festgesteine
werden untersucht, und bei diesen Sachen
sind durchaus auch Kritiker einbezogen wor-
den.

Ich habe hier auch, zur gefälligen Lektüre
empfohlen, Dinge, Antworten der Bundes-
regierung auf Fragen des Abgeordneten
Catenhusen. Da sind also ausdrücklich unter
Bezugnahme auf den Professor Dr. Duphorn
die Dinge noch mal berücksichtigt worden.
Dann heißt es hier - auch das, muss ich sa-
gen, sollte mal aufgearbeitet werden nach
meiner Meinung -:

Die Bundesregierung hat die Auf-
forderung des Deutschen Bundes-
tages vom 10. Dezember 1981 be-
rücksichtigt, erforderlichenfalls noch
andere Standorte zu untersuchen
und entsprechende Vorbereitungen
zu treffen. Aufgrund der bisherigen
Ergebnisse des Standorterkun-
dungsprogramms Gorleben ist ein
Erfordernis zur Untersuchung weite-
rer Standorte gegenwärtig nicht ge-
geben.

Also Duphorn hin und her.

Die Schritte der Bundesregierung
im Hinblick auf die Untersuchung
weiterer Endlagerformationen, zum
Beispiel für die Beurteilung von
Granitformationen, die Untersu-
chung in der Schachtanlage Konrad
sowie die Beteiligung an sich als
Untersuchung zur Meeresversen-
kung

- die man dann aber natürlich weggelassen
hat -

radioaktiver Abfälle wurde in der
Antwort der Bundesregierung auf
die Große Anfrage der CDU/CSU
(Drucksache 9/1231) zur Verant-
wortung des Bundes für die Sicher-
stellung und Endlagerung radioakti-
ver Abfälle in der Bundesrepublik
Deutschland ausführlich dargestellt.

Gut. Das sollen meinerseits nur Andeu-
tungen sein, dass diese Frage: Wir brauchen
Kernenergie, und wenn wir Kernenergie
brauchen, dann brauchen wir auch Endla-
ger - - Und dieses Junktim ist, meine ich,
sehr deutlich formuliert. Ich entsinne mich an
eine Formulierung aus dieser Zeit, Anfang
der 80er-Jahre, dass die Generation, die die
Vorteile aus der Kernenergienutzung - so hat

man das jedenfalls damals gesehen - zieht,
die soll auch dafür sorgen, dass die radio-
aktiven Abfälle in der Zeit dieser Generation
unter die Erde gebracht werden.

Das ist zunächst mal das, was ich einlei-
tend sagen wollte. Es juckt mich natürlich,
hier noch ein bisschen weiterzufahren, will
aber auch Ihre Geduld nicht überstrapazie-
ren; denn jetzt kommt ja der spannende Mo-
ment, dass mit Oktober 1982 die Regierung
Schmidt abgelöst wurde durch die Regierung
Kohl. Wie hat sich dann die Entsorgungspoli-
tik geändert? Da sind wir ja bei dem Thema,
auf das auch Ihre Fragen zielen, und da
könnte ich also das eine oder andere noch
sagen. Aber vielleicht machen wir das dann
im Zusammenhang mit Ihren Fragen.

Das, was ich zu meiner Person - ich sage
mal - auch nicht nur weiter anführen will,
sondern vielleicht auch anführen muss, um
hier Missverständnissen vorzubeugen, das
ist die Tatsache, dass ich zum 01.01.1974 im
BMI angefangen habe, aber dann - ich will
mich hier nicht lange wiederholen - im Refe-
rat „Regeln und Richtlinien“ war und erst mit
Beginn des Jahres 1982 überhaupt zur Ent-
sorgung kam. Das heißt im Klartext, all die
Prozesse - Standortauswahl, Diskussion mit
Niedersachsen, die Festlegung dann auch
vonseiten der damaligen Bundesregierung in
Bezug auf Gorleben und die Erkundung von
Alternativen - sind nicht - wie soll ich sa-
gen? - in meiner oder unter meiner Beteili-
gung gelaufen. Dazu weiß ich nichts. Ich
habe, wenn Sie so wollen, Genehmigungs-
verfahren beschleunigt und Sachverständi-
genberichte gemacht. Ich war jährlich min-
destens dreimal in Wien; aber ich habe mich
an dem Prozess der Standortauswahl nicht
beteiligt und bin insoweit da ein denkbar
schlechter Informant, um der Wahrheit die
Ehre zu geben und hier nicht zu fantasieren.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank, Herr Dr. Matting, für Ihre
kurzen einführenden Bemerkungen, die ins-
besondere den historischen Kontext darge-
stellt haben.

Jetzt haben Sie eigentlich mit einer zen-
trale Frage aufgehört, die uns natürlich hier
interessiert, und wenn Sie sagen, dass Sie
seit Beginn des Jahres 82 im Bereich der
Entsorgung im BMI zuständig waren, so war
ja am 01.10.82 dann der Regierungswechsel,
also von der Regierung Schmidt hin zur Re-
gierung Kohl. Eine der Fragen, die uns hier
beschäftigen, weil Sie sie auch eben gerade
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explizit gestellt haben, war: Hat sich dann
irgendwas geändert, also für Sie als Mitar-
beiter? Gab es da plötzlich eine andere Phi-
losophie? Gab es andere Anweisungen oder
Weisungen? Hat man in einer anderen Art
und Weise gedacht? Wurden Sie irgendwie
einbestellt und auf eine geänderte Konstella-
tion hingewiesen? Oder hat sich an Ihrer
täglichen Arbeit in Bezug auf dieses Projekt
Gorleben irgendetwas geändert, also bis
September 82 und dann eben ab 01.10.82?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja. Entschul-
digung, wenn ich jetzt ein wenig zunächst
mal scheinbar scherzhaft werde: Für mich
hat sich natürlich eine Menge geändert, weil
ich vorher „Regeln und Richtlinien“ gemacht
habe mit ganz anderer Themensetzung, und
dann kam ich in die Entsorgung und wurde
auf einmal mit den Endlagerprojekten kon-
frontiert. Also für mich war das schon ein
Wechsel.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Ich
darf noch mal nachfragen: Sie waren aber zu
Beginn 82 - -

(Dorothea Steiner
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Las-
sen Sie den Zeugen doch mal aus-

reden!)

- Ja, ich lasse den Zeugen ausreden. Ich
möchte aber nachfragen, weil ich wissen
möchte, wie das zu diesem Zeitpunkt
01.10.82 war. Wenn ich ihm eben aufmerk-
sam gefolgt bin, dann hatten Sie ausgeführt,
dass Sie Anfang des Jahres 82 in diesen
Bereich Entsorgung gewechselt sind.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Richtig.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Das
war noch die Regierungszeit der Regierung
Schmidt,

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Richtig.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Zum 01.10. hat dann die Regierung Kohl die
Regierung übernommen.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Richtig. Ich
hatte ja meine Ausführungen eben geführt
bis im Grunde 81/82 hinein. Das, was ich hier
vorgelesen habe, die Beantwortung der Fra-
gen des Abgeordneten Catenhusen, SPD,
datiert - ich kann Ihnen auch die Bundes-

tagsdrucksachennummer geben: 9/1856 -
vom 16.07.82, kann also bitte jeder nach-
lesen. Da wird dann gesagt, es besteht keine
Notwendigkeit derzeit, etwas anderes zu
erkunden.

So. Wenn ich dann hier mal in meiner
Sammlung weitergucke, da gibt es einen
Bericht der Bundesregierung zur Entsorgung
der Kernkraftwerke und anderer kerntechni-
scher Einrichtungen. Dieser Entsorgungs-
bericht datiert vom 30. August 83. Das heißt
also, hier sind wir voll in der Regierung Kohl
schon drin. Wenn ich das vergleiche in der
Aussage, da heißt es hier - das ist die Bun-
destagsdrucksache 10/327; auch das kann
jeder nachlesen, um sich zu überzeugen,
dass ich hier nicht irgendwelche falschen
Zitate bringe oder irgendwas fantasiere -:

Die Physikalisch-Technische Bun-
desanstalt - -

Entschuldigung noch mal, also das ist schon
nach der Kabinettentscheidung, die war ja im
Juli. Also im August, nach der Kabinettent-
scheidung, heißt es hier in dieser Bundes-
tagsdrucksache:

Die Physikalisch-Technische Bun-
desanstalt hat alle bisherigen Er-
gebnisse der Standortuntersuchung
in Gorleben in ihrem „Zusammen-
fassenden Zwischenbericht“ darge-
stellt und kommt zu dem Ergebnis,
dass die vorhandenen Erkenntnisse
über den Salzstock Gorleben die
bisherigen Aussagen über seine
Eignungshöffigkeit für die Endlage-
rung radioaktiver Abfälle - auch
unter Berücksichtigung der Verhält-
nisse im Deckgebirge und von Lau-
gen- und Gaseinschlüssen im Salz -
bestätigt haben und dass deshalb
das Abteufen der Schächte zur Er-
kundung des Salzstockinneren ge-
rechtfertigt ist.

Die Reaktor-Sicherheitskommission
hat sich mit den Resultaten der
obertägigen Erkundung mit dem
Ergebnis befasst, dass die bishe-
rige Standorterkundung in der Ge-
samtschau keine Ergebnisse erb-
racht hat, die eine Eignungs-
höffigkeit des Salzstocks Gorleben
für die Endlagerung radioaktiver
Abfälle unterschiedlicher Herkunft
einschließlich hochradioaktiver Ab-
fälle in Frage stellt.

Die Bundesregierung hat in ihrer
Kabinettsitzung am 13. Juli 1983
begrüßt, dass die bisherigen Er-
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gebnisse der Standorterkundung
die Eignungshöffigkeit des Salz-
stocks Gorleben als Endlager für
radioaktive Abfälle aus der friedli-
chen Nutzung der Kernenergie un-
termauern, und einer zügigen Auf-
nahme der untertägigen Erkundung
zugestimmt.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank. - Um das gleich einführend
noch einmal zu sagen: Wir gehen alle davon
aus, dass Sie selbstverständlich die Wahrheit
sagen. Das ist überhaupt gar keine Frage.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Auch ohne
Aufforderung.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Meine Frage war jetzt nur an Sie: Wie haben
Sie als zuständiger Mitarbeiter im Bundes-
innenministerium diesen Regierungswechsel
erlebt? Also, Sie waren ja ein halbes Jahr
bereits in Ihrer neuen Funktion im Bundes-
innenministerium, waren da schon zuständig
für die Entsorgung. Hat sich jetzt für Sie et-
was geändert? Das, was die Bundesregie-
rung nach außen hin dokumentiert hat, ha-
ben Sie uns jetzt dargelegt. Aber jetzt könnte
man ja sagen: Weil wir eben unseren Auftrag
darin sehen, zu erkunden, ob es denn Mani-
pulationen gegeben hat - deshalb hören wir
Sie ja auch als Zeugen -, frage ich Sie des-
halb: Hat es denn damals aus interner Sicht -
was Sie nach außen gesagt haben, ist für
jedermann nachlesbar - für Sie als Mitarbei-
ter, der Sie fast ein halbes Jahr oder ein hal-
bes Jahr bis zum Regierungswechsel schon
in dieser neuen Aufgabe für die Entsorgung
zuständig im Bundesinnenministerium ge-
arbeitet haben, hat sich da etwas geändert,
seitdem denn die Regierung Kohl die Ver-
antwortung in diesem Land übernommen
hat? Das konnte ja Anfang des Jahres noch
keiner wissen, dass das so kommen würde.
Was ist denn da passiert? Hat man das ge-
merkt bezüglich der inhaltlichen Ausrichtung
dessen, was Sie erarbeiten sollten?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, das mag
jetzt provozierend klingen, aber ich habe
keinen Unterschied festgestellt, weder im
sachlich-fachlichen Approach zur Erkundung
des Endlagers oder des Endlagerprojekts -
muss ich hier ja vorsichtig sagen - Gorleben
noch in der Bereitschaft - ich könnte hier
auch was vorlesen -, alternative Standorte

vorsorglich in Betracht zu nehmen, nicht
praktisch zu erkunden, sondern vorberei-
tende Arbeiten zu machen. Es sind da Be-
richte entstanden sowohl im Salinar wie im
Festgestein. Diese Berichte habe ich nicht,
aber ich weiß, dass sie existieren, könnte
hier auch eine entsprechende Passage vor-
lesen.

Der beste Beweis dafür, dass ja nicht nur
im Salinar gesucht wurde, ist ja die Tatsache
des damaligen Planfeststellungsverfahrens
Konrad; das ist ja Festgestein. Damals ist der
Antrag gestellt worden und insoweit auch das
Festgestein als eine Endlagermöglichkeit
untersucht worden. Und diese Ansätze, so-
wohl im Salinar wie auch im Festgestein,
sind dann im Laufe der späteren Jahre fort-
geschrieben worden und sind dann sogar mit
der deutschen Wiedervereinigung ausgebaut
worden.

Das heißt also, es sind Untersuchungen
gemacht worden in der alten Bundesrepublik,
sage ich mal, und nach der Wiedervereini-
gung ist das extrapoliert worden auf die
neuen Bundesländer, sodass man also bun-
desweit die Möglichkeiten eruiert hat, was
wäre denn, wenn die Erkundung in Gorleben
ergibt: „Das geht so nicht“, aus Gründen, die
jedenfalls zum damaligen Zeitpunkt noch
nicht bekannt waren, und man deswegen
gesagt hat: Okay, solange wir das nicht ge-
nau wissen, dass da was schiefläuft, machen
wir in Gorleben weiter. Aber für den Fall,
dass etwas schiefgeht, dass man irgend-
etwas findet, was die Endlagerung verant-
wortlich nicht zulässt, haben wir sowohl
Standorte im Salinar wie im Festgestein in
petto und können da was machen. - Ich
könnte hier auch Passagen vorlesen, aber
ich will Sie auch nicht langweilen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Das
ist schon ein ganz entscheidender Punkt, an
dem wir jetzt sind. Habe ich das jetzt richtig
verstanden, dass es also bezüglich der in-
haltlichen Arbeit Ihres Referats, da, wo Sie
tätig waren, keine Änderungen, keine ent-
scheidenden Änderungen gegeben hat, die
im zeitlichen Zusammenhang mit dem Regie-
rungswechsel standen?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, ich sage
mal mit Überzeugung - und fast hätte ich
gesagt, der Wahrheit wegen würde ich ja fast
aufstehen -: Ich habe da nichts festgestellt.
Sowohl die Regierung Schmidt hat diese
Position vertreten - - Wie gesagt, da war ich
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ja nur Zaungast; aber ist ja nachlesbar. Ich
habe ja auch ein paar Dinge zitiert. Jeder-
mann kann das nachlesen. Das sind also
nicht irgendwelche Geheimdossiers oder -
wie soll ich sagen? - Fantasieträume zu
nächtlicher Stunde, sondern das sind ja von
jedermann nachlesbare Dinge. Gorleben:
keinen begründeten Zweifel bis dahin, immer
natürlich bezogen auf den jeweiligen Augen-
blick. Aber wir sind gerüstet; wenn es nicht
geht, dann haben wir Alternativen.

Damals ist man eben der Überzeugung
gewesen, dass man diese Alternativen -
auch da könnte ich Textstellen anführen -,
dass man diese Erkundung, sagen wir mal,
innerhalb eines Zeitraums - ich glaube, der
Zeitpunkt ist mal gefallen -, innerhalb von
etwa zehn Jahren, so weit erkundet, dass
man da eben weitermachen kann und eine
Alternative zu Gorleben hätte. Da heißt es
hier - wie gesagt, ich könnte das gerne raus-
suchen für Leute, die sich dafür interessie-
ren -, dass man sagt: Okay, das sind zuläs-
sige Zeitverzögerungen. Dafür gehen wir
keine sicherheitstechnischen Risiken ein,
und die brauchen wir auch nicht einzugehen,
weil wir, wie gesagt, Vorsorge getroffen ha-
ben und schon mal Standorte in die nähere
Betrachtung genommen haben, die uns dann
innerhalb eines Zeitraums von zehn Jahren
so zur Verfügung stehen würden wie damals
Gorleben.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Hat
es denn, Herr Dr. Matting, wenn es inhaltlich
eine Kontinuität gegeben hat, möglicher-
weise im personellen Bereich einen großen
Wechsel gegeben, dass sich also diesbezüg-
lich Dinge geändert hätten in den zuständi-
gen Referaten vom Übergang der Regierung
Schmidt hin zur Regierung Kohl?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Natürlich hat
es Umorganisationen gegeben. Aber jetzt,
vielleicht bin ich da - - Ich sage mal vorsich-
tig: jedenfalls nicht, dass da irgendwelche
Leute abgemeiert wurden, die vorher irgend-
wie eine bestimmte Position vertreten haben,
die dann später inopportun war. Es ist um-
organisiert worden, und ich bin selber -
scherzhaft gesagt, Entschuldigung, das
meine ich nicht so ganz ernst - „Opfer“ einer
solchen Umorganisation geworden, weil
nämlich, als ich dann Anfang 82 - also noch
Regierung Schmidt - in den Bereich der Ent-
sorgung kam, da eine Arbeitsgruppe gegrün-
det worden war. Ich war Referatsleiter „Re-

geln und Richtlinien“, kam dann in diese Ar-
beitsgruppe und war, wenn Sie so wollen, auf
einmal eine Stufe runtergerutscht, weil über
mir nicht nur die übliche Hierarchie war, son-
dern auch ein Arbeitsgruppenleiter. Gut,
gleichwohl sagte ich mir: Das ist ein so inte-
ressantes Aufgabenfeld, das mache ich.

Irgendwann habe ich diese Arbeitsgruppe
auch mal übernommen und bin dann später
auch in diesem Bereich Unterabteilungsleiter
geworden. Insoweit ist mir das nicht zum
Nachteil geraten, dass ich diesen organisato-
rischen Wechsel mitgemacht habe. Aber
dass jetzt hier irgendwelche größeren Um-
organisationen stattgefunden hätten mit ei-
nem bestimmten politischen Ziel, mit einer
bestimmten sachlich-fachlichen Vorgabe,
also das kann ich aus meiner persönlichen
Erfahrung heraus - und ich meine auch zu-
verlässigen Erinnerung - nicht bestätigen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herr Dr. Matting, wir haben uns viele, viele
Male mit einer Sitzung vom 11. Mai 1983 in
diesem Ausschuss beschäftigt. Diese Sit-
zung am 11. Mai 1983 hat in den Räumen
der BGR stattgefunden. Es war eigentlich
eine Sitzung der Physikalisch-Technischen
Bundesanstalt, die mit der BGR und anderen
wissenschaftlichen Institutionen vorbereiten
sollte, nämlich diese zentrale Kabinettsent-
scheidung unter der Überschrift „Zusam-
menfassender Zwischenbericht über die bis-
herigen Ergebnisse der Standortuntersu-
chung in Gorleben“. Uns liegt dazu vor eine
handschriftliche - inzwischen auch für uns,
für diesen Ausschuss abgeschriebene - Mit-
schrift des Herrn Dr. Heinrich Illi von der
PTB, der bei dieser Sitzung anwesend war.
Ich darf das noch mal fürs Protokoll zitieren
in der Reinschrift MAT A 52/1 (neu) (neu),
und die handschriftliche Fassung war
MAT A 52, Band 4, Paginierung 000012 bis
000020.

Diese Sitzung ist ein zentrales Ereignis in
dem, was wir hier untersuchen, und zwar
insbesondere auch deshalb, weil, wie wir
verstanden haben, zum Beispiel bei der Ver-
nehmung des Zeugen Herrn Professor
Dr. Helmut Röthemeyer von der PTB, diese
Sitzung zunächst geplant worden sei als ein
Abstimmungsgespräch zwischen den wis-
senschaftlichen Institutionen und dann plötz-
lich und unerwartet - jedenfalls ist das so
geschildert worden ausweislich des Steno-
grafischen Protokolls der 10. Sitzung, Seite
20 -, wo dann eben Ministeriale waren. Herr
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Dr. Röthemeyer hat auf die Frage von Frau
Kollegin Vogt: Bestätigen Sie, dass es ein
unerwartetes Erscheinen war bezüglich des
Erscheinens der Mitarbeiter der Ministe-
rien? - - Daraufhin sagte der Zeuge Profes-
sor Dr. Helmut Röthemeyer:

Das bestätige ich in der Tat.

Da fragen wir uns natürlich: Wie kam das
eigentlich, dass Sie als Ministeriale dann dort
bei dieser Sitzung dabei waren? Es waren ja
Herr Hanning vom Bundeskanzleramt, Herr
Bloser vom BMI, Sie vom BMI und Herr
Ziegler vom BMFT. Können Sie uns das bitte
erläutern, schildern, wie es zu dieser Teil-
nahme an dieser Sitzung kam und warum
Sie teilgenommen haben?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Wie es zu der
Teilnahme kam, ist schwierig zu beantwor-
ten. Warum die Teilnahme erfolgte, fällt mir
wesentlich leichter. Ich bin ehrlich genug und
bemühe mich ja hier auch um Ehrlichkeit: Ich
kann mich an diese Sitzung überhaupt nicht
erinnern. Dass ich dabei war, stelle ich natür-
lich überhaupt nicht Abrede. Diesen - ja gut,
jetzt muss ich vorsichtig sein, was ich sage -
handschriftlichen Vermerk von dem Herrn Illi,
den ich kenne, wenn ich ihn auch Hunderte
von Jahren nicht mehr gesehen habe, das
sind von Illi handschriftliche eigene Aufzeich-
nungen. Wenn ich da sehe in der maschi-
nenschriftlichen Ausfertigung, dass da einmal
steht „Protokoll“ und in einem anderen
Exemplar heißt es sogar „Mitschrift“, dann
sage ich: Da lachen die Hühner. Denn das
sind nichts anderes als handschriftliche Noti-
zen von Herrn Illi. Ein Protokoll, von dem ich
immer unterstelle, dass es abgestimmt ist, ist
es überhaupt nicht - überhaupt nicht. Und
schon gar nicht ist es eine Mitschrift.

(Dorothea Steiner
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das
ändert doch aber nichts am Inhalt!)

- Dann mal los!

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Nein, erst mal sprechen wir beide miteinan-
der. Jeder kommt hier dran, aber erst mal
sind wir beiden dran, und deshalb würde ich
auch Wert darauf legen, dass ich da noch
mal nachfragen kann. Das ist ohne Zweifel
kein offiziell abgestimmtes Protokoll.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Al-
les gut, hat auch keiner behauptet. Aber es
ist eine Mitschrift eines Teilnehmers, der bei
einer solchen Sitzung dabei war. Da wir ja
versuchen, Licht in das Dunkel von Vorgän-
gen zu bringen, die vor 30 Jahren stattgefun-
den haben, stützen wir uns sehr wohl auch
auf solche Mitschriften, alldieweil wir eben
versuchen, da tatsächlich Einblick zu neh-
men von jemandem, der eben dabei war.
Das waren wir alle nicht. Wir wollen aber
fürchterlich gerne wissen, was denn da pas-
siert ist, und deshalb nehmen wir durchaus
auch eine solche Mitschrift zum Anlass, da
nachzufragen. Deshalb haben wir schon
einige Zeugen mit dieser Mitschrift konfron-
tiert.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, okay. Gut.
Ich war ja sowieso noch die Antwort schuldig
auf den zweiten Teil Ihrer Frage: Warum sind
da vier „Nasenbären“ aus Bonn angereist
nach Hannover?

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Mi-
nisteriale, habe ich gesagt.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ich bin da
nicht so zimperlich. - Es war natürlich klar,
dass die damalige PTB an einem solchen
Zwischenbericht arbeitet, und natürlich sind
die vier von Ihnen genannten Ministerialen
untereinander immer in Kontakt gewesen.
Der Hanning war im Kanzleramt, der Ziegler,
der war sicherlich der Ranghöchste. Ich
denke mal, dass der schon Ministerialrat war.
Hanning war Oberrat, Ziegler Ministerialrat.
Der Matting war Regierungsdirektor, und der
Bloser war ein Mitarbeiter von mir; der war
auch Oberrat.

Da finde ich es zunächst einmal ein wenig
amüsant, wenn ich da sehe, dass da auf
einmal vier hohe politische Beamte reinge-
purzelt kamen. Also, von politischen Beam-
ten kann überhaupt nicht die Rede sein. Das
waren alles kleine - wie soll ich sagen? -
Beamte, die da ihre Pflicht gemacht haben.
Die Pflicht besteht natürlich darin, wenn die
Bundesregierung als Bundesregierung eine
Entscheidung vorbereitet - - sich natürlich um
diese Vorbereitung kümmert und dann gege-
benenfalls auch in diese Vorbereitung ein-
greift. Ich meine, Herr Röthemeyer hat - ich
habe das ja durchaus gelesen - von einer
harten Auseinandersetzung geredet. Herr Illi
ist ja noch viel weiter gegangen und hat ge-
sagt, so etwas Schlimmes hätte er Zeit sei-
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nes Lebens nicht erlebt. Also gut, das mag
so sein. Dass aber einer aus dieser mentalen
Haltung heraus dann eine andere Mitschrift
macht als einer, der da wesentlich lockerer
ist, das versteht sich, glaube ich, von alleine.

Natürlich - das sagt ja auch Röthe-
meyer -: Er hat nie - er war ja der zuständige
Abteilungsleiter -, er hat jedenfalls zum da-
maligen Zeitpunkt keinen Zweifel an der
Eignungshöffigkeit Gorlebens gehabt. Wenn
er für die Erkundung weiterer Standorte ein-
getreten ist, dann vor dem Hintergrund, dass
er Sorge hatte, dass vor dem Hintergrund
des damaligen Kernenergieprogramms die
radioaktiven Abfälle volumenmäßig in Gorle-
ben nicht untergebracht werden können. Da
kann ich nur sagen: Das kann den Herrn
Röthemeyer nur ehren, wenn er sich da Ge-
danken macht.

Aus heutiger Perspektive klingt es fast ku-
rios, aus damaliger möglicherweise auch;
denn es war ja eben, wie wir uns erinnern,
am 31. August 82 der Antrag gestellt worden
für ein Planfeststellungsverfahren Konrad. In
Konrad - ich meine, das ist ja auch klar -
sollen bis 90, 95 Prozent des Abfallvolumens
rein, sodass ich auch von den Fakten her im
Grunde gar nicht zu begreifen vermag, wa-
rum mit dem Argument „Wir können die Ab-
fälle nicht unterbringen“ man noch einen
weiteren Standort erkunden soll. Die Not-
wendigkeit besteht also nicht. Wenn man den
Beschluss des Bundeskabinetts vom 13. Juli
liest, ich meine, da wird das ja auch gesagt:
Eignungshöffigkeit nach wie vor gegeben.
Wir haben Konrad, und wir haben eben pro-
phylaktisch die Erkundung anderer Standorte
ins Auge gefasst.

Ich hatte das hier eben ausgeführt, so-
dass also, meine ich, ein ganzes Spektrum
von Möglichkeiten eröffnet war, sodass ich
also nicht sehe, warum in einen Fachbericht -
notabene: Fachbericht - diese Frage von
Entsorgungs- oder von Standortalternativen
tatsächlich rein muss. Das ist die Position
gewesen, die damals, meine ich, die Bundes-
regierung insgesamt vertreten hat, und ich
muss sagen, aus heutiger Sicht kann ich das
noch immer nachvollziehen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Na
ja, Herr Dr. Matting, der Verdacht besteht -
ob der jetzt gerechtfertigt ist oder nicht, das
versuchen wir ja gerade herauszufinden
durch die Arbeit dieses Ausschusses -, der
Verdacht besteht eben, dass es Manipulatio-
nen gegeben haben möge bei der Abfassung

dieses Berichts, die dann eben zu einer Lei-
tungsvorlage geführt haben, die dann eben
so aussieht, wie wir das wissen. Das ist ja
letztendlich das, worum dieser Ausschuss
sich eigentlich kümmert. Das ist der Auftrag
dieses Ausschusses, genau das herauszu-
finden. Deshalb müssen wir da auch insistie-
ren, und deshalb müssen wir da auch immer
und immer noch mal wieder nachfragen und
uns eben alle zugänglichen Quellen auch
letztendlich zu eigen machen.

Deshalb frage ich Sie auf Grundlage
ebendieser Mitschrift von Herrn Dr. Illi, wo-
raus zu entnehmen ist, dass Sie geäußert
haben sollen, dass das BMI nicht wolle, dass
andere Standortvorschläge in den Bericht
eingehen. Ich darf das zitieren:

Matting: BMI will nicht, dass andere
Standortvorschläge in diesen Be-
richt eingehen.

Das ist auf der Seite 9.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, ich weiß.
Ich habe das gelesen und hätte das jetzt
ebenso flüssig zitieren können, wie Sie das
da machen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Wenn ich das noch anschließen darf, wenn
Sie das alles kennen: Dann hat der damalige
Mitarbeiter der PTB, eben Herr Professor
Röthemeyer, in unserer Befragung hier im
Ausschuss in der 10. Sitzung, im Protokoll
Seite 7 und Seite 31, geäußert, dass er die-
sen Ihren Hinweis in der Sitzung am 11. Mai
als Weisung aufgefasst habe, also dass das
durchaus auch eine beamtenrechtliche Kom-
ponente hat, das Ganze. Von daher fragen
wir auch so neugierig und interessiert, wie
sich aus Ihrer Sicht diese Dinge dargestellt
haben.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja. Also, fast
muss ich sagen, bin ich Ihnen ja dankbar,
dass Sie da so - darf ich sagen - inquisito-
risch die Sache hinterfragen. Nein, es liegt
mir ja selber daran, dass diese Sache klar-
gestellt wird.

Wir hatten damals in diesen Ressorts
unter Federführung des Kanzleramtes einen
engen Kontakt und haben uns da abge-
stimmt. Das ist sicherlich kein Zufall, dass
diese drei zuständigen Ressorts da gemein-
sam aufgetreten sind. Wir hatten uns abge-
sprochen. Insoweit ist das nicht hier irgend-
wie eine Exotenmeinung des Matting gewe-
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sen, der damals Weisung gegeben hat. Ich
habe die Weisung einmal vom Sachlichen
her begriffen: Wir wollen das nicht, weil eben
keine Notwendigkeit zum damaligen Zeit-
punkt gesehen wurde. Eine formale Weisung
ist es nicht. Ich kann hier auf Vorgänge hin-
weisen, dass schon im Jahre 1985 diese
Sache hier im Bundestag mal hochgekom-
men ist. Da gibt es die Bundestagsdrucksa-
che 10/3800 vom 09.09.85. Das Ganze steht
zunächst mal unter der Überschrift „Behinde-
rung kritischer Äußerungen über Salzstock
Gorleben“. Da geht es hier eben darum: Ha-
ben wir da die Dinge behindert? Und da gibt
es jedenfalls hier - ich weiß nicht, was ich
hier zitieren soll; also, der entscheidende
Punkt ist jedenfalls -, es heißt hier, in dieser
Stellungnahme der Bundesregierung:

Eine Weisung an die PTB, auf
Überlegungen hinsichtlich anderer
möglicher Endlagerstandorte zu
verzichten, gab und gibt es nicht.

Also, eine Weisung gab und gibt es nicht,
und so ist mir das auch in Erinnerung.

Wir haben die Bitte geäußert: Lasst das
weg. Konzentriert euch auf das, was die ei-
gentliche Aufgabe des PTB-Berichts ist,
nämlich: Nehmt Stellung umfassend und
fachlich sorgfältig in Abstimmung ja auch mit
der BGR. Das darf man ja nicht vergessen.
Das waren ja nicht nur die Herrschaften von
der PTB, sondern da war ja auch die BGR
dabei.

Und mir ist - gut, ich studiere nicht jedes
Fitzelchen Papier - aber auch mal die Stel-
lungnahme von dem Professor Lange - - Da
gibt es hier vom Bundestag so eine Art Pro-
tokollnotiz. Da sagt Herr Lange, ein ausge-
wiesener und, ich sage mal, international
renommierter Experte auch: Eine fachliche
Weisung hätten wir nicht akzeptiert. - Und
das hat, meine ich, mit anderen Worten der
Röthemeyer auch gesagt. Es war schlicht die
Bitte der Bundesregierung und nicht nur des
Matting: Nehmt diese Forderung nach Er-
kundung anderer Standorte nicht auf, weil wir
das in diesem Zusammenhang nicht wollen. -
Das ist in der Kabinettvorlage dann ja auch
abgehandelt worden, wenn auch sehr pau-
schal, aber nicht in einem Fachbericht der
PTB. Und ich meine, dass das eine, denke
ich mal, nachvollziehbare Angelegenheit ist.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Ich
frage dazu noch mal, weil ich tatsächlich
glaube, dass das der Knackpunkt ist, und ich

fürchte auch, dass Sie dazu auch noch von
anderen Kolleginnen und Kollegen gefragt
werden. Ich kann aus dieser Mitschrift von
Herrn Illi noch mal weiterzitieren, der Ihnen
die Aussage zuschreibt - ich zitiere -:

Es will niemand eine Aussage aus
der PTB herauspressen, die nicht
fundiert ist, aber die Aussagen
könnten auch positiver gefasst wer-
den.

Auf der Seite 8 ist das zu finden. Meinen Sie,
dass Sie so etwas gesagt haben könnten?

Und noch mal: Würden Sie noch mal aus-
führen, warum Sie das gesagt haben wollen?
Was wollten Sie damit erreichen? Letztend-
lich ist die Frage, die ich Ihnen stelle: Ist die-
ser Vorwurf der Manipulation, dem wir hier
nachgehen, aus Ihrer Sicht gerechtfertigt
oder nicht?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, auch da
sage ich: Ich habe selber das größte Inte-
resse daran, dass diese Dinge aufgeklärt
werden. Ich habe jedenfalls - - Und ich
meine - das hat, abgesehen von diesem
Protokoll, auch sonst keiner behauptet; das
sagt weder der Röthemeyer, noch hat der
Professor Lange das in seinem Statement
gesagt -, dass da fachlich-inhaltlich was ge-
dreht worden ist, und ich habe also genü-
gend Zeitungsartikel gelesen, die von Mani-
pulation und Tricksereien reden. Das, sage
ich mal, weise ich zurück.

Ich weiß, kenne das aber nicht, dass of-
fenbar aus dem Forschungsministerium da
auch irgendwie sogar eine schriftliche Sache
existieren soll, dass da irgendwas, weiß ich,
ein bisschen hübscher formuliert werden soll.
Aber das, muss ich sagen, das weiß ich
nicht. Dazu kann ich und will ich mich nicht
spekulativ äußern; denn es könnten nur Spe-
kulationen sein. Aber, wie gesagt, fachliche
Anordnungen: „Ihr müsst das so und so for-
mulieren“, sind nicht der Fall.

Und ich könnte hier zum Beleg auch -
weiß ich, na ja, gut; ich sage mal etwas kari-
kierend - dutzendweise Stellen anführen, die
dann zu einem etwas späteren Zeitpunkt,
meinetwegen von der PTB, abgefasst wor-
den sind oder vonseiten der Bundesregie-
rung Berichte, dass man immer bei der Auf-
fassung geblieben ist, die ich schon mehr-
fach erwähnt habe, dass - jedenfalls bis zu
den jeweiligen Zeitpunkten - an der Eig-
nungshöffigkeit des Salzstocks Gorleben
nicht gezweifelt wurde, also 83 dieses Ge-
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spräch und die Kabinettsentscheidung hin
und her. Aber auch deutlich später gibt es
genügend Belege, und ich könnte hier auch,
wenn Sie wollen, das eine oder andere Bei-
spiel heranziehen.

Irgendwo habe ich hier auch eine Stel-
lungnahme von dem Professor Kaul, dem
damaligen Präsidenten der PTB, aus dem
Jahre 95, also einen ganzen Schlag später.
Da gibt’s hier einen Bericht „Salzstock Gor-
leben: als Endlager geeignet? Erkenntnisse
aus der bisherigen Erkundung - Eine Infor-
mation des Bundesamtes für Strahlen-
schutz“. Das heißt also, das war schon nicht
mehr PTB, sondern das war dann schon Zeit
Bundesamt für Strahlenschutz. Zum Beispiel:

Die Aussage zur Eignungshöffigkeit
wird fortlaufend sowohl vom Bun-
desamt für Strahlenschutz als auch
vom Niedersächsischen Landesamt
für Bodenforschung in Hannover
dem Gutachter der Genehmigungs-
behörde anhand der im Rahmen
der Erkundung weiter gewonnenen
neuen standortspezifischen Er-
kenntnisse überprüft und letztlich in
einer abschließenden …

usw. usw.

Die Bestätigung dieser Eignungs-
aussage und die Genehmigung für
die Errichtung und für den Betrieb
eines Endlagers im Salzstocks
Gorleben bleiben dem Abschluss
des Planfeststellungsverfahrens
vorbehalten.

Es gibt auch noch mehr Stellen; aber ich will
hier nicht langweilen.

Abgesehen davon sehe ich gerade: Es
gibt ja auch aus dem Jahre 2000-irgendwas
diesen schönen Bericht des Bundeswirt-
schaftsministeriums.

(Der Zeuge hält eine Broschüre
hoch)

Da wird dann ausdrücklich gesagt: Eine Er-
kundung weiterer Salzformationen wäre
überhaupt nicht gerechtfertigt. - Also, das ist
eine noch viel jüngere Information. Auch das
könnte ich vorlesen, will ich jetzt aber nicht.
Aber da kommen ja bestimmt noch Fragen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Ja,
die kommen eben noch immer mal weiter,
weil eben dieser Sachverhalt der entschei-
dende Knackpunkt ist und ich auch versuche,
einmal die Äußerungen zusammenzube-
kommen und zu verstehen, die Sie im Rah-

men dieses Abstimmungsgesprächs gesagt
haben, wo Sie gesagt haben: Na ja, könnte
man das eine oder andere nicht ein bisschen
positiver fassen?

Ich habe dann ein Protokoll der PTB über
die Sitzung für den zusammenfassenden
Zwischenbericht vom 13. April 1983. Da wa-
ren anwesend Vertreter von BMI, BMFT,
dann auch wieder BGR, PTB, also Dr. Zieg-
ler, Professor Memmert, Professor Venzlaff
und auch Sie, und da geht es darum, dass
Herr Grübler von der DBE in MAT A 125,
Band 21, Paginierung 181109 ff. über das
Auftreten von Gaszutritten und Gashorizon-
ten unter 840 Metern berichtet. Da sagen
Sie, Sie raten davon ab, dass diese Ergeb-
nisse in den zusammenfassenden Zwi-
schenbericht einfließen sollen; denn das
würde sonst - und jetzt zitiere ich -:

... die Verunsicherung hervorru-
fen … und Unsicherheit, die wir
nicht haben wollen, vermeiden.
Schrauben, an denen gedreht wer-
den könnte, sind von der PSE

- also dem Projekt „Sicherheitsstudien Ent-
sorgung“ -

aufgezeigt worden, wenn das not-
wendig ist.

Das hört sich jetzt wieder so an, wenn ich
das so sagen darf, als wenn da Ergebnisse,
die man gefunden hat, keine Berücksichti-
gung finden sollten.

Und auf der anderen Seite, wenn ich Ih-
nen das auch noch mit vorhalten darf, habe
ich hier eine Vorlage vom 2. Februar 1982,
nämlich der Arbeitsgruppe RS I 2, „Allge-
meine Angelegenheiten der Sicherheit kern-
technischer Anlagen und Einrichtungen des
Kernbrennstoffkreislaufs“, unterzeichnet von
Ihnen, gerichtet an den Bundesminister des
Innern, Herrn Baum. Unter dem Betreff „Un-
tersuchung zusätzlicher Standorte für ein
Endlager“, hier Umsetzung des diesbezüg-
lichen Beschlusses des Deutschen Bundes-
tages vom 10.12.1981 - und jetzt muss ich
Ihnen das ein Stück weit vorlesen; ich zi-
tiere -:

Die Bundesressorts kamen bereits
bei ihrer Besprechung am 16. Juli
1981 im Bundeskanzleramt überein,
die technischen Möglichkeiten zu-
sätzlicher Standortuntersuchungen
in anderen Salzstöcken und evtl.
Kosten intern weiter zu prüfen.
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Dementsprechend hat zunächst die
PTB mit Schreiben vom 8. Dezem-
ber 1981 die Bundesanstalt für Ge-
owissenschaften und Rohstoffe
(BGR) beauftragt, Salzformationen
außerhalb Niedersachsens für die
Einrichtung von Endlagern zu be-
werten.

Und dann weiter:

Ergänzend hierzu hat BMFT mit
Schreiben vom 19. Januar 1981 die
BGR gebeten, (ohne Außenwir-
kung) bis 30. April 1982 eine Studie
über die „Eignung von Salzstöcken
in Niedersachsen zur Endlagerung
radioaktiver Abfälle“ zu erstellen.

Das ist MAT A 29, Paginierung 560035 bis
560038.

Also, ich muss ja irgendwie verstehen,
das zusammenzubringen, wenn auf der ei-
nen Seite der Eindruck entstehen könnte,
dass Sie versucht haben, Ergebnisse sozu-
sagen lieber unter dem Deckel zu halten, auf
der anderen Seite aber sehr offensiv vorge-
gangen sind bezüglich der Untersuchung
anderer Standorte. Wie kann ich das verste-
hen? Wie kann ich das logisch übereinander-
bringen?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, es war
die Linie in der Regierung Schmidt, in der
Regierung Kohl: Wir halten an Gorleben fest
bis zum Beweis des Gegenteils. Es ist
mehrfach gesagt worden - und ich kann da
also schöne Belegstellen zitieren, sowohl von
prominenten Sprechern der Regierung
Schmidt wie prominenten Rednern der Re-
gierung Kohl -: Es wird keine faulen Kom-
promisse zulasten der Sicherheit geben, und
die Öffentlichkeit wird informiert.

An dieser Stelle will ich auch durchaus
darauf hinweisen, dass etwa dieser Zwi-
schenbericht vom Juli 83 ja auch veröffent-
licht worden ist und dass es zwei größere
Gespräche gegeben hat, eins in Hitzacker
und eins in Lüchow, meine ich - könnte ich
nachgucken -, und die Öffentlichkeit infor-
miert worden ist. Es gibt von der PTB, aber
auch vom Land Niedersachsen Informations-
stellen vor Ort, die über die jeweiligen ak-
tuellen Ergebnisse die Bevölkerung unter-
richtet haben, und ich meine, dass das allzu
leicht vergessen wird. Also, da ist informiert
worden, und die Auseinandersetzung hier mit
Kritikern wie Duphorn und Herrmann usw.,
das habe ich eben schon genannt. Und es ist
auch hier, meine ich, im Bundestag oder in

irgendwelchen Ausschüssen mit den Leuten
geredet worden, und in der RSK sind diese
Herren auch einvernommen worden.

Deswegen war es das Bemühen, nicht
nur, weiß ich, einzelner Personen, Alternativ-
standorte ausfindig zu machen für den Fall,
dass etwas schiefgeht, dass man da etwas in
petto hat. Denn es war - ich wiederhole noch
mal - wirklich die feste Überzeugung: Die
Generation, die Kernkraftwerke betreibt, soll
sich gefälligst auch um die Beseitigung der
radioaktiven Abfälle kümmern, und zwar mit
allem Nachdruck, und das ist ein Prinzip, das
ich mir persönlich auch, wenn Sie wollen,
aufs Panier geschrieben hatte. Ich finde das
richtig, dass man also nicht, weiß ich, die
Kernkraftwerke nutzt und den radioaktiven
Abfall dann den späteren Generationen
überlässt, selbst wenn es im Moment so
aussieht, dass es tatsächlich also kommt.
Und deswegen, muss ich sagen, war die
Suche nach Standortalternativen durchaus in
meinem Sinne.

Was jetzt hier die Gasfrage anlangt, die
man da gefunden hat: Gut, habe ich zugege-
benermaßen nicht mehr in Erinnerung. Aber
wenn Sie darauf hinweisen, dass ich da auf
vorhandene Abhilfemöglichkeiten verwiesen
habe, ich meine, dann, denke ich mal, werde
ich da die Sache nicht leichtsinnig vom Tisch
gewischt haben, sondern habe gesagt: Okay,
was soll man Pferde scheumachen, wenn
hier doch aber ein Ausweg erkennbar ist?

Und in diesem Sinne möchte ich das -
also jedenfalls hier im Abstand von fast
30 Jahren - mal verstanden wissen. Also,
dass ich da irgendwelche Dinge bewusst
unter den Tisch kehren wollte, also, das weiß
ich nicht.

Und dazu sind einfach zu viele Leute
auch an dem ganzen Vorhaben beteiligt ge-
wesen. Das war ja nicht nur die PTB mit den
Leuten, die wir schon hundertmal hier ge-
nannt haben, sondern es war auch die BGR.
Wir haben also wirklich jede entscheidende
Weiterentwicklung und möglicherweise also
auch kleinere Dinge hier in der Reaktor-
Sicherheitskommission und der Strahlen-
schutzkommission beraten lassen, und die
haben auch Sachverständige dazugezogen,
sodass also jedenfalls ein breites Spektrum
an Meinungen eingeflossen ist, und, wie ge-
sagt, auch selbst hier Skeptiker wie Herr-
mann und Duphorn sind durchaus gehört
worden. Wäre da unverantwortlich irgendwas
unter den Teppich gekehrt worden, dann
hätte das sicherlich in dieser großen Com-
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munity einen Sturm der Entrüstung ausge-
löst; denn das sind ja nicht nur Manipulatoren
und Trickser gewesen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank, Herr Dr. Matting. - Ich will
das Fragerecht jetzt an die Fraktionen wei-
tergeben, zunächst an die CDU/CSU-Frak-
tion.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Vielen
Dank, Herr Dr. Matting. - Ich habe einfach
mal die Frage: Auf dem Weg hin zur Kabi-
nettsentscheidung 1983, gab es da eigentlich
von Ihnen Kontakte mit so politisch Verant-
wortlichen, ich würde mal sagen, Staats-
sekretär, möglicherweise Minister? Oder ist
das auf der Ebene der Namen gelaufen, die
Sie eben genannt haben, also Hanning,
Ziegler, der Referats-, Unterabteilungsleiter,
die dafür fachlich zuständig waren?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, diese
Frage kann ich ganz klipp und klar beant-
worten. Das ist selbstverständlich mit der
Hausleitung abgestimmt. Und diese Kabi-
nettvorlage ist ja - jedenfalls im entscheiden-
den Teil - auch in Vertretung von dem dama-
ligen Staatssekretär Dr. Fröhlich abgezeich-
net worden.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Ja, das ist
bei Kabinettsvorlagen so. Ich glaube, dass
Sie meine Frage nicht ganz richtig verstan-
den haben. Der Umstand, dass Sie da nach
Hannover gefahren sind, was Sie da in Han-
nover gesagt haben: Haben Sie das in ir-
gendeiner Weise im Auftrag eines Ministers
oder Staatssekretärs getan? Oder ist das
entwickelt worden auf der Ebene der fachlich
zuständigen Beamten?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Gut. Ich
räume ein: Ich bin hier an dieser Stelle etwas
spekulativ. Da diese Sachen aber das ganz
klare und ausdrückliche Interesse der Haus-
leitung hatten und darüber regelmäßig be-
richtet wurde - - Ich Würstchen als Referats-
leiter war natürlich nicht immer beim Minister
auf dem Schoß; um es mal scherzhaft zu
formulieren. Aber dazu haben wir auch Ab-
teilungsleiter und Staatssekretäre. Und ich
habe an genügend Besprechungen beim
Staatssekretär Sowieso teilgenommen, habe
ihm das vorgetragen - - oder zusammen mit
dem Abteilungsleiter. Und Unterabteilungs-

leiter gibt es ja auch noch. Insoweit sind die
voll eingebunden gewesen. Das ist also
keine Entscheidung auf - ja, wie man so
sagt - Arbeitsebene gewesen.

Also: Ganz eindeutig bis in die Hauslei-
tung hinein abgestimmt. Da kam dann wahr-
scheinlich auch - aber, wie gesagt, ich bin
hier spekulativ und damit angreifbar - das
Kommando: Kümmert euch um diese Sache
und seht zu, dass da PTB und BGR sich auf
die eigentliche Fragestellung konzentrieren,
nämlich die Eignung oder Eignungshöffigkeit
Gorleben.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Wäre es
nicht, um den Anspruch der Ergebnisoffen-
heit der Erkundung in Gorleben zu unter-
streichen, noch glaubwürdiger gewesen,
über einige Studien hinaus auch an einer
anderen Stelle - ein, zwei anderen Stand-
orten - obertägig zu erkunden? Warum hat
man das damals nicht für richtig erachtet?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Das ist si-
cherlich eine völlig berechtigte Frage, die
sich insbesondere natürlich auch aus heuti-
ger Sicht stellt. Man hat theoretische Vor-
arbeiten gemacht, mehrere. Niedersachsen
haben das gemacht. Und die BGR hat, wie
gesagt, Salinar- und Festgestein untersucht.
Über viele Jahre - von Beginn der 80er-Jahre
an bis, ich meine, Mitte der 90er, 95 - sind
zwei Berichte noch mal von der BGR veröf-
fentlicht worden. Da sind diese Erkenntnisse
zusammengefasst worden. Also, man hat
sich da Gedanken gemacht.

Man hat aber die Standorte nicht erkun-
det, weil nicht zuletzt - und auch da meine
ich mich an Vorgänge zu erinnern - auch das
Personal zum Teil gar nicht zur Verfügung
stand. Denn wenn ich - - Und das ist ja auch
Teil der heutigen Diskussion: Man muss den
besten Endlagerstandort rausfinden. Wie um
alles in der Welt will ich den besten raussu-
chen? Da muss ich - also, was weiß ich,
wie? - x Standorte - und x ist also, ich weiß
nicht, 50 oder so was - mit derselben Kon-
zentration, mit demselben Aufwand, mit
demselben auch finanziellen und personellen
Aufwand untersuchen, muss da Erkun-
dungsbergwerke einrichten, mit all dem, was
dazugehört. Ich brauche Bergleute, die da
nach untertage fahren und die entsprechen-
den Erkundungen vornehmen. Und erst
wenn ich das habe, dann kann ich einen
Vergleich machen.
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Wie das dann in der Öffentlichkeit wirkt,
sage ich mal, das mögen Sie natürlich ganz
anders betrachten aus Ihrer speziellen Ver-
antwortung als Abgeordnete. Wenn also
schon - ich mache mich angreifbar; ich weiß
das - meinetwegen eine Stromleitung im
Grunde kaum durchsetzbar ist, wie will ich
das dann mit so einem Endlagerprojekt ma-
chen?

Und zum damaligen Zeitpunkt - - Und
möglicherweise ist das heute noch so - ich
weiß es nicht; ich habe mich also seit be-
stimmt zehn Jahren überhaupt nicht mehr um
diese Sache gekümmert, wenn nicht mehr -,
ist das ja auch am Standort Gorleben noch,
dass der Gemeinderat Gorleben noch immer
das Projekt stützt. Damals hat man gesagt:
Okay, wenn wir jetzt da drei oder x oder y
weitere Standorte machen: Wie wirkt das
dann auch auf den Standort, der damals
akzeptiert zu sein scheint oder schien?

Es gab also eine ganze Reihe von Grün-
den, zu sagen: Ja, wenn jedermann sagt -
also, und nach Prüfung der kritischen Stim-
men -: Die Eignungshöffigkeit scheint gege-
ben, und nun lasst uns doch mal das Erkun-
dungsverfahren zu Ende führen - - Wenn das
Erkundungsverfahren zu dem Ergebnis
kommt: „Nein, das geht nicht; da ist meinet-
wegen zu viel Gas unten“, dann bin ich si-
cher, wäre keiner in der Bundesregierung,
wie immer sie heißt, gewesen, der gesagt
hätte: Okay - jetzt muss ich aufpassen -, das
decken wir jetzt mit dem Mäntelchen der
Nächstenliebe zu, und da machen wir die
Augen zu und machen trotzdem weiter.

Wenn das riskant gewesen wäre - - Da
glaube ich all den Leuten - und da könnte ich
einige Stellen nennen -, die sagen, angefan-
gen vom Kanzler Schmidt: Kernenergie wird
der Bevölkerung nicht übergestülpt, und
Kernenergie und auch Endlagerung ohne
Sicherheit wird es nicht geben. - Ich bin so
naiv, das zu glauben.

Reinhard Grindel (CDU/CSU): Um alter-
native Standorte obertägig zu erkunden,
hätte man ja Probebohrungen und so was im
Vorfeld machen müssen. Hätten Sie denn
überhaupt Bundesländer gehabt - außer
Niedersachen in Gorleben -, die das mitge-
macht hätten?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, die
Frage kann ich nicht beantworten, jedenfalls
nicht seriös. Ich sage mal eher: Nein. Ich
meine, wenn sich heute Baden-Württemberg

und möglicherweise das eine oder andere
Bundesland noch anbietet: „Lasst doch hier
mal eine Tiefbohrung machen“, dann nehme
ich das gerne zur Kenntnis. Zu meiner Zeit,
meine ich, waren die alle auf dem Dampfer:
Hier, die Experten sagen, Gorleben: Ja; Nie-
dersachen - Landesregierung meine ich
jetzt - und der Kreistag haben das abgenickt;
dann macht doch da weiter, solange jeden-
falls, bis der Beweis des Gegenteils erbracht
wird. Warum macht ihr hier die Pferde
scheu?

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Herr
Matting, ich würde dann gerne die Befragung
fortsetzen und den Fokus vielleicht noch mal
ein bisschen zurücknehmen.

Es wird ja immer wieder die Behauptung
aufgestellt, mit der Regierung Kohl sei quasi
die Devise ausgegeben worden: Gorleben -
Augen zu und durch. Das ist ein Vorwurf, der
auch hier im Raume steht. Dem steht aus
meiner Sicht entgegen, dass wir in den Un-
terlagen, die wir gesucht haben - und das
deckt sich mit dem, was Sie hier vorgetragen
haben -, gewisse Vorsorgemaßnahmen ent-
deckt haben für den Fall, dass sich Gorleben
als ungeeignet erweisen sollte. Das würde
man ja nicht machen, wenn man „Augen zu
und durch“ betreibt.

Ich möchte Ihnen deshalb gerne einige
Unterlagen an die Hand geben, um die Dinge
auch zu vereinfachen. Es handelt sich da-
bei - ich sage es jetzt mal fürs Protokoll; kön-
nen Sie das mal rübergeben? - Danke! - um
zwei Ministervorlagen und einen Vermerk,
die aus der Zeit 82/83 stammen. Das eine ist
eine Ministervorlage, die sich um die Unter-
suchungen zusätzlicher Standorte für End-
lager dreht. Das ist - für das Protokoll -
MAT A 52, Band 9 und dort die Blattnum-
mern 252 ff. Da sind auch drei Anlagen da-
bei: eine Chronologie zum Thema „Erkun-
dung alternativer Standorte“, dann etwas aus
dem Forschungs- und Technologie-
ausschuss und schließlich ein Konzept der
Standorterkundung an anderen Standorten.

(Dem Zeugen werden Unterlagen
vorgelegt)

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Können Sie ein bisschen lauter sprechen und
die Hand vor dem Mund wegnehmen? Man
hört das so schlecht.
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Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Das kann
ich, ja. - Bei der zweiten Ministervorlage
handelt es sich um eine vom 4. März 82. Da
geht es um Untersuchungen zusätzlicher
Standorte für ein Endlager zur Aufnahme
radioaktiver Abfälle aus der friedlichen Nut-
zung der Kernenergie - das ist MAT A 52,
Band 9, dort die Blattziffern 248 f. - und
schließlich um einen Vermerk vom 17. Mai
83: Standorterkundung für ein Endlager, hier:
Erkundung weiterer Salzstöcke als Entschei-
dungsvorlage. Das ist MAT A 52, Band 7,
dort die Blattnummern 310 f.

So, wenn man sich die - - Ich fange jetzt
mal an, also chronologisch, mit der Minister-
vorlage vom 2. Februar 1982. Ich entnehme
dort den Abzeichnungen, dass Sie diese
Ministervorlage verfasst haben, dass die an
die Leitung gegangen ist. Und wenn ich das
richtig sehe, steht dann in der Handschrift
des Ministers drauf: „St … R …“, also Rück-
sprache, „Hier muss dringend etwas gesche-
hen. B.“. Also, das ist ja dann wahrscheinlich
der Innenminister Baum. Das Ganze lief ja
dann auch auf Sie wieder zurück. Deshalb
darf ich Sie fragen, ob Sie sich an diesen
Vorgang erinnern können und ob Sie wissen,
wie denn da die Leitung letztendlich ent-
schieden hat.

Denn Ihr Vorschlag über das weitere Vor-
gehen war ja nach dem 21.03.82, also der
vorgesehenen Landtagswahl Niedersachsen:
Kontaktaufnahme mit den infrage kommen-
den Ländern mit dem Ziel, ihre Unterstützung
der Bundesregierung bei der Verwirklichung
ihres Konzepts hinsichtlich der Untersuchung
zusätzlicher Standorte sicherzustellen usw.
sowie sorgfältige Prüfung der Ergebnisse der
Schachtvorbohrung im Salzstock Gorleben,
gegebenenfalls unter Einschaltung von RSK
und SSK, und Entscheidung, ob sich bereits
daraus ein Erfordernis zur Untersuchung
zusätzlicher Standorte ergibt.

Also, ich sage das mal mit meinen Wor-
ten: Hier wurden ja auch dann Vorbereitun-
gen getroffen, alternative Standorte in den
Blick zu nehmen. So formuliere ich das mal.
Können Sie sich an diese Vorlage erinnern,
und können Sie den Zusammenhang noch
mal darstellen, in der die entstanden ist bzw.
auch, wie die Leitung des Hauses BMI sich
dazu dann positioniert hat?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, ich
würde lügen - was ich nicht tun will -, wenn
ich sage: Ich habe diese Ministervorlage, die

in der Tat ja von mir auch abgezeichnet ist,
noch in konkreter Erinnerung.

(Der Zeuge blättert und liest in den
ihm vorgelegten Unterlagen)

So, ich kann auch nur sagen: Selbst wenn
ich das Papier produziert habe und mich hier
für etwas ausgesprochen habe - parallele
Untersuchung mehrerer Endlagerstandorte -,
dann muss ich zur Kenntnis nehmen, dass
ich also mit diesem Vorschlag nicht durchge-
drungen bin; denn er ist ja nicht so realisiert
in dem Sinne, dass hier konkrete Probeboh-
rungen durchgeführt worden sind, sondern
man hat das Ganze dann halt auf, ja, berg-
männische Erfahrung - - Und zum Teil gibt es
ja, gerade im Schoße der BGR, genügend
praktische Erfahrung aus irgendwelchen
Bohrvorhaben, sodass man über den geolo-
gischen Untergrund durchaus Aussagen
treffen kann. Und auf dieser Grundlage sind
ja dann eben die Berichte entstanden, die ich
erwähnt habe, Mitte der 90er-Jahre: Stand-
orte in dem wiedervereinigten Deutschland,
die für ein Endlager infrage kommen.

Aber die Argumentation war jedenfalls
immer und immer wieder: Solange Gorleben
eignungshöffig ist - und das also nach sorg-
fältiger Prüfung und keine Gegenargumente
kommen -, sollen keine weiteren Standorte
konkret erkundet werden im Sinne von Bohr-
gerät und, ja, möglicherweise Beunruhigung
in der Öffentlichkeit. Also, so im Sinne würde
das ja bedeuten: Wir haben Zweifel an Gor-
leben. Wir sagen zwar, wir haben keine
Zweifel, aber in Wirklichkeit haben wir doch;
sonst würden wir ja nicht an anderen Stand-
orten bohren.

Eins liegt mir wirklich noch am Herzen.
Ich meine, auch wenn ich mir hier irgendwo
Buhrufe einhandle, ich habe auch gelesen,
dass ein Kollege, an den ich mich, ehrlich
gesagt, auch persönlich gar nicht erinnern
kann, dessen Name mir aber noch in Erinne-
rung ist, gesagt hat: Politik der Bundesregie-
rung war: Augen zu und durch. Da sage ich
jetzt also wirklich mit allem Nachdruck, wirk-
lich mit großer Ernsthaftigkeit: Diese Politik
ist jedenfalls aufseiten des Innenministe-
riums, dem ich damals angehörte, und dann
später dem Umweltministerium ab 86, dem
ich angehörte, nicht verfolgt worden, son-
dern - ich habe es gesagt, und vielleicht wird
es dann dadurch auch ein bisschen langwei-
lig, und da kann ich eben auch Stellen zitie-
ren -: Kernenergie und Endlagerei werden
nicht betrieben ohne Sicherheit. Das ist wirk-
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lich - mag jetzt pathetisch klingen - auch
mein Glaubensbekenntnis. Und deswegen
„Augen zu und durch ohne Rücksicht auf
Verluste“ ist eine Anschauung, die ich in
überhaupt gar keiner Weise teile und die
mich, ehrlich gesagt, auch geärgert hat, als
ich das gelesen habe.

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Nun
konnte man damals natürlich nicht davon
ausgehen, dass die Erkundung Gorlebens
letztlich zu einem positiven Ergebnis führt,
weil jede Erkundung - wir haben das hier im
Ausschuss öfter gehört: vor der Hacke ist es
duster - das Risiko birgt, dass der Standort
sich als ungeeignet erweist. Wenn ich Ihren
Blick auf die zweite Ministervorlage - das ist
dann die vom 4. März 82 - richten darf: Da
wird ja beschrieben, was bereits an Maß-
nahmen eingeleitet ist, weil die Nichteignung
nicht ausgeschlossen werden kann. Also,
dort auf der Seite 2 dieser auch von Ihnen
verfassten und unterschriebenen Minister-
vorlage heißt es:

Deshalb bereits veranlaßt

- Untersuchung von Salzformatio-
nen außerhalb Niedersachsens
(Auftrag der PTB an BGR. Fertig-
stellung: Frühjahr 1982)

- Untersuchung der Eignung von
Salzstöcken in Niedersachen. …

Ich überspringe jetzt, und dann kommt
der dritte Spiegelstrich:

- Untersuchungen zur Eignung von
Granit …

Sie hatten vorhin in Ihren Eingangsaus-
führungen betont, dass die Bundesregierung
Salzstandorte und feste Formationen auch
im Blick hatte. Sehe ich das richtig, dass das,
was hier als eingeleitete Maßnahmen be-
schrieben wird, quasi Vorsorgemaßnahmen
für den Fall der Nichteignung Gorlebens wa-
ren?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, das ist
genau die Position. Man hat gesagt: Eig-
nungshöffig, ja, nach sorgfältiger Prüfung,
aber nicht auszuschließen, dass irgendwas
schiefgeht. Und um diese Situation auffan-
gen zu können - immer in dem Bemühen, bei
Gewährleistung von Sicherheit den radioakti-
ven Abfall nicht beliebig lange irgendwie
obertägig liegen zu lassen -: Wir brauchen
Alternativen, die in überschaubaren Zeiträu-

men realisierbar sind. Da hat man eben - -
Dann darf ich hier doch noch mal - - Ich
meine, auch das ist ein Dokument, das si-
cherlich hier auch im Archiv des Bundes-
tages ist, die Drucksache - ich habe das vor-
hin, glaube ich, schon mal gesagt - 10/327.
Unter Ziffer 446

13
-- „Forschungsarbeiten zur

Endlagerung“, da heißt es unter dem Stich-
wort „Endlagerung in Festgesteinen“:

Neben der Endlagerung in Salzfor-
mationen prüft die Bundesregierung
auch Festgesteine auf ihre Eignung.
Hierfür kommen im Wesentlichen
Granitgesteine in Frage. Die Bun-
desanstalt für Geowissenschaften
und Rohstoffe wird bis Ende 1984
die vorliegenden Kenntnisse über
Granitvorkommen in der Bundes-
republik Deutschland zusammen-
stellen. In der Schachtanlage „Kon-
rad“ werden am Beispiel der dort
vorliegenden Erzformationen Unter-
suchungsverfahren weiterentwi-
ckelt, die auch für andere Gesteine,
zum Beispiel Grant

14
--, geeignet

sind. Wichtige Forschungsarbeiten
an Granitgestein werden im
Rahmen einer bilateralen
schweizerisch-deutschen Zusam-
menarbeit durchgeführt. Darüber
hinaus stehen der Bundesregierung
auch die Erkenntnisse zur Verfü-
gung, die im Rahmen der For-
schungsarbeiten der Europäischen
Gemeinschaften gewonnen werden.

Gerade dieser Hinweis auf die bilaterale
deutsch-schweizerische Zusammenarbeit
erinnert mich persönlich daran, dass ich mal
Sprecher der Deutsch-Schweizer Kommis-
sion war und wir uns im Grimselpass genau
diese Arbeiten angeguckt haben. Von daher
habe ich auch gut noch in Erinnerung, wie
wir damals zusammen mit den Kollegen von
der BGR uns das angeguckt haben, was die
dort zusammen mit den Schweizern eben im
Festgestein gemacht haben. Von daher ist
schon dieser Entsorgungsbericht - ich sagte
es ja, vom 30. August 83 - insoweit also
durchaus in zeitlicher Nähe, Herr Paul, zu
den Ministervorlagen, die eben erwähnt wur-
den. Und dann eben noch mal die Sache
abgeschlossen: erst erweitert auf das ge-
samte erweiterte Bundesgebiet und dann
nach meiner Erinnerung 94/95 in Neuauflage

13
Richtigstellung des Zeugen: streiche: „446“, setze

„4.4.6“, Anlage 2
14

Richtigstellung des Zeugen: streiche: „Grant“, setze
„Granit“, Anlage 2
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erschienen. Diese Berichte müssten ja dann
bei der BGR sein bzw. in ihrem Archiv.

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Es ist so,
dass wir bei der Suche nach Unterlagen
auch tatsächlich die angesprochenen Gut-
achten und Studien gefunden haben, die in
der Ministervorlage angesprochen waren,
also die 82/83. Da ist in der BGR-Studie, die
die Salzformationen außerhalb Niedersach-
sens betrachtet, auch sogar in der Zusam-
menfassung - das ist also MAT A 109,
Band 1, Blatt Nr. 187367, fürs Protokoll -
festgestellt, dass in Schleswig-Holstein nach
den Vorauswahlgesichtspunkten nur der
Salzstock Sterup ohne Einschränkung als
untersuchungswürdig anzusehen ist. Können
Sie sich daran erinnern, dass dieser Standort
Sterup in der Diskussion war?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ganz klar und
ohne Ausweichmanöver: Kann ich mich
überhaupt nicht erinnern.

(Der Zeuge blättert in seinen Un-
terlagen)

Ich weiß - aber ich hatte das schon gesagt -,
dass dieser ganze Standortauswahlprozess
ausgesprochen länglich war, dass das schon
Ende der 60er-Jahre lief, Anfang der 70er-
Jahre lief, dass das aber eine Zeit war, die
sozusagen ohne meine aktive Beteiligung
dahinging, und ich von daher da auch Ein-
schlägiges nicht zu sagen weiß, wenn ich
hier nicht fantasieren will. Ich habe eine Sa-
che gefunden - ich weiß nicht, ob ich das
vorhin schon nannte -, da hatte der Parla-
mentarische Staatssekretär von Schoeler auf
die Frage des Abgeordneten Kühbacher,
SPD, in der Fragestunde des Deutschen
Bundestags mal gesagt:

Am 8. Oktober 1981 hatte ich Ihnen
zugesagt, die drei weiteren Stand-
orte, an denen die Bundesregierung
im Jahre 1977 Probebohrungen
vorgeschlagen hatte, noch einmal
im Einzelnen mitzuteilen. Diese
Standorte, alle Niedersachsen, wa-
ren Börger, Ahlden und Faßberg.
Die Bundesregierung hat jedoch,
wie bereits ausgeführt, den politisch
begründeten Wunsch der nieder-
sächsischen Landesregierung ak-
zeptiert, zunächst nur am Standort
Gorleben Erkundungsbohrungen
vorzunehmen.

Es sind eine ganze Reihe - wie ich aber nur
gesprächsweise weiß - von anderen Stand-
orten untersucht worden. Dass auch in
Schleswig-Holstein was untersucht wurde, ist
mir, ehrlich gesagt, neu oder entfallen, hätte
ich vergessen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank. - Damit geht das Frage-
recht jetzt an die SPD-Fraktion.

Ute Vogt (SPD): Vielen Dank. - Herr
Dr. Matting, Sie haben ja schon vieles zitiert
und auch offenbar das Gesprächsprotokoll
von Herrn Illi im Kopf, obwohl Sie sich jetzt
unmittelbar daran nicht mehr erinnern kön-
nen. Ich möchte Sie fragen, wie Sie sich auf
den heutigen Tag vorbereitet haben. Hatten
Sie so viele Unterlagen zu Hause? Oder wo
haben Sie die her?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ich war Zeit
meines Lebens - wie soll ich sagen? - so ein
bisschen Hobbyhistoriker. Ich habe eine
Menge Kram gesammelt gehabt, weil mich
eben auch der historische Ablauf dieser gan-
zen Prozesse interessiert hat. Ich habe, als
ich dann in den Ruhestand trat - und das ist
in der Zwischenzeit ja mehr als neun Jahre
her, wie ich erwähnt habe -, mindestens
95 Prozent dann entweder dem Schredder
anheimgegeben oder meinem Nachfolger im
Amte. Ich habe eine schmale Auswahl, die
ich fast vollständig hier bei mir habe, mitge-
nommen und habe aus diesen wenigen Un-
terlagen zitiert. Ich entsinne mich auch natür-
lich - - Und ich darf sagen - insoweit biete ich
hier vielleicht auch ein bisschen Angriffsflä-
che, aber vielleicht auch absichtlich -, dass
ich zwar nicht systematisch, weil ich dachte,
das brauche ich nie wieder, diesen Entwurf
eines Berichtes damals von dem Gabriel
noch gelesen - - Da hängt ja dieses Protokoll
dran von dem Illi. Da habe ich das zum ers-
ten Mal zur Kenntnis genommen, dass es
überhaupt einen solchen Vermerk von Herrn
Illi gibt. Deswegen war ich - aber ich wieder-
hole mich da ein wenig - überrascht, als das
Papier dann später als Protokoll bzw. sogar
als Mitschrift auftauchte. Das ist es, meine
ich, nicht. Das sind die Aufzeichnungen von
Herrn Illi, der auch eine bestimmte Position
vertrat, der dann auch entsprechend pikiert
war, als das nicht so ging, wie er sich das
vorgestellt hat, obwohl ich weiß, dass es
auch sowohl im Bereiche der PTB wie auch
im Bereiche der BGR durchaus Kollegen
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gab, die gesagt haben: Nein, andere Stand-
orte nicht, wir konzentrieren uns auf Gor-
leben und machen das lege artis. Was da
rein muss, kommt rein. Und da akzeptieren
wir auch nicht irgendwelche fachlichen Wei-
sungen von irgendwie möglicherweise fach-
lich nicht kompetenter Seite. - Denn im Be-
reich der Geologie - das räume ich ehrlich
ein, habe ich auch von Anfang an gesagt -
bin ich kein Fachmann. Ich habe da auf das
vertraut, was, wie gesagt, die BGR sagt, was
die PTB selber sagt, was die DBE sagt, was
auch hier natürlich die Reaktor-Sicherheits-
kommission, die sich ausführlich mit all die-
sen Dingen über die Jahre beschäftigt hat,
gesagt hat. Da habe ich nicht gewagt, als
schlichter Physiker in diese Dinge einzugrei-
fen. Da fehlte mir die Kompetenz, und die
wollte ich nicht überschreiten.

Ute Vogt (SPD): Ist es nicht üblich, dass
solche Vermerke von Gesprächen gefertigt
werden? Ich kenne das eigentlich aus dem
Ministerium: wenn es Gespräche gibt mit
mehreren Menschen, dass man selbstver-
ständlich einen Vermerk zu den Akten über
den Verlauf macht.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Frau Vogt,
100 Prozent ja. Das ist hier aber nach meiner
besten Kenntnis nicht erfolgt, sondern ich
habe diesen Vermerk, um mich zu wieder-
holen, gesehen als Anlage soundso viel ir-
gendwie - es waren ja weit über 20 Anlagen;
alle im Übrigen am Datenschutz vorbei,
ungeschwärzt -, als eben dieser Vermerk von
Illi an diesem Bericht vom Parteivorsitzenden
Gabriel da veröffentlicht wurde im Internet.

Ute Vogt (SPD): Es war der Umwelt-
minister, der das veröffentlicht hat. Ich gebe
Ihnen recht: Das ist die Mitschrift, die nicht
die Form eines sonst in den Ministerien üb-
lichen Vermerks hat, weil der wird ja normal
gezeichnet und hat einen formal anderen
Aufbau. Können Sie sich erklären, warum
weder von dem Gespräch am 13.04.83 noch
vom Gespräch am 11.05.83 ein offizieller
Vermerk in den Akten zu finden ist? Ist das
Zufall, dass wir ihn noch nicht gefunden ha-
ben, oder gibt es den nicht?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Sie merken,
ich spekuliere hier und sage das auch. Ich
denke mal, das Ergebnis dieser Bespre-
chung war ja eindeutig. Die Ressorts ein-
schließlich Kanzleramt waren sich einig: Wir

belassen es bei Gorleben und dem Hinweis
„Wir sind bereit und haben uns entsprechend
auch fachlich vorbereitet, wenn Gorleben
nicht zum Zuge kommt aus Sicherheitsgrün-
den, dass wir dann Alternativen haben.“ Das
war, meine ich, ein klares Ergebnis. Wenn
der Illi da von Weisung redet - so what? -,
dann muss ich sagen: Das ist an mehreren
Stellen zurückgewiesen worden, auch in
einer Pressemitteilung der Bundesregierung,
die noch gar nicht so alt ist. Eine Weisung
gibt es nicht. Und weil das Ergebnis klar war,
sehe ich keine Notwendigkeit, dass es da-
mals ein formales Protokoll hätte geben sol-
len. Das jedenfalls, was der Illi gemacht hat,
sind - ich sagte es schon mal - seine persön-
lichen Notizen, die mir oder - ich behaupte es
auch mal - keinem anderen der Gesprächs-
teilnehmer zwecks Abstimmung zugeordnet
worden sind.

Ute Vogt (SPD): Das heißt: Vermerke
gibt es nur, wenn Ergebnisse nicht klar sind?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, gut - -

Ute Vogt (SPD): Sie hätten ja auch einen
Ergebnisvermerk niederlegen können. Das
wäre doch der Normalfall gewesen. Ich ver-
suche, zu verstehen, warum kein Einziger
zwei Sitzungen, an denen viele durchaus
nicht unbedeutende Mitarbeiter teilgenom-
men haben, anscheinend offiziell - nach Ih-
ren Worten war das von Illi nicht offiziell -
irgendwo in den Akten vermerkt hat. War das
üblich damals, dass man keine Gesprächs-
vermerke über die ressortübergreifenden
Gespräche anfertigt?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Frau Vogt,
vielleicht haben sich alle Gesprächsteilneh-
mer handschriftliche Notizen gemacht. So
schließe ich nicht aus, dass ich mir mögli-
cherweise damals auch ein paar - -

Ute Vogt (SPD): Nein, ich meine jetzt ei-
nen offiziellen gemeinsamen Vermerk.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ein offizielles
gemeinsames Protokoll ist mir nach bester
Erinnerung nicht mehr in Erinnerung.

Ute Vogt (SPD): Und das war damals üb-
lich?
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Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, gut, ich
meine, jetzt versuchen Sie natürlich, hier die
Dinge zu generalisieren. Ich habe in meinem
Leben 100 000 Protokolle gemacht und weiß,
dass Protokolle nützlich sein können. Inso-
weit würde ich so weit wie Sie nicht gehen
und sagen, dass das damals überhaupt nicht
üblich war. Es war sehr wohl üblich. Und, wie
gesagt, ich habe selber Protokolle noch und
nöcher gemacht; aber offenbar hat der Ver-
anstalter - das ist ja die PTB bzw. die BGR -
es nicht als notwendig angesehen, ein sol-
ches förmliches Protokoll zu erstellen.

Ute Vogt (SPD): Ich habe nur mal eine
Nachfrage zu den Notizen von Herrn Illi vom
13.04.83 - das hat die Frau Vorsitzende Ih-
nen schon vorgehalten -, wo Sie zitiert sind
oder mit den Worten wiedergegeben wer-
den - ich zitiere -:

Bei aller Wertschätzung der Ergeb-
nisse abraten, die Ergebnisse zu
Grundlagen in dem zusammenfas-
senden Zwischenbericht zu ma-
chen. Würde Unsicherheit hervor-
rufen. Und Unsicherheit, die wir
nicht haben wollen, vermeiden.
Schrauben, an denen gedreht wer-
den kann, sind von PSE aufgezeigt
worden, wenn das notwendig ist.

Was für Schrauben haben Sie gemeint,
an denen man drehen kann?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Das bezieht
sich ja offenbar auf das, was die Vorsitzende
vorhin schon gesagt hat, -

Ute Vogt (SPD): Ja, genau.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: - diese Gas-
entwicklung oder die Gasfunde, die man da
gefunden hat, die aber offenbar nicht von
einem solchen Gewicht waren, dass man das
Projekt Gorleben hätte aufgeben müssen,
sondern dass es hier offenbar aus bergmän-
nischer Sicht und sicherheitstechnischer
Sicht Lösungsmöglichkeiten gab, die das
Ganze als beherrschbar erscheinen lassen.
Warum soll ich, wenn hier eine entspre-
chende Information an die Öffentlichkeit geht,
der Öffentlichkeit sagen: „Da sind aber große
Gasdinge“, wenn man doch Methoden zu
deren Beherrschung kennt?

Sebastian Edathy (SPD): Können Sie
sich denn - wenn ich da einhaken darf -, Herr

Dr. Matting, an das Gespräch vom 13.04.
erinnern? An das Gespräch, das wenige
Wochen später im Mai stattgefunden hat,
können Sie sich ja, wie Sie sagten, nicht
erinnern.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ich kann mich
wirklich beim besten Willen nicht erinnern.
Ich würde das gerne tun. Ich meine - -

Sebastian Edathy (SPD): Aber Sie kön-
nen sich daran erinnern, dass in einem Ge-
spräch, an das Sie sich nicht erinnern kön-
nen, nur von unerheblichen Gasmengen die
Rede gewesen sei.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Nein, auch
das weiß ich nicht mehr. Entschuldigung, das
weiß ich nicht und sage das und drücke mich
hier nicht um irgendwelche Verantwortung.
Ich bitte, mir das abzunehmen.

Sebastian Edathy (SPD): Weil Sie ge-
rade sagten: Wenn das mit dem Gas ein
Problem gewesen sei, hätte das in dem Be-
richt erwähnt werden müssen.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Davon bin ich
100 Prozent überzeugt, dass das der Fall
gewesen wäre, wenn es eben hier ein gravie-
rendes Problem gegeben hätte.

Sebastian Edathy (SPD): Darf ich Ihnen
einen Vorhalt aus genau dem Protokoll von
Herrn Illi machen, aus dem Frau Vogt Sie
eben zitiert hat? In diesem Protokoll wird
Herr Grübler - das ist MAT E 6 a, Band 22,
Paginierung 6 bis 16 - wie folgt wiedergege-
ben, also Gespräch PTB, 13.04.83:

Grübler: aktuelle Dinge (fließt nicht
in Bericht ein)

Meine Frage: Warum, glauben Sie, ist es
nicht eingeflossen?

In 5001 2 Gashorizonte unter 840 m

Langzeittest: Bei Entspannung des
Bohrloches erneute Gaszutritte

in der 1. Testphase geringe Kon-
densatzuflüsse, in der 2. Phase
stärkere Zuflüsse wahrscheinlich
2 Horizonte: 1. Horizont Gas, 2. Ho-
rizont Kondensat. 5002

- also die weitere Bohreinrichtung -



1. Untersuchungsausschuss 65
[41. Sitzung am 12.05.2011 - Sitzungsteil Zeugenvernehmung, I: Öffentlich] - endgültig

DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST

soll auch getestet werden. Berg-
bauliche Tätigkeiten werden behin-
dert, aber nicht unmöglich gemacht

In 5001 wird der Schacht nicht so
tief bis an die Gashorizonte geteuft.
In 5002 erschwert der Gaszutritt die
Abteufarbeiten.

Das klingt, muss ich Ihnen sagen, für ei-
nen Außenstehenden erst mal alles andere
als undramatisch. Warum ist das nicht in den
Bericht eingeflossen?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Schlagen Sie
mich tot.

Sebastian Edathy (SPD): Bitte?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ich sage:
Schlagen Sie mich tot.

Sebastian Edathy (SPD): Nein, das habe
ich nicht vor. Aber können Sie die Frage be-
antworten?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Kann ich nicht
beantworten.

Sebastian Edathy (SPD): Wenn das so
gewesen sein sollte, wie das hier in dem
Protokoll von Herrn Illi wiedergegeben wird -
das, was Herr Grübler gesagt haben soll -,
hätte das aufgrund der Wichtigkeit dessen,
was ausgeführt wurde, Anlass gegeben, das
in den Bericht mit aufzunehmen?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, dass
Gase vorhanden waren im Salzstock Gor-
leben, das, meine ich, ist keine Neuerung.
Jetzt habe ich, räume ich ein, keine Fund-
stelle parat, die auf diese Sache eingeht.
Aber dass die Frage der Gasbildung da ist,
will ich gerne bestätigen. Müsste hier länger
suchen; will ich jetzt nicht. Aber es ist jeden-
falls von den Fachleuten, die maßgeblich
waren, nicht als so dramatisch angesehen
worden, dass hier wirklich die Sache daran
scheitern würde. Und ich sage mal: Wenn ich
hier die Unterlagen in ihrer Kontinuität nehme
bis in die Gegenwart hinein, dann gibt es
noch einen Entsorgungsbericht von 1988,
dann gibt es hier ein Infoblatt des BfS Fort-
schreibung des zusammenfassenden Zwi-
schenberichts über die bisherigen Ergeb-
nisse der Standortuntersuchung Gorleben
vom Mai 1983, Gesamtbewertung. Könnte
ich Ihnen vorlesen.

(Der Zeuge blättert in seinen Un-
terlagen)

Hier, das sind alles Dinge, die der Öffentlich-
keit zur Verfügung stehen, die Ihnen zur
Verfügung stehen. Da ist gesagt worden: All
das, was hier neu untersucht wird, führt nicht
dazu, dass dem Salzstock Gorleben die
Eignungshöffigkeit abgesprochen werden
muss.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank. - Damit geht das Frage-
recht jetzt an die FDP-Fraktion.

Angelika Brunkhorst (FDP): Vielen
Dank, Frau Vorsitzende. - Ich steige direkt in
die Fragen ein. Es sind wahrscheinlich auch
kleine Doppelungen drin, aber manchmal ist
auch das sinnvoll. Ich möchte noch mal da-
nach fragen: Sie haben vorhin schon darauf
hingewiesen, dass ja die Mehrheit der zu-
arbeitenden Wissenschaftler der Meinung
war und dass es auch die Auffassung der
PTB war, dass die Eignungshöffigkeit eigent-
lich klar war. Sie haben auch die Problematik
dargestellt, wie das denn wohl gewesen
wäre, wenn man jetzt gleichzeitig mit der
gleichen Tiefe woanders hätte suchen wol-
len. Können Sie eine Aussage über die Ka-
pazität der finanziellen Ressourcen machen?
Hätte man die überhaupt aufbringen kön-
nen? Die zweite Frage ist die: Hätte man
überhaupt die Kapazität an Fachleuten ge-
habt, mehrere Standorte gleichermaßen
sorgfältig zu untersuchen? Wie schätzen Sie
das ein?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Frau Abge-
ordnete, jetzt, muss ich sagen, bedaure ich
ein wenig, dass ich diese Frage nicht vorher
gekannt habe; denn ich kann mich entsin-
nen, dass ich genau zu dieser Frage einen
Vermerk des damaligen Wirtschaftsministers
hatte, der hier auch gerade für die BGR zu-
ständig ist, der gesagt hat: Liebe Bundes-
regierung, wenn ihr wollt, dass da was ge-
macht wird, müssen wir den Personal-
bestand und natürlich auch die Finanzen
deutlich aufstocken. - Es war damals jeden-
falls ausreichend für das, was lief. Das sage
ich doch mit Überzeugung: Das reichte aus.
Die BGR, die PTB und dann gab es ja eben
hier den Dritten, die DBE mit Sitz in Peine,
und, wie gesagt, die Leute, die sonst noch
von Instituten angesprochen worden sind.
Aber jetzt mal extrem formuliert: Den ideal-
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typischen Standort rauszusuchen, und das
mit überall gleicher Intensität und Verant-
wortungsbewusstsein, dazu hätte die fach-
liche Kapazität in Deutschland und mögli-
cherweise weltweit überhaupt nicht ausge-
reicht, abgesehen von der Frage: Wer soll
das bezahlen? Das hätte nicht gereicht. Das
Argument ist - gut, das mag hier als Krücke
empfunden werden -: Wir haben ja Gorleben;
die Eignungshöffigkeit wird, jedenfalls über-
wiegend, nicht infrage gestellt.

Angelika Brunkhorst (FDP): Im Entwurf
der Kabinettsvorlage, die Sie mit Datum vom
13. Juni 83 an das BMFT, das BMWi, das
BMF und den Chef des Bundeskanzleramtes
versandt haben, heißt es, dass sich das
Bundeskabinett im Beschluss vom 13. Juli 83
die Entscheidung über die Errichtung des
Endlagers vorbehalte, bis die Ergebnisse der
untertägigen Erkundung vorliegen. Und wei-
ter: Derzeit bestünde keine Notwendigkeit,
neben Gorleben weitere Standorte erkunden
zu lassen, und sich die Bundesregierung
erforderlichenfalls zu gegebener Zeit erneut
mit dieser Frage befassen wollte. Ich ver-
weise noch mal auf MAT A 52, Band 3, Sei-
ten 000300 bis 000302. Hat das Kabinett
Ihrer Erinnerung nach das auch so beschlos-
sen, in dieser Formulierung, dass man sozu-
sagen gesagt hat: „Jetzt machen wir das,
aber wir behalten uns vor, wir gucken immer
wieder drauf, gegebenenfalls erneut anders
zu entscheiden oder weitere Dinge zu tun“?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Das sage ich
mit allem Nachdruck, wenn ich Ihre Frage
richtig verstanden habe: Das hat sich das
Kabinett vorbehalten. - Ich weiß jetzt nicht
genau - so schnell konnte ich das nicht se-
hen -, die Kabinettvorlage 5. Juli, die Ziffer 6,
da heißt es ja hier - Entschuldigung, wenn
ich jetzt möglicherweise das Zitat dopple -
noch mal:

Aufgrund der Eignungshöffigkeit
des Salzstockes Gorleben ist der-
zeit die Erkundung anderer Salz-
stöcke nicht erforderlich. Sollten die
untertägigen Erkundungen am
Salzstock Gorleben entgegen den
bisherigen Erkenntnissen zeigen,
dass dieser als Endlager nicht ge-
eignet ist, würde dies nur eine zeit-
liche Verschiebung zur Folge ha-
ben, weil im Bedarfsfall auf der
Grundlage von bisher durchgeführ-
ten Untersuchungen über eig-

nungshöffige Salzformationen kurz-
fristig andere Standorte benannt
und aufgrund der bei der Erkun-
dung von Gorleben gewonnenen
Erfahrungen rasch erkundet werden
könnten und die entstehende Zeit-
verzögerung überbrückbar ist.

Das, wie gesagt, ist ja eine Position gewesen
und insoweit auch ein Stück Kontinuität.
Schon zur Zeit von Bundeskanzler Schmidt,
schon Anfang der 80er-Jahre ist so argu-
mentiert worden und sind entsprechende
Vorkehrungen getroffen worden für den Fall -
ich kann es immer nur wieder betonen -,
dass es in Gorleben nicht geht. Aber man
muss und man wollte die untertägige Erkun-
dung erst mal abschließen und auch sicher-
lich bei dieser Gelegenheit - was denn
sonst? - die Frage der Gasbildung oder des
Vorhandenseins von Gas eruieren und nicht
mit dem Mäntelchen der Nächstenliebe zu-
decken. Aber die untertägige Erkundung
wurde eben als das zentrale Element ange-
sehen. Dazu war es auch erforderlich - und
da kommt ja nachher möglicherweise noch
eine Frage hier aus Ihrem Katalog -: War es
denn notwendig, dass man das Erkundungs-
bergwerk so comme il faut macht, dass man
später auf dieser Grundlage auch ein End-
lagerbergwerk hätte betreiben können? Da
sage ich mal: Das sind dann auch die Berg-
behörden, die natürlich Interesse daran ha-
ben, dass ein Erkundungsbergwerk nach
Stand der Technik gemacht wird, und nicht
jetzt, dass man die Bergleute meinetwegen
da auf der Trittleiter in den Schacht steigen
lässt. Also, wenn was gemacht wird, dann
wird das ordentlich gemacht. Und ich meine,
da hätten also schon die Bergbehörden auf-
gepasst, dass da nicht irgendwie - ich sage
das jetzt mal etwas salopp - Murks gemacht
wird oder da an dieser Stelle gespart wird mit
dem Risiko, dass die Bergleute da mögli-
cherweise zu Schaden kommen.

Angelika Brunkhorst (FDP): Ich komme
noch mal auf das gleiche Datum zurück. Erst
mal die Feststellung: Es wird verschiedent-
lich die These vertreten, Erfolge bei der Er-
kundung des Salzstockes Gorleben seien für
den Entsorgungsvorsorgenachweis erforder-
lich gewesen. Und in dem von Ihnen im
Schreiben vom 13. Juni 83 verschickten Ent-
wurf der Kabinettsvorlage für die Sitzung am
13. Juli 83 - ich zitiere jetzt aus diesem
Schreiben - heißt es demgegenüber:
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Sollten die untertägigen Erkundun-
gen am Salzstock Gorleben zeigen,
dass dieser als Endlager nicht ge-
eignet ist, bedeutet dies nicht, dass
die Entsorgung nicht gesichert ist.
Vielmehr würde dies nur eine zeitli-
che Verschiebung zur Folge haben,
weil im Bedarfsfall auf der Grund-
lage von bisher durchgeführten
Untersuchungen über eignungshöf-
fige Salzformationen kurzfristig an-
dere Standorte benannt und auf-
grund der bei der Erkundung von
Gorleben gewonnenen Erfahrungen
rasch erkundet werden könnten und
die entstehende Zeitverzögerung
überbrückbar ist.

Ich zitiere hier aus MAT A 53, Band 3 S,
000301. Das ist das, was Sie hier gerade
auch gesagt haben.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja.

Angelika Brunkhorst (FDP): Aber ver-
stehe ich den Passus trotzdem jetzt auch
genau und richtig? Bedeutet dass, dass der
Entsorgungsvorsorgenachweis auch ohne
Erfolg bei der Erkundung des Salzstocks
Gorleben hätte geführt werden können?
Denn es wird ja häufig behauptet, man
musste eben schnell irgendwas vorweisen,
damit dann neue Genehmigungen erteilt
werden können.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Richtig ist - -
Das hatte ich ja sogar einleitend zitiert aus
der - und insoweit ein Stückchen Historie -
Regierungserklärung von Bundeskanzler
Schmidt, der gesagt hat:

Voraussetzung dafür

- für den begrenzten Ausbau der Kernener-
gie -

ist die Gewährleistung der Entsor-
gung. Dafür sind der Beschluß der
Regierungschefs von Bund und
Ländern … unveränderte Grund-
lage.

Die Texte könnte ich Ihnen vorlesen, das
habe ich hier auch. Aber schon damals - das
war die Regierungserklärung vom 24. No-
vember 1980, ist hier auch als Bundestags-
protokoll nachlesbar - hat der Schmidt aus
meiner Sicht völlig richtigerweise gesagt:
Hier ist ein Junktim. Wir bauen nicht Kern-
energie aus, ohne dass wir Vorsorge hin-

sichtlich der Endlagerung der dabei anfallen-
den radioaktiven Abfälle betreiben.

Wobei man ja auch sehen muss, dass
nicht nur durch den Betrieb von Kernkraft-
werken radioaktive Abfälle anfallen, wenn
auch die hochradioaktiven, sondern da gibt
es ja jede Menge Möglichkeiten, Abfälle,
allerdings weniger hochradioaktive, zu pro-
duzieren, auch in der Forschung, in der Me-
dizin usw. Und dafür muss Vorsorge getrof-
fen werden. Deswegen ja auch dann später
nicht nur die Fixierung auf Gorleben, sondern
dann durchaus richtigerweise auch die - nein,
Alternative sage ich mal nicht, aber - Ergän-
zung, die sinnvolle Ergänzung durch das
Endlagerprojekt Konrad, eine andere End-
lagerformation - geeignet. So war es damals
geplant auch für großvolumige Abfälle, die
gerade aus - so sagen wir mal - medizini-
schem Bereich kommen, also für irgendwel-
che Traceruntersuchungen oder so etwas,
die man da unterbringen konnte.

Da gibt es auch genügend Volumen-
schätzungen damals der PTB, wie das geht
und wo die dann anfallen. Auch in der Indus-
trie werden ja radioaktive Abfälle anfallen,
auch in der Medizin, umschlossene radio-
aktive Strahler für Krebstherapie usw. Das
muss ja auch alles irgendwo bleiben. Das
muss man nicht notwendigerweise in den
Salzstock Gorleben tun.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Vielen Dank. - Das Fragerecht geht jetzt an
die Linke.

Jens Petermann (DIE LINKE): Danke. -
Herr Dr. Matting, zunächst mal eine Frage,
und zwar betreffs Herrn Professor Röthe-
meyer, Dr. Illi: Wann haben Sie sich denn
zuletzt mit den beiden Herren getroffen?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Jetzt fällt es
mir schwer, das so - - Entschuldigung, das
meinen Sie ernst? Wenn ich hier scherze,
dann deswegen, weil ich die Jahrhunderte
gar nicht mehr zählen kann, die wir uns nicht
gesehen haben. Also weder telefonisch noch
persönlich sind wir uns in den letzten, was
weiß ich, mindestens zehn Jahren begegnet.
Also, weiß ich nicht.

Ich weiß auch gar nicht, wann der
Röthemeyer in Ruhestand getreten ist. Er
war ja auch mal Kollege. Er war in der Ab-
teilung tätig, in der ich auch tätig war. Wir
haben mal zusammengearbeitet. Da war er
aber im Bereich der Reaktorsicherheit tätig
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und noch nicht als Abteilungsleiter im Berei-
che der nuklearen Entsorgung.

Jens Petermann (DIE LINKE): Sie hatten
vorhin so ein bisschen zum Ausdruck ge-
bracht, dass Sie Hobbyhistoriker sind, mitt-
lerweile aber einen Großteil der Unterlagen,
die Sie im Besitz hatten, geschreddert ha-
ben. War es denn üblich damals, aus dem
Ministerium bzw. den Akten, die dort ange-
legt wurden, Bestandteile mitzunehmen und
zu sammeln?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Das ist eine
sehr gute Frage. Das wäre ein ausgespro-
chener Verstoß gegen Hausanordnungen
gewesen, wenn es sich denn um Original-
akten gehandelt hätte. Sich da Kopien mitzu-
nehmen, insbesondere von Vorgängen, die
man selber erzeugt hat, oder meinetwegen
Kopien hier von solchen offiziellen Entsor-
gungsberichten, die die Bundesregierung
gemacht hat, oder von dem von mir erwähn-
ten Sachverständigenbericht über Grund-
lagen und Praxis der Sachverständigentätig-
keit im Rahmen atomrechtlicher Genehmi-
gungs- und Aufsichtsverfahren von 79 mitzu-
nehmen, hätte ich überhaupt gar keine Be-
denken. Insoweit - - Oder wenn ich hier eine
Kopie dieser Regierungserklärung vom
Schmidt - - Das ist ein Bundestagsprotokoll,
und da habe ich mir diese Seite, weil das
eben für meine Arbeit wichtig war, damals
kopiert und mitgenommen und habe das als
so interessant und wichtig angesehen, dass
ich halt diese Sache auch mit in den Ruhe-
stand genommen habe. Wahrscheinlich hät-
ten meine Nachfahren das eines Tages wohl
verständnislos in den Ofen gesteckt, wenn
nicht - wie soll ich sagen? - dankenswerter-
weise dieser Ausschuss sich an vorange-
gangenes Tun erinnert hätte.

Jens Petermann (DIE LINKE): Sie hatten
vorhin so ein bisschen Sympathie für eine
alternative Standortsuche durchblicken las-
sen. Das ist jedenfalls hier so angekommen.
Es gibt den Bericht von 1982 zur Bewertung
von Salzformationen außerhalb Niedersach-
sens für die Errichtung von Endlagern. Das
ist MAT A 109, Band 1, Paginierung
187368 ff. In diesem Bericht werden nur
Salzformationen in Hessen und Schleswig-
Holstein betrachtet, weil es angeblich in den
anderen Bundesländern keine geeigneten
Salzstöcke gäbe. Dieser Bericht zeigt, dass
es 1982 das Bemühen gab, neben Gorleben

auch noch andere Standorte im Salz in Be-
tracht zu ziehen. Einem Vermerk ist zu ent-
nehmen, dass diese Studie offenbar auf Vor-
schlag niedersächsischer Ministerien in Auf-
trag gegeben wurde. Sagt Ihnen diese Studie
was? Können Sie sich daran erinnern?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ich sage mal
ganz klipp und klar und ohne Winkelzüge: An
diese Sache kann ich mich nicht erinnern,
kann ich mir - wie soll ich sagen? - aber auch
in diesem Zusammenhang nicht richtig vor-
stellen; denn zu der Zeit, als ich selber mal
dem Innenministerium angehörte, aber nicht
im Bereich der Entsorgung tätig war, da sind
unendlich viele Standortüberlegungen ge-
macht worden, teils in der Verantwortung des
Bundes, teils in der Verantwortung auch ge-
rade des Landes Niedersachsen. Da ist das
rauf- und runterdekliniert worden und gesiebt
worden. Und nachher hat man sich dann
eben - -

Ja gut, Sie wissen, und das ist ja auch
tausendfältig sicherlich hier im Ausschuss
rauf- und runterdiskutiert worden: Der Bund
wollte ja zunächst mal Gorleben gar nicht;
aber aus politischen Gründen wollte er das
nicht. Und sicherlich lag es nahe, auch mal
zu überlegen: Gibt es denn Salzstöcke auch
in anderen Bundesländern? Und da gibt es
natürlich Salzstöcke auch in Hessen. Der
Werra-Bereich, da weiß ich: Firma Kali +
Salz, die da - - Oder wenn man da durch-
fährt, findet man da diese Salzberge. Also
das ist insoweit bekannt. Oder, ich meine -
Entschuldigung, fällt mir gerade ein -, das
berühmte Herfa-Neurode liegt nach meiner
Erinnerung in Hessen. Und was ist das? Das
ist ein Salzstock. Und was wird da eingela-
gert? Keine radioaktiven Stoffe, sondern
Chemieabfälle. Ich weiß nicht, ob das hinrei-
chend bekannt ist, dass da Dinge - - Und die
Chemieabfälle, die giftigen Dinger, haben
überhaupt gar keine Halbwertzeit. Das, wie
gesagt, ist in Hessen. Deswegen wundert es
mich nicht, dass hier diese Anregung kommt,
aber dass sie eine Rolle gespielt hat, das
meine ich nicht.

Jens Petermann (DIE LINKE): Herr
Dr. Matting, am 17. Mai 82 hat in Ihrem Haus
ein Treffen stattgefunden, bei dem über die-
sen Bericht gesprochen wurde. Uns liegt hier
eine handschriftliche Mitschrift dieses Tref-
fens vor: MAT A 109, Band 1, Paginierung
187468. In dem Bericht werden Randbedin-
gungen formuliert unter anderem über das
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Deckgebirge. Wir haben zwei Fassungen des
Berichtes vorliegen. In der Entwurfsfassung
steht: Deckgebirgsmächtigkeit sollte circa
250 Meter betragen. Diese Fassung wurde
dann bei Ihnen diskutiert. In dem Gespräch
am 17.05.1982 bemerkte dazu Dr. Jaritz von
der BGR:

Randbedingungen der PTB für
Gorleben + Asse nicht haltbar.
(Deckgebirgsteufe)

bei 200 m Teufe bieten sich viele
Alternativen an

Darauf schreibt der Protokollant:

Änderung:

- das zweimal unterstrichen -

Randbedingung 5: ca. 250 m ->
ca. 200 m

Jaritz prüft.

Herr Matting, wie sind solche Randbedin-
gungen, von denen hier die Rede ist - man
könnte sie vielleicht auch Eignungskriterium
nennen - zustande gekommen?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Das ist auch
eine Frage, auf die ich gewartet habe, näm-
lich diese Sicherheitskriterien für die Endla-
gerung radioaktiver Abfälle in einem Berg-
werk. Bevor ich auf dieses Papier vom April
1983 eingehe, fiel mir

(Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Bitte ein biss-

chen näher ans Mikrofon!)

- ach so, Entschuldigung, ja, da habe ich es
mir zu bequem gemacht - eine Drucksache
8/3082 vom 31.07.1979 in die Hände. Da
antwortet der damalige Staatssekretär
Dr. Hartkopf unter dem 25. Juli 79, wie ge-
sagt, auf eine Frage des Abgeordneten
Ueberhorst von der SPD. Der Ueberhorst
hatte damals gefragt:

Auf welche vorliegenden
Kriterienstudien stützen sich die
geplanten Tiefbohrungen in der Re-
gion Gorleben, und welche Kriterien
müssen danach erfüllt werden, um
die Geeignetheit der Salzstöcke für
ein nukleares Endlager für hoch-
aktive Abfälle bewerten zu können?

Das ist, glaube ich, Herr Petermann, so im
Wesentlichen auch Ihre Frage. Und da zitiert
der Staatssekretär Hartkopf - 79, wie ge-
sagt - auch vier Kriterien:

1. Der Salzstock sollte durch frü-
here Bohrungen oder bergmänni-
sche Aktivitäten möglichst unbe-
rührt sein, um unkontrollierte Ein-
griffe in das System Salzstock zu
vermeiden.

Also das ist die Unberührtheit.

2. Der Salzstock sollte eine für die
Aufnahme radioaktiver Abfälle aus-
reichende Größe besitzen, die au-
ßerdem das Vorkommen mächtiger
reiner Steinsalzpartien wahrschein-
lich erscheinen lässt. Große Partien
reinen Steinsalzes werden als Vo-
raussetzung für die Einlagerung
wärmeentwickelnder Abfälle ange-
sehen.

3.

Jetzt kommt genau der Punkt:

Die Salzstockoberfläche sollte nicht
mehr als 400 m unter Gelände lie-
gen und nicht zu hoch in die ober-
flächennahen Grundwasserhori-
zonte reichen.

Also nicht mehr als 400 Meter. Das ist jetzt
natürlich - wie soll ich sagen? - nicht beliebig
präzise. Denn nicht mehr als 400 in die Tiefe,
das kann auch 1,50 Meter sein. Und das darf
sicherlich nicht. Also es darf auch nicht in die
Grundwassergeschichten kommen.

Dann gibt es noch das Kriterium 4:

Die engere Standortregion sollte
keine nutzbaren Lagerstätten (ein-
schließlich Grundwasserreserven)
enthalten.

Und der Kommentar vom Staatssekretär
Dr. Hartkopf ist:

Nach sorgfältiger Prüfung der vor-
handenen Unterlagen über nord-
deutsche Salzstöcke ergab sich,
daß der Salzstock bei Gorleben den
genannten Anforderungen genügt.

Also diese vier Dinger hier sind - so ver-
stehe ich das jedenfalls nach der histori-
schen Nachschau - die Vorläufer dieser
Sicherheitskriterien für die Endlagerung ra-
dioaktiver Abfälle in einem Bergwerk. Um da
auch diese Frage, die ja hier im Raum steht,
zu beantworten, darf ich darauf hinweisen,
dass diese Kriterien keinen bestimmten
Standort und kein bestimmtes Endlager-
medium nennen. Da ist weder vom Standort
Gorleben die Rede noch vom Standort X
oder Standort Y. Und da ist nicht von der
Endlagerformation Steinsalz oder Granit oder
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sonst wie was die Rede, sondern ganz ab-
strakt, generell. Diese Kriterien sind vom
Fachausschuss Brennstoffkreislauf des Län-
derausschusses für Atomkernenergie so
beschlossen worden. Der Fachausschuss
Brennstoffkreislauf des Länderausschusses
ist sozusagen eine Versammlung von zu-
ständigen Referatsleitern in der damaligen
Bundesrepublik. Weil das von 83 ist. Und da
ist beschlossen worden:

Die Planfeststellungsbehörden der
Bundesländer nehmen die Kriterien
zustimmend zur Kenntnis; die zu-
ständigen Behörden werden sie bei
den laufenden und zukünftigen
Planfeststellungsverfahren berück-
sichtigen.

Ich habe mich ein wenig gefragt: Was
heißt denn das so sibyllinisch: „Die Behörden
werden sie - die Kriterien - bei den laufenden
und zukünftigen Planfeststellungsverfahren
berücksichtigen“? Das kann, meine ich, nur
heißen, dass man eben auch damals - und
diese Kriterien sind von 83 -, wie mehrfach
besprochen, sich durchaus vorstellen konnte,
dass es notwendig wäre, anstelle von Gor-
leben andere Standorte oder Planfeststel-
lungsverfahren zu bedenken. Dann hatte
man hier ganz abstrakt generell für alle
Standorte, die jemals in Frage kommen
könnten, den entsprechenden Kriteriensatz.
Also nicht allein bezogen auf Gorleben, nicht
bezogen allein auf Salinar, sondern auf alle
infrage kommenden Gesteinsformationen
oder mögliche Endlagerformationen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank. - Dann geht das Fragerecht
jetzt an Bündnis 90/Die Grünen.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Herr Dr. Matting, darf ich Sie als
Erstes fragen: Waren oder sind Sie Mitglied
des Atomforums?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Nein.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Auch nicht Mitglied der AG Nu-
kleare Infrastruktur?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Nein. Ich bin
Mitglied - und das seit, ich sage natürlich mal
scherzhaft, 100 000 Jahren - in der Kern-
technischen Gesellschaft, die ja auch ir-
gendwie ein Ableger des Atomforums ist,

aber - wie soll ich sagen? - ganz andere Auf-
gaben hat. Mit dem Atomforum habe ich per-
sönlich nichts zu tun. Ich beziehe zwar die
atw, lese sie auch hin und wieder. Aber, wie
gesagt, ich bin nicht Mitglied des Atom-
forums. Das war ja die Frage, ob ich da ir-
gendwie die Dinge befördere. Das habe ich
nicht getan. Ich darf bei dieser Gelegen-
heit - - Entschuldigung, das kommt ein biss-
chen spät und vielleicht auch hier - -

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Aber nicht in meiner kurzen Fra-
gezeit, bitte. Die Frage ist beantwortet. Seien
Sie mir nicht böse, ich habe nur sieben Mi-
nuten und muss dann eine Stunde warten.

Sie haben ja diese Mitschrift oder das
Protokoll von Herrn Illi als irgendwie sachge-
recht etwas bezweifelt. Ich habe hier einen
Vermerk von Herrn Illi, also MAT A 52,
Band 5, Paginierung 207, also nicht hand-
schriftlich, sondern etwas Getipptes, Offi-
zielles. Da steht der Betreff:

Zusammenfassender Zwischenbe-
richt über bisherige Ergebnisse der
Standortuntersuchung in Gorleben

hier: Weisung des BMI zur Unter-
lassung von Hinweisen auf
die Untersuchung anderer
Standorte in der zusam-
menfassenden Bewertung
des Berichtes

Die Gesprächsteilnehmer sind dann BK:
Hanning; BMI: Matting, Bloser; BMFT: Zieg-
ler. Das endet auf der zweiten Seite - ich
zitiere jetzt - mit:

Auf der im Bezugsvorgang ge-
nannten Besprechung wurde von
BMFT, BMI und BK ein Hinweis im
Zusammenfassenden Bericht und
auf der Informationsveranstaltung
auf vorsorgliche Erkundungsmaß-
nahmen an anderen Standorten
abgelehnt. BMI äußerte diese Auf-
fassung so definitiv, daß sie als
Weisung zu verstehen war.

Neben den oben angegebenen
Anlagen liegen als Anlage 3 die
Gesprächsaufzeichnungen des
Unterzeichnenden bei.

Das ist von Herrn Illi unterzeichnet.
Also, ich glaube, dass das ziemlich klar-

macht - - Ich nehme auch an, dass Herr Illi
sich, bevor er diesen dann veränderten Zwi-
schenbericht wieder weitergeleitet hat, abge-
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sichert hat, dass hier eine Weisung die Ursa-
che für diese Veränderung war.

Haben Sie nach diesem Vermerk auch
noch Zweifel daran, dass das seine Richtig-
keit damit hat, was Herr Illi mitgeschrieben
hat?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Der Herr Illi -
das klingt jetzt also ein bisschen sehr böse.
Ich bin mit Herrn Illi immer auf - wie soll ich
sagen? - sachgerechtem Fuße gewesen,
habe also keinen Grund, jetzt hier irgendwie
nachzutreten. Er hoffentlich auch nicht.

Aber ich meine, der Herr Illi kann natürlich
schreiben, was er will. Es war mit mir nicht
abgestimmt oder - - Behaupte ich mal. Viel-
leicht habe ich es gesehen, weiß ich nicht.
Ich kenne das, was die Vorsitzende hier zi-
tiert hat, diesen handschriftlichen Vermerk.
Ich kenne die Transkription in maschinen-
schriftliche Dinge. Und eines ist überschrie-
ben mit „Protokoll“. Und da hat man dann
noch ein bisschen interpretiert. Irgendwo
steht da „interpretatorisch“, oben drüber:
Hanning, damals Oberregierungsrat im
Kanzleramt oder irgendwie sowas. Weil man
eben - -

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wir sind ja auch verwundert,
dass es kein offizielles Protokoll gibt.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Und dann gab
es eben noch zweitens diese Sache Mit-
schrift, überschrieben mit - -

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Gut, und dann gibt es eben die-
sen Vermerk.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Aber dieses
Papier, behaupte ich mal - ja, gut, es täte mir
leid, wenn es doch der Fall wäre -, kenne ich
nicht. Wer das dann möglicherweise abge-
segnet hat oder wann das entstanden ist,
wann meinetwegen dieses handschrift-
liche - -

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das müssen Sie ja auch nicht
absegnen, das ist ja innerhalb der PTB ent-
standen. Das ist ja SE 1, also Röthemeyer,
und SE 1.1, Illi. Und die haben das für sich
vermerkt in ihren Akten.

War das eigentlich üblich, dass Minister
zu Besprechungen in Behörden gehen?

Werden nicht üblicherweise die Behörden ins
Ministerium zitiert, wenn es etwas zu bere-
den gibt?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Frau Kotting-
Uhl, da darf ich mal fragen: Welcher Minis-
ter?

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ministeriale, Entschuldigung!
Ministeriale, nicht Minister. Minister war kei-
ner dabei.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Okay, gut. -
Also, wie gesagt, wir waren alle, die wir da-
mals bei dieser Besprechung zugegen wa-
ren, sogenannte Fachbeamte. Und ich bin
das auch bis zum Schluss gewesen. Ich bin
nie politischer Beamter gewesen und ge-
höre - horribile dictu, sagt man wohl - auch
keiner Partei an und habe das nie gehört, nie
angehört.

Es ist durchaus nicht immer üblich gewe-
sen, dass sich die Ministerialen - wie soll ich
sagen? - da bequem damals in Bonn auf
ihren Ledersessel gesetzt und gesagt hätten:
So, nun kommt mal alle schön her und backt
kleine Brötchen. Entschuldigung, das ist
jetzt - -

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Also es war üblich, dass man aus
dem Ministerium in die Behörden ging.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, durchaus.
Ich sage mal aus meiner eigenen Lebens-
erfahrung heraus: War auch ganz schön, mal
als Beamter ein bisschen durch die Gegend
zu reisen und sich meinetwegen die BGR in
Hannover anzugucken.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Auch so aus mehreren Ministe-
rien und aus dem Bundeskanzleramt? Also,
das muss man ja auch organisieren. Es wa-
ren ja immerhin drei wichtige Häuser, aus
denen - -

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Wir waren
damals - wie soll ich sagen? - in einem dau-
erhaften Kontakt.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Aber man hatte Sie nicht erwar-
tet?
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Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, gut, aber
das spricht ja nicht dagegen, sondern die
Situation war eben: Die Bundesregierung will
eine Kabinettvorlage und in dieser Kabinett-
vorlage eindeutig Position beziehen. Da war
natürlich bekannt - - Jetzt weiß ich nicht, ob
die PTB als die zuständige Behörde konkret
aufgefordert, beauftragt worden war: „Macht
da einen solchen Zwischenbericht!“, oder ob
sie das aus eigener Einsicht heraus gemacht
hat. Das kann ich nicht mehr rekonstruieren.
Aber nehmen wir mal an, die Bundesregie-
rung - wer auch immer - hat der PTB gesagt:
Bitte, macht einen zusammenfassenden
Zwischenbericht über den Sachstand Gor-
leben.

So. Da man ja miteinander in Verbindung
war - - Das waren ja keine abgeschotteten
Organisationseinheiten, man wusste ja von
der PTB, was ist, man hatte Beziehungen
auch zur BGR. Und wenn, wie meinetwegen
der Herr Röthemeyer damals nicht gesagt
hat, … (akustisch unverständlich), aber jetzt
irgendwie noch alternative Standorte drin,
dann, denke ich, wird das also ein anderer
aus den Ministerien erfahren haben. Und da
waren sich die zuständigen Leute einig: Die
Bundesregierung will zu dieser Frage von
Alternativen in ihrem Kabinettbeschluss
Stellung nehmen und will nicht durch eine
Fachbehörde in einem Vorgang, der ganz
spezifische Zielsetzung hatte, diese Frage
auch noch aufgeblättert haben. Ich meine,
irgendwo erscheint mir das plausibel.

Das war jetzt, ich meine, anders, als es
auch in der Öffentlichkeit und auch in dem
Papier, was der damalige Umweltminister da
ins Internet gesetzt, dass da irgendwie so ein
paar Nasenbären auf einmal durch die Tür
sprangen - juppheidi, juppheida - und hier
sagten: „Wenn ihr nicht ..., dann kriegt ihr
eine Weisung“, oder so was. So war das
nicht. Die haben also wirklich nett und, ich
sage mal auch, insoweit vertrauensvoll zu-
sammengearbeitet - selbst wenn das, was
der Herr Illi sagt, mich doch schon ein biss-
chen betroffen gemacht hat, dass er noch nie
eine so ruppige Auseinandersetzung erlebt
habe. Das ist mir nicht in Erinnerung. Und
fast, muss ich sagen, kann ich mir das auch
gar nicht vorstellen.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Danke.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank. - Damit sind wir am Ende
der ersten Berliner Runde.

Auf zur zweiten: Die CDU/CSU-Fraktion,
bitte schön, wenn Fragebedarf besteht.

Herr Monstadt fragt gerade, was denn mit
17 Uhr gewesen sei. Ich habe das sehr wohl
im Blick, dass wir jetzt 17.30 Uhr haben.
Aber solange Fragebedarf besteht, Herr
Monstadt - es war eine zarte Anfrage einer
einzelnen Vorsitzenden und eine Information
an den Ausschuss -, hat der Ausschuss na-
türlich das Recht, seinen Fragebedarf in ei-
ner solchen Runde zu stillen.

Ich will einen weiteren Hinweis geben und
würde dann darum bitten, dass man diesen
Termin dann noch ernster nimmt als den,
den ich eben genannt habe. Das ist der Ter-
min von 19.30 Uhr. Herr Dr. Matting will oder
muss einen letzten Flieger aus Berlin errei-
chen. Dann sollten wir allerspätestens um
19.30 Uhr unseren Fragebedarf zunächst
gestillt haben.

Und nun geht das Fragerecht an die
CDU/CSU-Fraktion.

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Frau Vor-
sitzende, vielen Dank. - Ich gehe davon aus,
dass wir nicht die komplette Fragezeit der
zweiten Berliner Runde brauchen. Deshalb
fange ich auch schnell an. Ich gehe auch
noch mal auf dieses sogenannte Protokoll,
die Mitschrift, diese handschriftlichen Auf-
zeichnungen - - Die haben Sie ja auch,
glaube ich, vorliegen, Herr Matting.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, die habe
ich vor.

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Wenn wir
da mal ganz zum Schluss auf die letzte Seite
gehen. Da gibt es nämlich auch ein paar
Missverständnisse hier im Ausschuss. Ich
habe aus der Mitschrift bzw. diesen Unterla-
gen ersehen, dass der Entwurf der PTB vor-
sah, die Erkundung alternativer Standorte
aufzunehmen, dass allerdings dann die an-
deren Institutionen - BGR, DBE, HMI und halt
die Bundesressorts - dagegen waren. Jetzt
stehen auf der letzten Seite, sagen wir mal,
fünf oder sechs Wortäußerungen.

Da sagt SE 1:

Die Frage der anderen Standorte
kann herausgenommen werden,
wenn die Ressorts es wünschen

Hanning: Bejaht
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Dann kommen Sie:

Wenn man von vornherein nicht sa-
gen kann, daß Gorleben nicht ge-
eignet ist, dann sollte das Abteufen
eindeutig befürwortet werden.

Ziegler: Wenn man 1992 feststellen
würde, daß Gorleben für wärme-
entwickelnde Abfälle nicht geeignet
ist, wür[de] das wegen der geringen
Mengen dieser Abfälle nicht pro-
blematisch

- Das ist nicht ganz vollständig. -

Venzlaff: Erst noch ein vergleichba-
rer

- Möglicherweise. - Dann:

Jaritz: 3 Standorte untersuchen und
dann eine Entscheidung

Hanning: Bei Vorschlag ein anderer
Standort, wird Gorleben entwertet

Matting: BMI will nicht, daß andere
Standortvorschläge in den Bericht
eingehen.

So jedenfalls die handschriftliche Aufzeich-
nung, wie ich sie lese.

Jetzt kann die Aussage von Herrn Jaritz
„3 Standorte untersuchen und dann eine
Entscheidung“ unterschiedlich gewertet wer-
den. Wenn Sie dieses Protokoll hier im Zu-
sammenhang so in der Abfolge lesen - Sie
hatten vorhin gesagt, Sie können sich an die
Sitzung selbst nicht erinnern -: Worauf be-
zieht sich dieses „3 Standorte untersuchen
und dann eine Entscheidung“? Können Sie
uns da helfen?

(Der Zeuge blättert und liest in sei-
nen Unterlagen)

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, da fühle
ich mich ziemlich am Anschlag. Ich weiß
auch nicht, welche drei Standorte das sein
sollen, die der Herr Jaritz da möglicherweise
zum damaligen Zeitpunkt in Erinnerung
hatte. Ich kann immer nur sagen, bis in die
Gegenwart hinein - na ja, gut, mit Abstri-
chen - ist immer gesagt worden: Die Eig-
nungshöffigkeit Gorleben ist gegeben. Das
haben ja selbst damals bei den Ausstiegs-
verhandlungen die Koalitionäre dann noch
mal festgestellt - ach so, hier habe ich,
glaube ich, den Vorgang auch; ja, richtig -,
dass die Eignungshöffigkeit von Gorleben
gegeben ist, selbst wenn da erst mal eine
Pause eingelegt werden soll. Dann eben das,
was der Präsident des Bundesamtes für

Strahlenschutz unter dem 15. Oktober 90
sagt, was dann vorher noch mal in einem
Entsorgungsbericht dazu gesagt wird, was
der Bundeswirtschaftsminister auch 2008
sagt.

Alle sagen, bis fast in die Gegenwart hi-
nein, die Eignungshöffigkeit Gorleben sei
gegeben, und deswegen konzentriert euch
auf das Nächstliegende; seht zu, dass ihr
Land gewinnt, seht zu, dass ihr, ohne die
Sicherheit dranzugeben - ohne die Sicherheit
dranzugeben -, zu einem Endlager kommt.

Und ich sage jetzt mal - und ich meine,
ich sehe das als Fußnote, und Sie mögen
darüber weghören -: Ich meine, wenn jetzt
bis zum Jahre 2021 tatsächlich ausgestiegen
werden sollte, stellt sich ja, meine ich, auch
die Endlagerproblematik ganz anders. Da
sind ja die Volumina ganz anders. Da muss
man ja - wie soll ich sagen? - ganz andere
Planungshorizonte oder kann man ganz an-
dere Planungshorizonte bedenken und er-
denken als das, was damals, na ja, zur
Boomzeit der Kernenergie da gedacht wor-
den war. Also, ich meine, insoweit ist für
mich einfach die Frage als an dieser Stelle
Staatsbürger, nicht mehr als Beamter: Muss
man hier nicht sowieso die Gedanken ganz
neu sortieren?

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Um noch
mal auf Herrn Jaritz zurückzukommen: Ich
gehe davon aus, dass Sie Herrn Jaritz ge-
kannt haben.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, ja.

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Ist Ihnen
noch erinnerlich, dass er an irgendeiner
Stelle mal die Parallelerkundung, nenne ich
es jetzt mal, alternativer Standorte zu Gor-
leben gefordert hat?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, ich
streite das nicht ab oder kann mich seriös
dazu nicht abschließend äußern. Ich habe
hier - da müsste ich nur mal schnell gucken -
ein Vortragsmanuskript - auch sehr lesens-
wert zu lesen, auch vom Juli 81, also durch-
aus in der Zeit, über die wir hier reden - von
dem damaligen - ja, was war es denn - min-
destens hier doch Abteilungsleiter und, ich
meine, Vorgesetzten von Herrn Jaritz, näm-
lich dem Professor Dr. Helmut Venzlaff, Lei-
tender Direktor bei der BGR in Hannover, der
also - - Da heißt es hier:
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Wir sind oft gefragt worden, ob es
denn nicht besser wäre, mehrere
Salzstöcke gleichzeitig zu untersu-
chen und dann den geeignetsten
auszuwählen. Vom wissenschaftli-
chen Ansatz her wäre das ganz be-
stimmt besser. Jedoch sprechen
eine Reihe praktischer Gründe da-
gegen.

Zum Ersten hat bisher in der Bun-
desrepublik nur eine Landesregie-
rung, die von Niedersachsen, einen
Standort zur Untersuchung freige-
geben, und da der Salzstock von
Gorleben zu den eignungshöffigen
gehörte, hat sich die Bundesregie-
rung entschlossen, ihn näher zu
untersuchen. Es muss bezweifelt
werden, ob es politisch durchsetz-
bar gewesen wäre, wenn der Bund
darauf bestanden hätte, mehr als
einen Standort freizubekommen
und erst dann mit den Untersu-
chungen anzufangen.

Zum Zweiten fehlen bundesweit
Fachleute, die für die Salzstock-
untersuchung eingesetzt werden
können. An keiner deutschen Uni-
versität werden Salzgeologen aus-
gebildet. Bergwerke zum Sammeln
der unbedingt notwendigen prakti-
schen Erfahrungen sind rar. Ge-
nauso selten findet man Salz-
mechaniker, Salzmineralogen und
Petrografen.

Na ja, usw. Entschuldigung; ich will Sie hier
nicht langweilen. Aber - - Ach so:

Zum Dritten gehört zu einem ernst-
haften Vergleich von Salzstöcken
auch die Kenntnis ihres Innenaus-
baus, der aber, wie oben ausge-
führt, nur durch eine untertägige Er-
schließung durch einen Schacht
festgestellt werden kann.

Die gleichzeitige untertägige Erkun-
dung von, sagen wir, drei Salzstö-
cken wäre aber so personal- und
geldaufwendig, dass es unter den
gegebenen personellen und finan-
ziellen Bedingungen realistischer
erscheint, den einzigen bisher zur
Erkundung freigegebenen Salz-
stock daraufhin zu untersuchen, ob
er und wofür er geeignet ist, und
erst, wenn sich zeigen sollte, dass
er total ungeeignet ist, mit der Un-
tersuchung weiterer Standorte zu
beginnen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herr Dr. Matting, können Sie freundlicher-
weise noch mal sagen, woraus Sie zitiert
haben?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Das mache
ich gerne. Das ist ein Fachseminar der
Kerntechnischen Gesellschaft, Stuttgart, 3.
und 4. Juli 1981, Geologische Aspekte der
Endlagerung von Salzstöcken, H. Venzlaff.
Den „Professor Dr. Helmut“ habe ich dazu-
gesetzt, weil ich da nämlich mal nachgeguckt
habe, weil mir die damalige Funktion nicht so
genau mehr in Erinnerung war, und ich weiß
dadurch, dass ich die Firma Google benötigt
habe, dass der Herr Venzlaff so natürlich
auch gehörig ins Kreuzfeuer der Kritik gera-
ten war. Wie das immer so ist: Wenn einer
eine Meinung hat, gibt es genügend andere,
die eine gegenteilige Meinung haben. Also,
das ist jedenfalls das - -

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Die
Abgeordneten hätten die Bitte, dass ihnen
dieses Dokument zur Verfügung gestellt wird.
Würden Sie erlauben, dass wir das von Ih-
nen bekommen zur Kopie? Dann würden wir
Ihnen selbstverständlich Ihr Original wieder
mitgeben.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Das - - Ja,
hier sind - -

Ute Vogt (SPD): Oder Sie nennen uns
die Fundstelle, wenn Sie es handschriftlich - -

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Nein, eine
Fundstelle habe ich nicht, weil ich das Ding
so erhalten habe. Das hat Herr Venzlaff da-
mals bei diesem Seminar verteilt, und ein
Mitarbeiter von mir war da und hat ein sol-
ches oder dieses Exemplar in Empfang ge-
nommen.

So. Ich meine, hier sind ein paar Annota-
tionen drin. Aber ich meine, ich habe da na-
türlich überhaupt nichts dagegen. Ich meine,
das ist ein öffentlich gehaltener Vortrag,
und - - Okay. Also, wer will es haben?

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Dann würde ein Mitarbeiter des Sekretariats
das Exemplar kurz kopieren und Ihnen dann
unmittelbar natürlich wiedergeben.
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Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ach so. Vom
Inhaltlichen habe ich überhaupt gar keine
Bedenken.

(Ute Vogt (SPD): Nein, nur dass
man es weiß!)

Also, wenn das Interesse besteht - -

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Ge-
nau. - Dann ist jetzt wieder die CDU/CSU-
Fraktion mit der Frage dran.

(Der Zeuge übergibt RD Dr. Tilman
Hoppe (BT) Unterlagen)

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Ich will es
mal abkürzen und auf die beiden Minister-
vorlagen, die ich Ihnen ja habe überreichen
lassen, noch mal zurückkommen.

Ich würde diese Vorgänge von wegen
Betrachtung der Erkundung alternativer
Standorte oder überhaupt die Überlegung,
alternative Standorte zu Gorleben zu erkun-
den, so zusammenfassen, dass das in den
besagten Jahren, in der ersten Hälfte der
80er-Jahre, im Prinzip bei allen Entscheidun-
gen mitberücksichtigt wurde, dass man aller-
dings - so eben auch bei der Abfassung des
Zwischenberichts oder der Kabinettsent-
scheidung vom 17. Juli 83 - wegen der Er-
kundungsergebnisse im Salzstock Gorleben,
die jeweils nicht an der Eignungshöffigkeit
haben zweifeln lassen, die Erkundung ande-
rer Standorte zurückgestellt hat, aber parallel
trotzdem kontinuierlich Alternativen geprüft
hat, zum Beispiel in Form von Studien. Das
haben wir ja in der Ministervorlage ausführ-
lich dargestellt gesehen.

Ist diese von mir jetzt getätigte Zusam-
menfassung aus Ihrer Sicht richtig, oder kön-
nen Sie sich dem anschließen, Herr Matting?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Herr Paul, das
ist absolut richtig. Es war - wie soll ich sa-
gen? - so eine Art - na ja, nehmen Sie es mir
nicht übel - Standarddenke: Gorleben ja,
und - irgendwo habe ich auch schöne Texte,
die ich hier verlesen könnte - die Erkundung
ist noch nicht Errichtung des Endlagers.

So. Es sollte erst mal erkundet werden
auf der Basis, dass sich - bis auf einige Aus-
nahmen, die heute schon genannt worden
sind: Grimmel, Herrmann, Duphorn - eigent-
lich alle Fachleute, jedenfalls auch die Fach-
leute, die maßgeblich für die Bundesregie-
rung waren, und dazu gehörte auch der Herr
Röthemeyer, der ausdrücklich gesagt hat, er

hatte keinen Zweifel an der Eignungs-
höffigkeit Gorleben - - Und ich meine, auch
der Herr Herrmann, der anfänglich da Be-
denken hatte, ist später an die Seite von
Röthemeyer getreten. Röthemeyers Motiv,
für die Erkundung weiterer Standorte einzu-
treten, war eben: Die Kapazität Gorleben
könnte zu klein sein. Mit dem Argument habe
ich mich vorhin schon beschäftigt. Aber sonst
waren alle maßgeblichen Leute - -

Und ich sage mal: Für das BMI bzw. das
BMU war natürlich auch in hohem Maße das
maßgeblich, was die diese Ministerien bera-
tende Reaktor-Sicherheitskommission gege-
ben hat, die sich also wirklich sorgfältig
mehrfach und verantwortungsbewusst, wie
ich meine, mit diesem Gesamtkomplex aus-
einandergesetzt hat. Von daher war jeden-
falls aus meiner Sicht also wirklich ein be-
gründeter Zweifel, dass hier unseriös ge-
arbeitet wird, nicht angebracht.

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Ja, vielen
Dank. - Ich würde mich jetzt einem letzten
Komplex zuwenden.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Und deswe-
gen - - Entschuldigung, nur einen ganz kur-
zen Satz noch.

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Ja, bitte.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Aber gleich-
wohl, obwohl man keinen Zweifel hatte, sind
bis in die 90er-Jahre hinein diese Parallel-
betrachtungen gemacht worden, vorsorglich
für den Fall, und - das habe ich schon min-
destens zweimal gesagt - nach der deut-
schen Wiedervereinigung auch in die neuen
Bundesgebiete mit hinein.

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Ja, vielen
Dank. Ich glaube, den Themenkomplex kön-
nen wir abschließen.

Ein letzter Komplex; den haben wir heute
Morgen bei der Vernehmung des anderen
Zeugen schon mal angesprochen. Das ist
nämlich die Rechtsfrage, ob für die Erkun-
dung Gorlebens Bergrecht oder Atomrecht
anzuwenden ist. Jetzt weiß ich, dass Sie,
Herr Matting, ja kein Jurist sind, aber wenige
Wochen, nachdem Sie ja jetzt in die Position,
nämlich für die Endlagerung zuständig zu
sein, gekommen sind, nämlich im Fe-
bruar 82, hat ja der Innenminister Baum dem
Land Niedersachsen die Position des Bun-
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des mitgeteilt, dass Bergrecht zugrunde zu
legen ist. Können Sie sich an die Auseinan-
dersetzung, welche Rechtsgrundlage die
richtige ist, erinnern?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, gut, ich
bin kein Jurist; das haben Sie also völlig rich-
tig gesagt. Aber es gibt hier - ich muss das
immer nur finden - zum Beispiel einen Be-
richt der Bundesregierung an den Deutschen
Bundestag - also insoweit auch in Ihrem Ar-
chiv zu finden - zur Entsorgung der Kern-
kraftwerke und anderer kerntechnischer Ein-
richtungen aus dem Jahre 1988. Und da gibt
es - da habe ich mir so ein Zettelchen dran-
gemacht, aber es gibt auch andere Fund-
stellen - eine Anlage 7, und ich lese jetzt
einfach mal und hoffe, dass das richtig ist:

Auszug aus dem Beschlußprotokoll
der Sitzung des Länderausschus-
ses für Atomkernenergie - Haupt-
ausschuss - am 11./12. August
1983

83, also durchaus im Rahmen des Zeithori-
zonts, über den wir hier die ganze Zeit re-
den. - Und da heißt dieser TOP:

Genehmigungsrechtliche Behand-
lung der untertägigen Erkundung
des Salzstockes Gorleben

Der Länderausschuß nimmt den
Beschluß des Fachausschusses
Recht

- also Fachausschuss Recht -

zustimmend zur Kenntnis.

Und da kommt der Beschluss des Fachaus-
schusses Recht:

Der Fachausschuß Recht ist der
Auffassung, dass für die untertägige
Erkundung des Salzstockes bei
Gorleben die Vorschriften des Berg-
und Tiefspeicherrechts, nicht aber
die Vorschriften über die atomrecht-
liche Planfeststellung (§ 9 b AtG)
einschlägig sind. Für die Abgren-
zung zwischen planfeststellungs-
pflichtigen Errichtungsmaßnahmen
und nicht planfeststellungspflichti-
gen Erkundungsmaßnahmen
kommt es seiner Auffassung nach
nicht nur auf objektive Kriterien,
sondern maßgeblich auf das mit ei-
ner bestimmten Maßnahme ver-
folgte Ziel an. Der Beginn der Er-
richtung einer Anlage setzt als
subjektives Element voraus, daß
schon eine Entscheidung des An-

tragstellers vorliegt, an einem be-
stimmten Standort ein Bundesend-
lager zu errichten. Bei der gegebe-
nen Sachlage ist davon auszuge-
hen, dass die Frage des „Ob“ einer
Errichtung eines Bundesendlagers
am Standort Gorleben noch nicht
entschieden ist, sondern daß diese
Entscheidung vom Ergebnis der
untertägigen Erkundung des Salz-
stockes abhängt.

So. Das war immer die Rede: Wir müssen
erkunden. Dazu ist es erforderlich, ein Er-
kundungsbergwerk zu machen. - Und selbst
wenn bestimmte Dinge des Erkundungs-
bergwerkes, ich sage mal, etwas dauerhafte-
rer Natur sind, ist und bleibt es ein Erkun-
dungsbergwerk, sodass das - so jedenfalls
die einhellige Meinung aller Juristen hier der
damaligen Bundesrepublik - nach Bergrecht
zu gehen hat. Und da habe ich vorhin schon
ausgeführt, dass selbstverständlich die
Bergbehörden Wert darauf legen, dass die
Sicherheitsvorschriften auch konventioneller
Bergwerke eingehalten werden und nicht da
irgendwie - wie soll ich sagen? - eine Tritt-
leiter angelegt wird, um die Bergleute da in
die Tiefe zu lassen.

Also, das muss schon lege artis gemacht
werden, und die Rechtsgrundlage, wie ge-
sagt, war nicht nur die Erfindung der damali-
gen Bundesregierung oder so, sondern man
hat sich vollständig und bewusst abgestimmt
mit den Ländern, die ja nun auch über gute
Juristen verfügen.

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Vielen
Dank für den Hinweis. Das hatten wir, glaube
ich, bisher noch gar nicht, dass nämlich ja
Bund und Länder einvernehmlich diese
Rechtsauffassung zu guter Letzt geteilt ha-
ben, die ja dann auch vom Bundesverwal-
tungsgericht in zwei Entscheidungen auch
bestätigt wurde.

Ich muss aber noch mal fragen, ob Sie
aus eigenem Erleben im Bundesinnenminis-
terium das Ringen sozusagen um die Posi-
tion mitbekommen haben. Wir haben nämlich
aus den Unterlagen entnommen, dass die
Frage Bergrecht/Atomrecht, wie das bei ju-
ristischen Sachverhalten öfter mal so ist,
unterschiedlich gesehen wurde; es gab auch
unterschiedliche Gutachten, und zu guter
Letzt hat sich Minister Baum der Auffassung
angeschlossen, die ja jetzt auch, wie Sie
zutreffend ja geschildert haben, die Meinung
der Fachjuristen deutschlandweit und die des
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Bundesverwaltungsgerichts war. Aber dieses
Ringen um die Position im BMI: Können Sie
aus eigenem Erleben etwas dazu sagen?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, wenn
ich hier einen etwas makabren Scherz ma-
chen darf, dann hätten Sie ja heute Vormittag
Gelegenheit gehabt, den zuständigen Juris-
ten diesbezüglich zu befragen, der, meine
ich, zu dieser Zeit der zuständige Leiter des
Rechtsreferates war, wenn ich das noch
richtig in Erinnerung habe.

(Ute Vogt (SPD): Das haben wir ja
getan!)

- Bitte? - Haben Sie getan, ja.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Das
ist erfolgt; aber wir hören immer mal mehrere
Zeugen zur selben Frage. So ist das bei so
einem Ausschuss.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Okay. - Also,
die Meinung des nicht kompetenten Juristen
habe ich hier vorgelesen als den Beschluss
des Länderausschusses, und der war damals
einvernehmlich gefasst worden. Und das war
in der Tat die Grundlage für das weitere
Verwaltungshandeln, dass das auf der
Grundlage des Bergrechtes gemacht wird.

Und da gibt es noch eine andere Stelle,
die ich aber so schnell nicht finde, die das
aber im Grunde mit derselben Zielsetzung
formuliert: Bergrecht für Erkundung, und die
Erkundung muss erst auf dieser Grundlage
abgeschlossen werden. Dann kommt das
Planfeststellungsverfahren, und da läuft das
dann nach einer anderen Melodie.

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Sehen Sie
es mir nach, Herr Matting, dass ich noch mal
nachsetze. Meine Frage war, ob Sie aus
eigenem Erleben dieses Ringen um die rich-
tige Position in der Rechtsfrage erlebt haben.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, dann
sage ich: Ich bin erst Anfang 82 überhaupt
dazugekommen. Und da Sie richtig festge-
stellt haben, dass ich kein Jurist bin, war ich,
glaube ich, an der Beschlussfassung des
Rechtsausschusses auch nicht beteiligt. Aber
dass es da innerhalb des BMI - damals BMI -
irgendwelche Kontroversen gegeben hätte,
dass einer - wie soll ich sagen? - gesagt hat:
„Jetzt gehe ich vorzeitig in Pension, wenn
das nicht anders umgedreht wird“, das meine
ich definitiv ausschließen zu können.

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Gut. -
Dann haben wir vonseiten der Union keine
Fragen mehr.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Dann geht das Fragerecht an die SPD.

Ute Vogt (SPD): Ja, danke schön. - Herr
Dr. Matting, Fakt ist ja, dass in dem PTB-
Bericht in der Fassung vor Mai 83 noch der
Absatz drin war, in dem man darauf Bezug
nahm, dass empfohlen wird, auch alternative
Standorte zu suchen. Und wenn man das
dann mit der Kabinettsvorlage vergleicht,
dann steht in der Kabinettsvorlage eindeutig,
dass die alternative Erkundung anderer
Salzstöcke nicht erforderlich ist.

Und jetzt verstehe ich nicht, warum man
nicht dem Kabinett eine solche Entscheidung
überlassen konnte. Das Kabinett muss ja
aufgrund von wissenschaftlicher Grund-
lage - - Und das ist ja eher die PTB, als dass
es die Ministerien sind in dem Fall, was die
Fachlichkeit der wissenschaftlichen Seite
angeht. Was gab es für Gründe, dass man
nicht dem Kabinett selbst die Entscheidung
überlassen hat, ob man eine alternative
Standortsuche mit aufnimmt oder nicht?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, wenn
ich Ihre Aufmerksamkeit noch mal auf die
Kabinettgeschichte lenke; Ziffer 6, erster
Absatz heißt:

Aufgrund der … Eignungshöffigkeit
des Salzstocks Gorleben ist derzeit

- notabene: derzeit -

die Erkundung anderer Salzstöcke
nicht erforderlich.

Das heißt im Umkehrschluss: Es mögen
andere Zeiten kommen, bei denen das erfor-
derlich wird. - Und insoweit hat sich das Ka-
binett - wie soll ich sagen? - durchaus offen
gezeigt für weitergehende Entwicklungen,
hat sich nicht da eindeutig festgelegt: Gor-
leben, und nur Gorleben, und wenn nicht
Gorleben, dann - was weiß ich wie - zieht die
Bundeswehr in Niedersachsen ein. So ist das
ja nicht gewesen.

Ute Vogt (SPD): Aber man kann ja zu der
Auffassung gelangen, dass man das Beste
und das Sicherste nur findet, wenn man
mehrere Standorte vergleicht, und Sie haben
ja vorhin selbst Herrn Venzlaff zitiert, der
gesagt hat, vom wissenschaftlichen Ansatz



1. Untersuchungsausschuss 78
[41. Sitzung am 12.05.2011 - Sitzungsteil Zeugenvernehmung, I: Öffentlich] - endgültig

DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST

her wäre es sicher besser gewesen - so
habe ich das verstanden -, wenn man Alter-
nativen parallel geprüft hätte. Was hat Sie
selbst in dem Gespräch vom 11.05.83 bewo-
gen, deutlich zu machen, dass das In-Aus-
sicht-Nehmen der Untersuchung anderer
Standorte nicht angesprochen werden soll?
Was hat Sie dazu bewogen, diese Aussage
zu treffen? Hat der - -

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, ich meine,
ich drehe mich jetzt, fürchte ich, ein wenig im
Kreise. Es war die feste Überzeugung der
beteiligten Fachleute - jedenfalls der über-
wiegenden Zahl der beteiligten Fachleute -,
dass die Eignungshöffigkeit Gorleben gege-
ben ist. - So. Und jetzt bin ich - und bitte
nehmen Sie mir das wirklich ab - weit von der
Mentalität entfernt - damals und auch heute
noch -, dass diese Parole „Augen zu und
durch“ in irgendeiner Weise Realität werden
darf. Das war nie der Fall, und das ist nach
meiner besten Erinnerung auch bei keinem
Minister, den ich erlebt habe - und ich habe
etliche erlebt, anfangen vom Genscher bis
Trittin -, der Fall gewesen, dass jetzt diese
Parole „Augen zu und durch“ wirklich ange-
wendet werden sollte - bei keinem.

Und da ich ja wusste, es gibt Untersu-
chungen zu Alternativen, und ich weiß, dass
es Zwischenlagermöglichkeiten gibt und
wenn die erschöpft sind, dass man im Zwei-
felsfalle die relativ schnell als Überbrü-
ckungsmaßnahme erfinden kann, sah ich
keine Notwendigkeit. Und das ist ja also
mehrfach auch gesagt worden, dass ein
Zeitdruck nicht besteht - jedenfalls nicht ein
solcher Zeitdruck, der irgendwelche Risiken
akzeptieren ließe. Das war nicht der Fall.

Und meine Auffassung war: Wenn denn
die Fachwelt der Meinung ist, die
Eignungshöffigkeit Gorleben sei gegeben, ja,
dann lasst sie doch mal die Sache wirklich
lege artis untersuchen.

Ute Vogt (SPD): Es gibt - -

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Und die Frage
ist - ich meine, Entschuldigung, auch eine ein
bisschen rhetorische Frage; ich gebe das ja
sofort zu -: Wie soll es möglich sein, den
besten Standort überhaupt in Erfahrung zu
bringen? Ich meine, es gibt möglicherweise -
was weiß ich, wie - 50 Standorte, die infrage
kommen. Sollen an allen Standorten - weiß
ich - Tiefbohrungen mit Bergwerken usw.
gemacht werden, um dann nachher in einem

Auswahlprozess, der dann in - was weiß ich,
wie - 73 Jahren zu Ende ist, zu dem Ergebnis
zu kommen: Ja, Gorleben war doch der
beste?

Ute Vogt (SPD): Ich meine, ich darf da-
rauf hinweisen - nur als Nebenbemerkung -,
dass in der Schweiz genau dieses Verfahren,
nämlich mehrere Standorte zu untersuchen,
um dann am Ende einen besten zu finden,
durchgeführt wird - nicht mit 50, aber immer-
hin mit zweimal drei Standorten.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja.

Ute Vogt (SPD): Ich habe genau zu dem
Punkt noch mal eine Frage: MAT A 99,
Band 13, Paginierung 087274 f. Da geht es
um ein Schreiben, was der Herr Ziegler an
Sie gerichtet hat am 20. Juni 1983, und da
geht es genau um die Frage: Was ist eigent-
lich die Idee der Standortsuche? Und das
Ziel, das Herr Ziegler Ihnen schreibt, heißt -
ich zitiere -:

Die politische Zielvorgabe läuft da-
rauf hinaus, ein im Rahmen der
Schutzziele hinreichend sicheres
Lager zügig zu errichten. Es geht
nicht um das best-denkbare Endla-
ger irgendwann.

Und das weist für mich darauf hin, dass hier
die Schnelligkeit wichtiger war als die Si-
cherheit.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, ich will
nicht widersprechen, dass man das in die-
sem Sinne möglicherweise verstehen kann.
Ich kenne diese Passage. Aber - -

Ute Vogt (SPD): Darf ich fragen, woher?
Haben Sie die noch in Erinnerung?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja.

Ute Vogt (SPD): Schön.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, ich weiß,
das war - - Und möglicherweise habe ich
auch von dieser Sache eine Kopie. Sie wis-
sen, ein paar Kopien habe ich.

Ute Vogt (SPD): Mir ist immer noch nicht
klar, woher die alle sind, aber - -

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Was, die Ko-
pien?
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Ute Vogt (SPD): Das können wir noch
mal später vertiefen.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, okay. -
Also, das ist die Meinung des Herrn Ziegler
gewesen: nicht übers Knie brechen, aber
zügig die Sache realisieren und jede unnö-
tige Verzögerung vermeiden. Ich verstehe
den Herrn Ziegler, den ich lange genug
kenne, wenn ich ihn auch zig Jahre nicht
mehr gesehen habe. Er ist ja dann auch,
meine ich, aus dem Forschungsministerium
ausgestiegen. Ich meine, Sie haben ihn ja
vor Kurzem einvernommen. Da hat er mög-
licherweise seine Vita hier noch mal ausge-
breitet. Er ist ja dann in einem ganz anderen
Bereich tätig gewesen.

Ute Vogt (SPD): Ja, ist uns bekannt,
danke.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Und ich habe
ihn seitdem nicht mehr erlebt; weiß das nicht.
Aber ich meine, dass der Ziegler jetzt hier
irgendwie so einer dieser Stürmer und Drän-
ger wäre und gesagt hätte: „Mensch, küm-
mert euch doch nicht um die Sicherheit; seht,
dass ihr vorankommt“, ich meine, so nach
dieser Parole „Augen zu und durch“, also, die
Auffassung teile ich nicht.

Und Politik: Ja, natürlich war es - ich habe
es ja mehrfach gesagt - Linie der Politik.
Erstens, ich meine, hat ja schon der Kanzler
Schmidt gesagt - ich habe es ja vorhin vor-
gelesen -: Kernenergie, ja. Niedersachsen
hat „Kernenergie, ja“ gesagt.

Ute Vogt (SPD): Ja, das bestreitet ja
niemand. Es geht ja jetzt nur um die Frage,
warum Sie auf alternative Standortsuchen
verzichtet haben.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Richtig.

Ute Vogt (SPD): Und in dem Schreiben
von Herrn Dr. Ziegler an Sie heißt es dann
unter anderem unter Nr. 4:

Politische Last der Standortbereit-
stellung

Und dann führt er aus, dass ein Vergleich der
verschiedenen Standorte zu einem Entschei-
dungsdilemma führen würde.

Jetzt frage ich Sie: Wollten Sie damals
quasi das Kabinett davor bewahren, zwi-
schen verschiedenen Standorten entschei-

den zu müssen? So verstehe ich nämlich das
Schreiben von Herrn Ziegler an Sie.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, meinet-
wegen. Da hätten Sie ihn persönlich fragen
müssen. Für mich ist die Sache sonnenklar,
nämlich - aber ich wiederhole mich und
drehe mich im Kreise -: Solange Zweifel an
der Eignungshöffigkeit Gorleben nicht gege-
ben ist und der Standort akzeptiert ist, so-
wohl in Niedersachsen wie im Kreis Lüchow-
Dannenberg, werden - -

Ute Vogt (SPD): Haben Sie den Ein-
druck, dass der Standort - - Nein.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Bitte?

Ute Vogt (SPD): Ich würde noch mal gern
wissen: Haben Sie diesen Vermerk von
Herrn Dr. Ziegler an Sie beantwortet, oder
haben Sie darauf reagiert?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, das
kriege ich nicht mehr zusammen. Nein, sorry.
Ich - -

Ute Vogt (SPD): Also, an den Vermerk
erinnern Sie sich, aber nicht daran, wie Sie
darauf reagiert haben?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, ich
meine, mich - - Gerade diese Formulierung:
„Es kommt nicht darauf an, den best-geeig-
neten zu finden, sondern einen hinreichend
sicheren“ - - Und was immer das dann heißt,
das müsste eben berechnet werden. Ich
meine, gerade für Salzformationen ist das ja
versucht worden. Da gibt es ja also große
auch wissenschaftliche Abhandlungen.

Ute Vogt (SPD): Ja, aber das ist doch
genau die spannende Frage. Also bei einem
so hochgefährlichen Stoff: Reicht Ihnen da
„hinreichend sicher“?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Das Wort
„hinreichend sicher“ reicht mir natürlich nicht,
solange das nicht quantifiziert wird. Aber was
heißt denn das?

Ute Vogt (SPD): Wie wurde es denn
dann quantifiziert damals?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja.



1. Untersuchungsausschuss 80
[41. Sitzung am 12.05.2011 - Sitzungsteil Zeugenvernehmung, I: Öffentlich] - endgültig

DEUTSCHER BUNDESTAG - STENOGRAFISCHER DIENST

Ute Vogt (SPD): Wie?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ich meine, es
gibt ja Berechnungsverfahren. Der Professor
Memmert aus Berlin hat ja da große Berech-
nungen angestellt und war in der Lage und
wäre auch heute in der Lage - ich weiß gar
nicht, ob der noch lebt -, da Modelle zu erfin-
den, wenn Wasser zutritt. Da ist nach meiner
Erinnerung ja sogar überlegt worden - - Aber
das kenne ich nur qualitativ, weil ich es sel-
ber nicht gemacht habe. Selbst wenn der
Salzstock Gorleben überflutet würde durch -
weiß ich - Klimaveränderung oder Eiszeit
oder sonst wie was, kam er zu der Aussage:
Da passiert überhaupt nichts. - So. Und dann
hat man ja auch durch Tiefbohrungen festge-
stellt, was da an Laugen ist, das Alter der
Laugen festgestellt, und ist zu der Erkenntnis
gekommen, dass das Alter dieser Wässer so
groß ist, dass also in einer Million von Jahren
diese Wässer nicht an die Erdoberfläche
kommen.

So. Und ich meine, da gibt es durchaus
quantitative Überlegungen. Das ist nicht nur
der feuchte Finger, den man da irgendwo in
einen unbestimmten Wind hält und dann
sagt: Okay, das ist hinreichend sicher. - Da
gibt es mathematisch-quantitative Ansätze,
und dazu ist es eben erforderlich, untertägige
Erkundungen durchzuführen, aber eben
auch Untersuchungen von über Tage aus.

Ute Vogt (SPD): Danke schön.

Sebastian Edathy (SPD): Herr
Dr. Matting, ich finde ja übrigens, Sie sind
bemerkenswert gut vorbereitet. Es fällt schon
auf. Ich fand es interessant, dass Sie sich an
eine konkrete Passage eines Schreibens von
Herrn Ziegler an Sie vom Juni 83 erinnern
können, aber an ein Gespräch bei der PTB,
bei dem es wohl hoch hergegangen sein
muss, aus dem Mai 83 nicht.

Ich will mal konkret nachfragen. Sie ha-
ben sich vorhin bezogen auf Notizen von
Herrn Illi. Und dann haben Sie gesagt - ich
habe das mitgeschrieben -: Ich kenne auch
eine Transkription. - Welche Transkription
von Notizen von Herrn Illi kennen Sie denn?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also - -

Sebastian Edathy (SPD): Haben Sie ein
Papier da, das eine Transkription beinhaltet?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja. Ich habe
also das Original - kaum lesbar.

Sebastian Edathy (SPD): Genau.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Und dann
habe ich eine Sache, die heißt „Protokoll“.
Und dann habe ich eine Sache, die heißt
„Mitschrift“.

Sebastian Edathy (SPD): In Maschinen-
schrift?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: In Maschi-
nenschrift.

Sebastian Edathy (SPD): Woher haben
Sie das denn?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Das ist mir
möglicherweise mal im BMU übergeben wor-
den. Ich habe mich da auch mal erkundigt.

Sebastian Edathy (SPD): Möglicher-
weise im BMU übergeben worden? Wann?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ich bin einmal
da gewesen und habe da Unterlagen einge-
sehen und - -

Sebastian Edathy (SPD): Wann war das
ungefähr?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Was mag das
her sein? Vierteljahr oder so was. Denn ich
hatte nicht und habe mir das bei der damali-
gen Gelegenheit geben lassen, diesen Zwi-
schenbericht der PTB. Den hatte ich nicht.

Sebastian Edathy (SPD): Ich will nur da-
rauf hinweisen, dass die Transkription des-
sen, was Herr Illi handschriftlich notiert hat,
hier eigens für den Untersuchungsausschuss
angefertigt worden ist und nicht etwa Be-
standteil gewesen wäre dessen, was im In-
ternet zu finden war.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Nein, nein,
das ist schon richtig. Das habe ich auch nicht
aus dem Internet. Aus dem Internet habe ich
die handschriftliche Version.

Sebastian Edathy (SPD): Das Hand-
schriftliche. Das andere haben Sie aus dem
BMU, ja. - Ich will noch mal ganz kurz - ich
habe auch noch ein paar inhaltliche Fragen -
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zurückkommen auf die Eingangsfrage der
Kollegin Vogt, die sich an Sie gewandt hat
mit der Frage, wie Sie sich vorbereitet haben.
Kennen Sie ein Mitglied dieses Untersu-
chungsausschusses aus eigener beruflicher
Erfahrung?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja.

Sebastian Edathy (SPD): Handelt es
sich um den Kollegen Paul?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja.

Sebastian Edathy (SPD): Waren Sie zu-
sammen mit Herrn Paul einige Jahre in der-
selben Unterabteilung des BMU, Nukleare
Entsorgung?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja.

Sebastian Edathy (SPD): Haben Sie im
Vorfeld Ihrer heutigen Befragung in irgend-
einer Form - und wenn ja, in welcher - Kon-
takt zu Herrn Paul gehabt?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Nein, um
ebenso kurz zu antworten. Meinetwegen
hebe ich hier sämtliche Schwurhände.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Bitte machen Sie - -

Sebastian Edathy (SPD): Nein, es ist
okay. Damit ist die Frage beantwortet.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Bitte machen Sie das Mikrofon an. Sie haben
gerade das Mikrofon ausgemacht, glaube
ich. - Genau. - Und wenn Sie mit Nein ge-
antwortet haben - -

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, definitiv.
Und wir sind nicht versippt und nicht ver-
schwägert. Herr Paul wird Ihnen das gerne
bestätigen. Wir haben uns jahrelang gesehen
und - ja, wie soll ich sagen? - gut zusam-
mengearbeitet. Aber ich habe wirklich - - Ich
weiß nicht, wie viele Jahre, Herr Paul, wir
uns nicht mehr über den Weg gelaufen sind.
Jedenfalls seitdem Sie hier im Bundestag
sind - -

Sebastian Edathy (SPD): Wenn Sie sa-
gen, es hat keinen Kontakt gegeben, dann
nehmen wir das so hin.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Nein, also
wirklich definitiv keine Absprache. Und da ich
gewisse Empfindlichkeiten auch kenne, hätte
ich diesen Kontakt auch meinerseits nicht
gesucht, muss ich sagen - so wie ich auch zu
keinem anderen Zeugen Kontakt gesucht
habe, um mich da abzusprechen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herr Kollege Paul, nur wenn es wirklich not-
wendig ist. Die Nachfrage, ob ein Zeuge vor-
bereitet ist, ist eine Frage, die uns immer mal
wieder - -

Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Darauf will
ich überhaupt nicht hinaus. Es geht um die
Transkription, die Kollege Edathy hier nach-
gefragt hat. Ich mache darauf aufmerksam,
dass in den Unterlagen, die uns der Ermitt-
lungsbeauftragte - - nämlich hier MAT E 6,
Band 22, ebenfalls verschiedene Mitschriften
oder Protokolle oder wie auch immer von Illi
vorliegen, die anders sind als das, was wir
bisher in den Unterlagen haben. Also, das ist
jetzt nichts Besonderes hier, das auf den
Kollegen, den Zeugen Matting zurückzufüh-
ren ist, sondern es gibt hier tatsächlich offen-
sichtlich mehrere Versionen dieses Proto-
kolls, was auch die maschinengeschriebene
Transkription angeht. Also, das müssen wir
hier mal ganz klarstellen. Wie wir das aufklä-
ren können, ist eine andere Frage.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Das
ist ja tatsächlich so, weil dieser Ausschuss
noch mal darum gebeten hatte, weil Fehler
aufgefallen waren und wir dann eigens noch
mal eine neue Transkription angefordert
hatten. Und deshalb heißt diese MAT auch
„MAT irgendwas (neu) (neu)“. Also, eben
genau deshalb ist das so. - Das Fragerecht
ist jetzt bei der FDP-Fraktion.

Angelika Brunkhorst (FDP): Herr
Dr. Matting, nur noch eine ganz kurze Frage
von mir. Die geht noch mal zurück auf das,
was Sie schon mal gesagt haben. Ich gehe
noch mal in den Zusammenhang. Es war ja
so, dass laut einer Mitschrift Sie selbst ge-
sagt haben sollen: Das BMI will nicht, dass
andere Standortvorschläge in den Bericht
eingehen. - Und Herr Professor Röthemeyer
hat ja in der 10. Sitzung am 1. Juli 2010, also
hier im Ausschuss, erklärt - er hat das zu-
rechtgerückt -, diese Aussage habe entsor-
gungspolitische Gründe gehabt. Und Sie
haben vorhin darauf geantwortet: Ein Fach-
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bericht muss nicht unbedingt andere Aspekte
haben oder entsorgungspolitische Aspekte
beleuchten.

Jetzt meine Unkenntnis - bitte haben Sie
Verständnis -: Können Sie kurz erklären,
warum Sie zwischen den fachlichen Fragen
und den entsorgungspolitischen Fragen un-
terscheiden? Kann man das wirklich so tren-
nen? Also, entschuldigen Sie bitte, wenn ich
da so ein bisschen perplex bin.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, ich
meine schon, dass man das trennen kann;
denn die eine Facette ist: Wie ist es um den
Salzstock Gorleben bestellt? Wie ist seine
Eignungshöffigkeit einzustufen? Welche po-
sitiven, möglicherweise aber auch negativen
Aspekte gibt es da? Das gilt es abzuwägen.
Und das war Aufgabe der PTB, BGR, DBE
und angeschlossener Ortschaften. So.

Und eine andere Sache ist: Wie mache
ich das mit der nuklearen Entsorgung? Und
da ist - für mich auch immer vorbildlich -
schon zur Regierung Schmidt gesagt wor-
den: Ausbau der Kernenergie nur, wenn die
Entsorgung gesichert ist. - So. Also eine Sa-
che, die ich bis in diesen Moment hinein voll
mittrage.

Und deswegen ja auch von Anfang an,
schon zu Schmidts Zeiten, das Bemühen um
Beantwortung der Frage: Was ist, wenn -
wenn nämlich Gorleben nicht in Ordnung ist?
Und diese Frage hat sich, meine ich, weil es
von einer übergeordneten Zielsetzung ist und
wirklich die Entsorgungspolitik, nicht das
einzelne konkrete Endlager oder Projekt be-
trifft, die Bundesregierung vorbehalten.

Und wenn es heißt, der Matting sagt:
„BMI will nicht“, dann kann ich nur sagen: Ja,
gut; wer ist der Matting? - So. Das war ge-
meinsame Auffassung, Communis Opinio,
der Bundesregierung damals. Das war abge-
sprochen. Wir waren in einem fortlaufenden
Kontakt miteinander. Und das ist also nicht
nur auf der berühmten Arbeitsebene ab-ge-
kaspert worden, sondern das ist schon mit
den Hausleitungen besprochen worden.

Und weil das, meine ich, zwei getrennte
Facetten sind - gut, die natürlich irgendwo
zusammengehören; ich meine, völlig klar,
aber die durchaus trennbar waren -, haben
wir gesagt: Die fachlich-sachlichen Aspekte
sollen in dem PTB-Bericht drinstehen, und
das Entsorgungspolitische, das soll eben in
der Kabinettvorlage weiter behandelt werden
mit der Öffnungsklausel; also, wir bereiten
uns vor für den Fall, dass. - Und ich meine,

dass man das schon durchaus trennen kann.
Gut; ob man es hätte wirklich trennen müs-
sen, ist eine andere Frage. Aber die Bundes-
regierung war damals der Auffassung: Ja-
wohl, das machen wir sozusagen in eigener
Zuständigkeit.

Angelika Brunkhorst (FDP): Danke. -
Ich habe keine weiteren Fragen.

Ich bitte hier meine Kolleginnen und Kol-
legen, zu akzeptieren oder auch zu respek-
tieren, dass ich wirklich in einer Klemme bin
und jetzt davoneile. Ich hoffe, es gibt keine
Beratungsnotwendigkeit. Aber ich bin in einer
Klemme. Also, es tut mir leid. Es soll nicht so
schnell wieder vorkommen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Dann wünschen wir dem Parteitag zukunfts-
weisende Beschlüsse. - Ich erteile nun das
Wort der Fraktion Die Linke.

Jens Petermann (DIE LINKE): Vielen
Dank. - Herr Dr. Matting, ich muss noch mal
zurückkommen auf den Bericht der BGR von
1982 sowie das Gespräch vom 17. Mai 82, in
dem die Endfassung des Berichtes bespro-
chen wurde. Es geht noch mal um die Deck-
gebirgsmächtigkeit, und zwar die Frage, wer
ursprünglich die Deckgebirgsmächtigkeit auf
250 Meter festgelegt hat. In der Endfassung
wurde nämlich die Randbedingung für das
Deckgebirge abgeändert. Die Prüfung durch
Jaritz, die da wohl vorgenommen worden
sein soll, hat offenbar ergeben, dass als
Randbedingung für ein Deckgebirge tatsäch-
lich 200 Meter ausreichend sind, also für die
Mächtigkeit. So erscheint es dann auch in
der Endfassung des Berichtes. Gorleben
wäre im Übrigen ansonsten sofort heraus-
gefallen, weil dort das Deckgebirge nur
200 Meter mächtig ist. Also erst mal, wer das
festgelegt hat.

Dann sage ich mal noch drei weitere Fra-
gen. Die können Sie dann gleich zusammen
beantworten. Würden Sie sagen, dass das
eine gewöhnliche Korrektur ist im Rahmen
eines solchen Gespräches? Und ist es öfter
vorgekommen, dass Berichte in dieser Weise
überarbeitet worden sind, damit das für Gor-
leben irgendwie passend ist am Ende? Und
dann schließlich die Frage, ob das BMI ge-
genüber der BGR weisungsbefugt war.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, das BMI
war gegenüber der BGR sicherlich nicht wei-
sungsbefugt. Die BGR nach meiner - ich
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sage mal: zweifelsfreien - Erinnerung unter-
stand dem Bundeswirtschaftsministerium, die
ja aber immer mit dabei waren. So.

Wie das jetzt - - Und da bitte ich einfach
um Nachsicht, dass ich das so aus dem
Stand heraus nicht weiß. Vielen Dank für die
freundliche Belobigung meiner Vorbereitung.
Aber ob das Deckgebirge in Gorleben wirk-
lich 200 Meter oder 400 Meter ist, das kann
ich aus dem Stand heraus nicht sagen. Ich
würde - -

Jens Petermann (DIE LINKE): Die Frage
habe ich auch nicht gestellt. Wir wissen ja,
dass sie nur 200 ist.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, ich kann
nur sagen - aber das habe ich vorhin schon
gesagt, Herr Petermann -, dass ein Kriterium
war - und ich beziehe mich hier auf die Bun-
destagsdrucksache aus dem Jahre 79 - -
Staatssekretär Dr. Hartkopf:

Die Salzstockoberfläche sollte nicht
mehr als 400 m …

Nicht mehr als 400 Meter. Das lässt natürlich
in dieser Formulierung zu, rein denklogisch,
dass auch 200 Meter - - Aber - -

Jens Petermann (DIE LINKE): Ich muss
Sie noch mal ganz kurz unterbrechen. Es
geht um die Mächtigkeit des Deckgebirges, -

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, gut. Aber
ich meine, das, was - -

Jens Petermann (DIE LINKE): - nicht um
die Tiefe des Salzstocks.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, gut. Aber
der Salzstock fängt ja irgendwo an. Und was
darüber ist, ist die Mächtigkeit des Deck-
gebirges.

(Johanna Voß (DIE LINKE): Ja!)

Und wenn der Salzstock nicht tiefer als
400 Meter sein sollte, heißt das, dass die
überlagernde Deckgebirgsschicht 400 Meter
ist.

(Johanna Voß (DIE LINKE): Soll ich
das noch mal klarmachen?)

- Dann mal los.

Johanna Voß (DIE LINKE): Ich will Ihnen
das noch mal zu erläutern versuchen. Also,
es gab Kriterien, allgemeine Kriterien. Alle

Salzstöcke, die infrage kommen, auch für
vergleichende Untersuchungen - - Es sollte
gelten, damit ein Endlager sicher ist, dass
mindestens 250 Meter Deckgebirge darüber
ist. Das gehörte zu den allgemeinen, den
ganz allgemeinen Formulierungen. Es sollte
möglichst unverritzt sein. Es sollte ein Deck-
gebirge darüber gehend sein. Das sollte
mindestens 250 Meter haben. Das stand so
darin. Und dann ist in diesem Gespräch auf-
gefallen: Hilfe, das geht ja gar nicht; Gorle-
ben hat ja bloß 200 Meter, wegen der Gorle-
ben-Rinne. - Und in dem Gespräch wurde
dann festgelegt: Dann müssen wir diese
Grenzwerte ändern.

Halten Sie es für ein wissenschaftliches
und für ein korrektes Vorgehen für eine Be-
hörde, das dann so zu ändern?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ich meine, so,
wie Sie fragen, hätte ich da auch Bedenken,
dass das korrekt ist. Ich stimme Ihnen zu.
Wenn es wirklich so gelaufen wäre, würde
ich das auch nicht als in Ordnung empfinden.
Aber ich kenne den Sachverhalt, ehrlich ge-
sagt, nicht genügend genau. Ich meine, das
lesen Sie aus einem Protokoll vor. Aber wie
die Verhältnisse sind - - Die Gorleben-Rinne
ist also sehr frühzeitig bekannt geworden. Ich
habe vorhin ja hier auch vorgelesen aus ei-
ner Pressemitteilung der Minister Baum und
von Bülow vom 5. Juni - -

Johanna Voß (DIE LINKE): Darf ich da
mal unterbrechen? Weil das ist jetzt schon
ausreichend beantwortet von Ihnen. Nur, es
steht in diesem Protokoll, das Sie ja auch
haben - in MAT E 6, Band 22, auf der dritten
Seite findet sich das; 008 steht hier unten -,
dass das Deckgebirge verändert worden ist.
Dann findet sich auf der nächsten Seite, dass
diskutiert worden ist zwischen BMFT und
BGR, wie man denn mit dem Wasser, mit
dem Salzwasser, das aus der Tiefe nach
oben kommt, umgehen soll. Da wird deutlich
in dem ganzen Gespräch, dass die Hälfte der
Wasserverhältnisse gar nicht bekannt ist,
weil die sind auf DDR-Seite, und dass die
Bohrungen, die man schon gemacht hatte,
um die Wasserwege kennenzulernen, noch
nicht hinreichen, dass die Interpretation der
Fließströme nicht eindeutig ist, auch nicht
quantifiziert werden kann. Dann wird aber
eine Festlegung gemacht. Auf die Frage:
„Wird es im zusammenfassenden Zwischen-
bericht eine Karte geben, die Stromfäden
zeigt, die bis zur Oberfläche gehen, bis zur
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Erdoberfläche?“, sagt dann die BGR: Nein,
nur bis zu einer gewissen Tiefe, nicht bis zur
Oberfläche. Die Strömungsrichtung, die ge-
ben wir an.

Nun ist aber bekannt, dass Salzwasser -
und das war auch da bekannt und wird im
Bericht deutlich - sowohl vermutet von unter
dem Salzstock als auch von über dem Salz-
stock an der Erdoberfläche ankommt - das
nicht erst jetzt, sondern seit 13 000 Jahren.
Aber auch jetzt ist dort Salz in der Oberflä-
che. Das kann man auf der Lüchow-Dannen-
berger Seite auch schon an den Salzpflan-
zen erkennen.

Hier ist dann - - Der Bericht musste so
abgefasst werden, um die - -

(Zuruf: Frag doch endlich!)

- Ja, ich frage mal: Ist Ihnen das klar, dass
da so manipuliert worden ist? Ist das nicht
eine riesige Manipulation, die da drinsteckt,
wenn man sagt, das darf nicht bis nach oben
hin gezeichnet werden, und das Deckgebirge
muss jetzt nur 200 Meter dick sein?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, wäre ich
noch im Dienst, hätte ich gesagt: Ich greife
Ihren Punkt auf und bringe ihn zur Diskus-
sion. - So habe ich diese Möglichkeit nicht.
Ich kenne den Fall so nicht. Er hört sich in
der Tat nicht besonders überzeugend an.

Ich meine, richtig ist, dass eine Schwach-
stelle des Salzstockes Gorleben von Anfang
an eben die war, dass er an der damaligen
Zonengrenze lag und dass also auf dem
Gebiet, das damals zur DDR gehörte, nur
bedingt Untersuchungen gemacht werden
konnten. Soweit ich weiß - aber das sage ich
mit wirklich allem Vorbehalt; da müsste man
die Experten konsultieren -, ist das später
nachgeholt worden. Mit der deutschen Ver-
einigung sind auch in dem Bereich der da-
maligen DDR derartige Untersuchungen
nachgeholt worden, mit dem Ergebnis, dass
sich daraus keine K.-o.-Argumente ergeben.
Aber das sage ich mit Vorbehalt, weil ich
daran nicht mehr beteiligt war. Also, ich bitte
da um Nachsicht.

Da müsste man - - Warum stellt der Bun-
destag keine Frage an die Bundesregierung?
Früher war das gang und gäbe. Was haben
wir für Fragen beantwortet! Machen Sie doch
das.

Johanna Voß (DIE LINKE): Ich frage im-
merzu was, und dann kriege ich zur Antwort,
dass man mir das nicht beantworten kann.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Das kann
man nicht?

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Aber jetzt ist das - - Es ist gut, dass wir auch
so einen Tipp für unser parlamentarisches
Handeln kriegen. Ich würde jetzt mal gerne
wieder hier in diesen Untersuchungsaus-
schuss zurückkehren. Das Fragerecht der
Linken ist für diese Runde erschöpft. - Jetzt
ist das Fragerecht bei Bündnis 90/Die Grü-
nen. Bitte schön.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Herr Dr. Matting, ist das Deut-
sche Atomforum ein besonders schlampiger
Laden?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Sie wollen
doch nicht, dass ich darauf eine seriöse Ant-
wort gebe. Ich bin nicht Mitglied, selbst wenn
ich - wie soll ich sagen? - KTG-Mitglied bin.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Lassen Sie mich da gleich mal
einhaken, weil Sie sind jetzt nicht der erste
Zeuge, der hier aussagt, dass er nicht Mit-
glied des Deutschen Atomforums ist, und
trotzdem von dem Deutschen Atomforum in
seinen Jahresberichten geführt wird - Sie von
1983 bis 1998. So sehen diese Jahres-
berichte immer aus. Da stehen Sie als Mit-
glied unter der Arbeitsgruppe „Nukleare In-
frastruktur“ aufgeführt - zusammen mit Herrn
Röthemeyer, mit Herrn Kühn und vielen an-
deren Kapazitäten. Kann es sein, dass Sie
das vergessen haben? Oder liegt es doch an
der Schlampigkeit des Atomforums?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, ich bin
gerne bereit, mich notfalls an die Nase zu
packen. Aber wirklich, ich kann mich daran
nicht erinnern und meine und bleibe bei mei-
ner Aussage, dass ich kein Mitglied beim
Atomforum war. Dass ich möglicherweise
mal zeitweise in einer Arbeitsgruppe tätig
war - - Aber ich weiß es nicht.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Okay. Ich nehme das jetzt mal so
hin.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, ich
meine, jetzt wäre ich bereit, nachdem Sie ja
von mir den Vortrag - -
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Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ich meine, der eigentliche Kern
unseres Untersuchungsauftrags ist ja auch
eher dieser 11.05.1983. Und ich will mich
dem auch noch mal annähern.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Das müssen
Sie mir mal zeigen, was das für ein Buch ist,
in dem ich da geführt werde. Also, da würde
ich gerne mal reinblicken.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Zeige ich Ihnen nachher, ja.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Okay.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Jetzt habe ich noch mal eine
Frage. Sie stimmen mir doch sicher zu, dass
zwischen einer Aussage, dass etwas mög-
licherweise nicht mehr zu betrachten ist,
oder, dass es nicht mehr zu betrachten ist,
ein Unterschied besteht.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Okay.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Also, ich gebe Ihnen jetzt mal ein
paar Beispiele von solchen Unterschieden.

Da gibt es eine Aussage:

Sollten diese Annahmen durch die
untertägige Erkundung bestätigt
werden, ist eine Wegsamkeit über
den Hauptanhydrit dann möglicher-
weise nicht mehr zu betrachten.

Etwas später, in einer nächsten Version, der
Endfassung, heißt das dann:

Sollten diese Vorstellungen durch
die untertägige Erkundung bestätigt
werden, wäre eine Wegsamkeit
über den Hauptanhydrit nicht mehr
zu betrachten.

Oder:

Die angetroffenen Druckverhält-
nisse und die chemische Zusam-
mensetzung der Lösungen erlauben
die Schlussfolgerung, daß keine
eindeutig nachweisbaren Wegsam-
keiten zwischen dem Nebengestein
sowie lokalen Lösungsreservoiren
im Salzstock bestehen.

Daraus wird dann:

Die gemessenen Druckverhältnisse
und die chemische Zusammenset-
zung der Lösungen erlauben die

Schlussfolgerung, daß keine Weg-
samkeiten zwischen dem Neben-
gestein sowie lokalen Lösungs-
reservoiren im Salzstock bestehen.

Also, aus „keine eindeutig nachweisbaren“
wird „keine“.

Dann haben wir - - Hier geht es um Auf-
stieg und langfristige Ablaugung. Da haben
wir ursprünglich:

Aus den bisher bekannten Daten
dieser betrachteten Einflussfaktoren
können daher keine grundsätzli-
chen Bedenken gegen den Standort
abgeleitet werden.

Daraus wird:

Aufstieg und langfristige Ablaugung
gefährden daher die Langzeit-
sicherheit des geplanten Endlager-
bergwerkes im Salzstock Gorleben
nicht.

Oder mehrere Beispiele, die in der End-
fassung verschwunden sind. - Ich rede vom
Zwischenbericht. Und diese Veränderung hat
innerhalb kurzer Zeit stattgefunden. Dazwi-
schen lag dieses Treffen am 11.05.83 in
Hannover.

Zum Beispiel fehlt - - Es fehlen viele
Stellen. Aber zum Beispiel fehlt auch - ich
nenne nur eine beispielhaft -:

Durch die Endlagerung von größe-
ren Mengen stark wärmeproduzie-
render radioaktiver Abfälle werden
Voraussetzungen geschaffen, bei
denen heute geschlossene
Wegsamkeiten erneut wirksam
werden können.

Weg in der Endfassung.
Ganz am Schluss - - Ich zitiere das jetzt

mal ein bisschen, weil hier öfters immer mal
die Meinung herrscht, dieser Zwischenbericht
hätte sich nur in der Frage der Empfehlung
der Untersuchung alternativer Standorte ge-
ändert. Deswegen habe ich jetzt mal Bei-
spiele gebracht, was sich ansonsten geän-
dert hat. Und ganz am Schluss, bevor die
Empfehlung alternativer Standorte kommt,
fängt der Bericht in der Fassung vor dem
11. Mai an:

Viele Aussagen und Ergebnisse
des Berichtes sind wegen der noch
nicht erfolgten Bestätigung durch
die untertägige Erkundung mit Un-
sicherheiten behaftet.

Nach dem 11. Mai fängt dieser kleine ab-
schließende Abschnitt an:
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Abschließend wird festgestellt: Die
bestätigte Eignungshöffigkeit des
Salzstocks für die Endlagerung der
vorgesehenen radioaktiven Abfälle
rechtfertigt das Abteufen von
Schächten und die Erkundung des
Salzstockinneren.

Also, das sind in meinen Augen schon
gravierende Veränderungen, die sich schon
darunter zusammenfassen lassen könnten,
dass man sagt: Die Aussagen könnten posi-
tiver gefasst werden. - Das ist die Aussage,
die nach dem Protokoll Ihnen zugeschrieben
wird, am 11. Mai 1983.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Gut; deswe-
gen muss die Aussage ja nicht notwendiger-
weise stimmen. Also, das sind, ich meine,
selbstverständlich - wie soll ich sagen? -
gravierende Dinge.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Da stimmen Sie mir zu, dass das
gravierende Veränderungen sind?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Das ist nicht
nur Redaktion, nein, nein. Ich meine, über-
haupt gar kein Widerspruch von meiner
Seite. Ich meine, andererseits, wären diese
vier Ministerialen nicht gekommen, wäre die
Zielsetzung des Gespräches in Hannover die
Abstimmung, die fachliche Abstimmung die-
ses Berichtes gewesen; denn das war ja
Sinn und Zweck des Zusammenkommens.
So denke ich das mal.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Gut. Also wir können jetzt fest-
halten: Sie glauben nach wie vor nicht, dass
Sie sagten, die Aussagen könnten positiver
gefasst werden. Aber Sie stimmen mir zu,
dass der Bericht in diesem Sinn verändert
wurde. Können wir uns darauf verständigen?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, natürlich -

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Gut.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: - ist das ver-
ändert worden. Und ich habe diese Untersu-
chung nicht gemacht. Ich meine, da haben
Sie sicherlich sehr viel mehr investiert; denn
ich hatte ja bis vor kurzem auch diesen Be-
richt nicht mehr oder, ja, nicht mehr - und die
Vorfassung schon überhaupt nicht. Ich
meine, die haben Sie aus den Akten gezo-

gen. Also, diese Synopse habe ich nicht ge-
macht. Aber ich weiß nicht - -

Und ich meine, hier würde ich dann natür-
lich auch sagen: Wenn denn die Fachleute
da in Hannover zusammengesessen haben,
dann war Sinn und Zweck die fachliche Ab-
stimmung dieser Sache. Und wer jetzt diese
Anregung eingebracht hat, das können wir so
und so machen - - Und dass mir jetzt, also
weil ich da gesagt habe, manches lässt sich
positiver machen - - Also, den Zusammen-
hang sehe ich nicht notwendigerweise. Also,
das mag auch das Ergebnis der fachlichen
Abstimmung der Fachleute gewesen sein.

Was ich mit dem, was mir zugeschrieben
wird, „lässt sich positiver formulieren“ ge-
meint habe, weiß ich, ehrlich gesagt, nicht
mehr, bin aber, sagen wir mal - das hört sich
jetzt furchtbar schräg an - -

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Nein, Herr Dr. Matting, ich bin
ganz zufrieden mit der Aussage, dass Sie
sagen: Da ist eine deutliche qualitative Ver-
änderung passiert. - Und das andere lassen
wir jetzt mal dahingestellt für den Moment.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Es ist eine
Veränderung. Wer die bewirkt hat - - Ob ich
das Karnickel war, also, da mache ich mal
ein Fragezeichen. Aber dass es eine Ver-
änderung ist - - Ich meine, da wäre ich ja
blöd, wenn ich das infrage stellen täte.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank. - Damit ist die zweite Berli-
ner Runde beendet, und wir kommen mög-
licherweise zu einer dritten. Ich frage die
CDU/CSU-Fraktion.

(Dr. Michael Paul (CDU/CSU):
Nein!)

- Keine weiteren Fragen. - Dann frage ich die
SPD-Fraktion.

(Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Ich
hätte eine Verständnisfrage!)

Sebastian Edathy (SPD): Herr
Dr. Matting, ich will kurz einhaken bei einer
Sache, die Frau Kotting-Uhl einleitend ange-
sprochen hat, und zwar beziehe ich mich auf
das Jahrbuch 83/84 des Deutschen Atom-
forums. Das ist MAT A 165, Paginierung 93
und 106. Ich darf daraus zitieren. Da wird
Bezug genommen auf die Arbeit einer Ar-
beitsgruppe mit dem Titel „Nukleare Infra-
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struktur“, und da heißt es im Jahresbericht
des Deutschen Atomforums, also bezogen
auf das Jahr 83:

Die Arbeitsgruppe hat im Jahre
1983 tatkräftig und erfolgreich zwei
„Analysen“

- in Anführungsstriche gesetzt; ich weiß nicht,
warum die Anführungsstriche; aber interes-
sant -

fertiggestellt und Vorbereitungen für
zwei weitere Ausarbeitungen ge-
troffen. Ausgesprochen große Be-
achtung in der Presse fand die
Ausarbeitung über „Arbeits- und
Strahlenschutz in kerntechnischen
Anlagen“, deren Kernaussage in
der Feststellung bestand, daß die
Arbeit in einer kerntechnischen An-
lage nicht gefährlicher ist als nor-
male Büroarbeit.

Mitglieder der Arbeitsgruppe:

Vorsitz: Dr. W. Schüller, Wiederauf-
bereitungsanlage Karlsruhe

Betreuer: Dr. Haug, Deutsches
Atomforum

Mitglieder:

unter anderem

Dr. A. Matting, Bundesministerium
des Innern, Bonn

Daran können Sie sich nicht erinnern? - Ja,
bitte.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Nein, kann ich
mich nicht erinnern, so wahr, wie ich hier
sitze. Nein, also - -

Sebastian Edathy (SPD): Sie können
sich nicht erinnern, einer Arbeitsgruppe
„Nukleare Infrastruktur“ des Deutschen
Atomforums angehört zu haben?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Nein. - Wann
war das? 83?

Sebastian Edathy (SPD): Ja, wie eigent-
lich alles, worüber wir heute reden, im We-
sentlichen 82 und 83 war.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Nein, tut mir
leid; weiß ich nicht mehr. Also, ich sage: pa-
ter peccavi. Ich kann mich nicht erinnern.
Und was da in dieser Studie drinsteht, weiß
ich nicht.

Sebastian Edathy (SPD): Und Sie kön-
nen sich gar nicht erinnern, dass Sie an der
Studie mitgewirkt haben?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ehrlich ge-
sagt, nein. Es ist so: Ich habe in meinem
Leben also, was weiß ich, nicht nur Dutzen-
de, sondern, fast hätte ich gesagt, Hunderte
von Gesprächen teils geführt, teils an sol-
chen Gesprächen teilgenommen, und ich
habe mir relativ fleißig Notizen gemacht.
Möglicherweise würde ich in meiner Samm-
lung zu Hause - denn meine handschrift-
lichen Notizen habe ich eigentlich aufgeho-
ben - dazu noch was finden.

Sebastian Edathy (SPD): Also, Sie ha-
ben irgendwie alles gefunden, nur das nicht.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, ich bin auf
diese Frage gar nicht vorbereitet.

(Heiterkeit)

Sebastian Edathy (SPD): Das ist ja ein
Unding.

(Heiterkeit)

Also Sie können sich nicht erinnern, dass
Sie an einer Ausarbeitung - es geht offenbar
nicht um ein Gespräch, sondern um eine
Ausarbeitung - beteiligt waren, die zu dem
Fazit kam, die Arbeit in einer kerntechni-
schen Anlage sei nicht gefährlicher als nor-
male Büroarbeit?

(Dr. Michael Paul (CDU/CSU): Was
hat denn das mit dem Untersu-

chungsgegenstand zu tun, wenn ich
fragen darf? - Gegenruf der Abg.

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Die Verflechtung

mit der Atomwirtschaft ist eine
Frage!)

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Das kommt
auf die kerntechnische Anlage an.

Sebastian Edathy (SPD): Dann, bevor
Frau Vogt gleich fortsetzt: Frau Kotting-Uhl
hat ja auch darauf hingewiesen, dass die
endgültige Version des Berichtes der PTB
doch inhaltlich sehr stark abgewichen ist von
dem, was da vorläufig entwickelt wurde, und
Sie haben das - ich paraphrasiere das mal -
wie folgt kommentiert: Das könnte ja auch so
sein, dass die Wissenschaftler selber und die
Fachleute am Ende, bevor sie dann final ihre
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Sachen zu Papier gebracht haben, ihre eige-
nen Positionen bearbeitet hätten.

Sie haben ganz zu Beginn Ihrer Befra-
gung gesagt, es sei völlig normal, bei der
Vorbereitung von Kabinettsvorlagen - Zitat -
einzugreifen. Und dann haben Sie - das ha-
ben Sie schön drastisch formuliert - bezüg-
lich der Erwähnung alternativer Standorte
und ihrer möglichen Untersuchung gesagt,
es sei ausgeführt worden: Lasst das weg; wir
wollen das nicht. - Wann sind denn diese
Aussagen gefallen, wenn nicht am 11.05 im
Gespräch bei der PTB?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, diese
Aussage - lasst das weg; wir wollen das
nicht - ist ja doch Teil des Protokolls.

Sebastian Edathy (SPD): Ja. Das heißt
also, Sie räumen jetzt ein, dass das Protokoll
den Tatsachen entspricht. Aber Sie haben
doch vorhin gesagt, Sie können sich an das
Gespräch gar nicht erinnern.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, aber wo
ist der Punkt?

Sebastian Edathy (SPD): Der Punkt ist,
dass Sie sagen, Sie können sich an das Ge-
spräch nicht erinnern, Sie es aber für plausi-
bel halten, dass in dem Gespräch sich in
dem Sinne geäußert worden ist. Dann finde
ich es aber nicht plausibel, wenn Sie auf die
Frage von Frau Kotting-Uhl, wie es eigentlich
sein kann, dass die Endversion des Berich-
tes deutlich abweicht von vorläufigen Be-
richten, das auf Meinungsänderungen bei
den Fachleuten beziehen. Es ist ja offenkun-
dig das Resultat von Interventionen durch
Vertreter der Ministerien.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, Ent-
schuldigung; das - -

Sebastian Edathy (SPD): Das ist nicht so
kompliziert. Sie können sich an das Ge-
spräch im Mai 83 nicht erinnern.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ich kann mich
an Einzelheiten dieses Gespräches nicht
erinnern. Ich habe nicht in Abrede gestellt,
dass ich daran teilgenommen habe; denn
ausweislich dessen, was der Herr Illi notiert
hat, war ich dabei. Und ich werde einen
Deubel tun und sagen: Ich war nicht dabei.

Sebastian Edathy (SPD): Und die Sen-
tenz, die Herr Illi da notiert hat, dass gewis-
sermaßen das Signal aus Bonn in Richtung
PTB war: „Lasst das weg mit den alternativen
Standorten; wir wollen das nicht“, das fanden
Sie plausibel?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Das finde ich
plausibel - nach wie vor. Denn Frau Kotting-
Uhl - -

Sebastian Edathy (SPD): Dann ist aber
doch - -

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Nein. Mo-
ment! Lassen Sie mich mal hier ausreden.

Sebastian Edathy (SPD): Ja. Bitte.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Denn Frau
Kotting-Uhl hat eben ganz andere Sachver-
halte angesprochen. Das waren Eingriffe in
die fachliche Substanz. Und wozu ich mich
da anfangs bekannt habe, ist die Sache:
Lasst die Frage alternativer Standorte weg
aus dem Bericht, weil das ein Bericht ist, der
sich ausdrücklich mit dem Salzstock Gor-
leben und nicht mit entsorgungspolitischen
Verzweigungen auseinandersetzt. - Das sind
unterschiedliche Dinge, und die bitte ich doch
auseinanderzuhalten.

Sebastian Edathy (SPD): Das heißt
aber, an der Stelle ist ja offenkundig auf den
Bericht Einfluss genommen worden. Würden
Sie ausschließen, dass auch in anderer Hin-
sicht, zum Beispiel was das „Aufhübschen“ -
in Anführungsstrichen - betrifft, auf den Be-
richt Einfluss genommen worden ist?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Auf diese
Frage gehe ich nicht ein; denn es wäre un-
seriös, zu sagen: Kann ich ausschließen. -
Weiß ich nicht. Ich weiß nicht, was die Leute
da untereinander noch beredet haben. Ich
weiß auch gar nicht mal, wie lange wir da
gewesen sind, ob das möglicherweise eine
mehrtägige Veranstaltung war und die sich
schon vorher abgesprochen hatten. Das
weiß ich nicht. Ich kann mich konkret an die
Teilnahme an dieser Veranstaltung nicht
erinnern.

Aber ich bekenne mich eben dazu - um
mich zu wiederholen -, dass die Frage alter-
nativer Standorte weggelassen werden
sollte. Das war gemeinsame Auffassung aller
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Ministerien - aber nicht Eingriffe in irgend-
welche fachliche Substanz. Und da ist ja
auch von Röthemeyer, von Lange und von
anderen gesagt worden, Eingriffe in die fach-
liche Substanz, soweit die Fachleute das
nicht vertreten können, hätten sie nicht ak-
zeptiert. Und aus meiner langjährigen Kennt-
nis der beteiligten Kreise muss ich sagen:
Das nehme ich denen ab. - Also, wenn einer
versucht hätte, da, weiß ich, aus gerade un-
gerade zu machen oder umgekehrt, dann
hätten die das nicht akzeptiert. Und da bin
ich also nach wie vor entschieden der Mei-
nung, dass das auch so in dieser Form nicht
versucht worden ist.

Sebastian Edathy (SPD): Nur eine kurze
Frage: Haben Sie irgendwelche Protokolle
unserer Sitzungen bisher gelesen?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ich sage
mal - - Ja, da muss ich jetzt aufpassen. Da
gibt es ja unterschiedliche.

Sebastian Edathy (SPD): Nein, bitte.
Haben Sie irgendwelche Protokolle hier der
Untersuchungsausschusssitzungen bisher
gelesen?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, ich sage
Ja. Aber was ist - -

Sebastian Edathy (SPD): Woher denn
das?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Sehen Sie;
das wollte ich gerade - -

Sebastian Edathy (SPD): Entschuldi-
gung; da muss ich jetzt mal einhaken. Herr
Dr. Matting, Sie haben gerade auf die Frage,
ob Sie Einblick genommen haben in Proto-
kolle dieses Ausschusses, gesagt: Ja.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Nein.

Sebastian Edathy (SPD): Wie kommen
Sie an Protokolle dieses Ausschusses?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Moment!
Deswegen wollte ich gerade - - Und nun ge-
ben Sie mir einen Augenblick Zeit, das zu
präzisieren. Protokolle dieses Ausschusses,
jetzt im förmlichen Sinne, habe ich nicht ge-
sehen. Es gibt zusammenfassende Darstel-
lungen - auch hier aus der Hand des Sekre-

tariats oder so was -, die ich mir über das
Internet besorgt habe, so wie ich jede Menge
Pressemitteilungen aus den verschiedenen
Fraktionen teilweise mal sehr bienenfleißig
gesammelt habe. Aber Protokolle - jetzt hier
das, was da stenografisch oder tonbandmä-
ßig festgehalten wird - habe ich nicht einen
einzigen Buchstaben gesehen und möchte
das in diesem Sinne präzisiert haben. Ich
habe keinen Einblick, ich habe mit keinem
Zeugen geredet und kein Protokoll gesehen.
Aber ich habe teilweise sehr bienenfleißig die
Presseerklärungen gelesen und, wie gesagt,
die Zusammenfassungen, die hier - nach
meinem Dafürhalten als nicht Dabeigewese-
ner im Übrigen sehr ordentlich; jetzt darf ich
auch mal ein Lob verteilen - vom Sekretariat,
denke ich mal - wer denn sonst? -, angefer-
tigt worden sind.

Ute Vogt (SPD): Okay. Vielleicht können
wir zur Ehrenrettung sagen: heute im Bun-
destag. Das ist der Herr im blauen Anzug,
der abwechselnd mit Kollegen diese
Zusammenfassungen schreibt. Ehre, wem
Ehre gebührt.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, okay. Die
habe ich gerne gelesen. Und davon habe ich
auch ein paar mir ausgedruckt. Aber die
Protokolle jetzt - - Also, ist das klar?

Ute Vogt (SPD): Ja, ist geklärt; dann ist
das klar. - Ich habe noch mal eine Frage. Sie
haben vorhin gesagt, Sie waren Mitglied der
Kerntechnischen Gesellschaft.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Bin ich noch.

Ute Vogt (SPD): War das kein Interes-
senskonflikt: einerseits Beamter im Ministe-
rium, zuständig für das Fach, andererseits
quasi unmittelbar in Zusammenarbeit und
Zusammenwirken mit der Industrie?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, mögli-
cherweise - - Nein, Quatsch; „möglicher-
weise“ lasse ich weg. Ich war sicherlich auch
bei kerntechnischen Tagungen des Atom-
forums mit dabei. Das, denke ich mal, habe
ich auch zu meiner aktiven Zeit geradezu als
Verpflichtung angesehen, zu horchen, was
es denn da gibt.

Ute Vogt (SPD): Ja, aber Sie waren ja
Mitglied dort. Also, dass man hingeht als
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Beamter, ist selbstverständlich. Aber Sie
waren ja praktisch eingetragen. Das ist ja
etwas anderes.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, aber nicht
beim Atomforum, sondern bei der Kerntech-
nischen Gesellschaft. Und die Kerntechni-
sche Gesellschaft gibt das Informationsblatt
atw heraus. Über meine Teilnahme - und die
waren ja also, was weiß ich, bestenfalls jähr-
lich einmal - an diesen Tagungen des Atom-
forums, also diesen - wie heißen sie? - Jah-
restagungen, habe ich, glaube ich, mich an
irgendwelchen speziellen Veranstaltungen
des Atomforums nicht beteiligt. Wenn Sie
sagen, ich sei da mal in so einer Infrastruk-
turkommission gewesen

(Zuruf der Abg. Sylvia Kotting-Uhl
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

- ja, wie immer das Ding heißt -, dann muss
ich sagen: Weiß ich nicht mehr. - Aber dass
mich das nachhaltig beeinflusst hat - - Sonst
wäre ich ja möglicherweise heute noch drin,
und das bin ich nicht. Und auch das Jahr-
buch der Frau Kotting-Uhl weist das ja nicht
aus.

Ute Vogt (SPD): Sind Sie heute noch
Mitglied der Kerntechnischen Gesellschaft?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Heute bin ich
noch Mitglied der Kerntechnischen Gesell-
schaft.

Ute Vogt (SPD): Darf ich fragen, warum
Sie Mitglied geworden sind? Weil Sie gesagt
haben, Sie haben ja nichts gemacht, außer
teilgenommen an Atomforums-Tagungen.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, warum bin
ich? Weil ich der Meinung war, dass man auf
diese Weise ja auch Informationen bekom-
men kann. Ich meine, es gab mal eine Zeit,
an die ich mich sehr gut erinnere, da ist die
Zusammenarbeit zwischen Ministerien - jetzt
im Plural - und der Industrie durchaus - wie
soll ich sagen? - gepflegt worden - ich meine,
ohne dass man jetzt hier gleich einen Auf-
schrei „Lobbyismus“ oder so was machen
muss.

Es gab zum Beispiel mal einen Ge-
sprächskreis Entsorgung, als es damals noch
um die Frage des Entsorgungszentrums
ging, als es darauf ankam, eine Koordinie-
rung der verschiedenen Aktivitäten zu ma-
chen. Damals war ja noch, wie Sie natürlich

alle wissen, die Wiederaufarbeitungsanlage
in der Diskussion. So. Wie wird die Wieder-
aufarbeitungsanlage eingebunden in einen
Prozess der Endlagerung, der Brennele-
mentfertigung usw.? Ich meine, da setzt sich
doch nicht das Ministerium oder die Bundes-
regierung hin, abgekoppelt von irgendwel-
chen technischen Problemen.

Ute Vogt (SPD): Ja, das ist völlig klar.
Also, ein Gespräch muss ja auch stattfin-
den. - Gibt es Kollegen von Ihnen, die dann
zum Beispiel auch gewechselt sind aus dem
Ministerium in die Atomwirtschaft? Haben Sie
da eine Erinnerung?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, natürlich
gibt es die.

Ute Vogt (SPD): Können Sie uns sagen,
wer das war?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Zwei meiner
Abteilungsleiter.

Ute Vogt (SPD): Nämlich?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Na ja, gut, der
Hohlefelder - Sie nicken, weil Sie es wissen -
und der Hennenhöfer. Ich meine, das ist ja
auch hinreichend bekannt. Ich meine, der
Hennenhöfer ist ja nun nicht zuletzt von Ih-
rem Parteivorsitzenden da mal angenommen
worden. Ich habe das zufällig gehört in so
einer Atomenergiedebatte. Also von daher
sind das ja hinreichend bekannte Sachver-
halte.

Ute Vogt (SPD): Also, darüber hinaus
kennen Sie keine Person?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Darüber hi-
naus würde mir jetzt keine einfallen.

Ute Vogt (SPD): Okay. - Danke.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ich meine,
das sind ja auch - ich hatte es vorhin schon
gesagt - politische Beamte gewesen, die mit
Wechsel des Ministers natürlich schon mal
Risiko laufen, entlassen zu werden. Der
normale Fachbeamte, zu denen ich gehöre,
zu denen ich mich zählen muss, wird ja nicht
entlassen, sondern allenfalls umgesetzt. Das
ist mir auch zum Abschluss passiert. Und
das bedeutet aber nicht, dass ich - wie soll
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ich sagen? - das Ministerium wechseln
musste oder gar in die Industrie gehen
musste. Also, insoweit sind das nicht unmit-
telbar miteinander vergleichbare Größen.

Ute Vogt (SPD): Danke schön.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank. - Das Fragerecht hat jetzt
die Linke.

Jens Petermann (DIE LINKE): Herr
Dr. Matting, es gibt ein Papier, einen journa-
listischer Beitrag. Der ist überschrieben
„Gorleben-Millionen - Wie man mit Steuer-
geldern Zustimmung kauft“ und herausgege-
ben worden von Bündnis 90/Die Grünen -
MAT B 16. Darin geht es um die Gelder, die
vom Bund aus nach Gorleben flossen, die
sogenannte Gorleben-Pauschale. Sie wer-
den in diesem Beitrag auch zitiert. Es heißt:

Im zuständigen Umweltministerium
hat Unterabteilungsleiter Dr. Arnulf
Matting die überraschendste Aus-
kunft parat. „Eine Rechtsgrundlage
gibt es nicht“, teilt er mit und wirbt
um Verständnis für diesen Coup.
„Sie müssen die Situation sehen
damals“. Es ging um die „nationale
Aufgabe“ der nuklearen Entsor-
gung. Da habe man eben nicht
„spitzbuchhalterisch“ sein wollen.

Können Sie uns etwas dazu sagen, was
Sie mit „nicht ,spitzbuchhalterisch‘ sein wol-
len“ meinten?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Darf ich zu-
nächst mal fragen, wer denn diese Frage
gestellt hat?

Jens Petermann (DIE LINKE): Entschul-
digung; ich war es.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ach so. Ja,
durch die Akustik - natürlich - habe ich nicht
hingeguckt. - Also, an diese Frage der Gor-
leben-Pauschale kann ich mich gut erinnern.
Da sind in der Tat, ich sage mal, Millionen in
D-Mark geflossen. Das waren klare Abspra-
chen mit dem Lande Niedersachsen bzw. da
auch mit dem Landkreis Lüchow-Dannen-
berg, wenn ich mich recht entsinne. Nach
meiner Erinnerung sind zunächst einmal
Pauschalgelder gezahlt worden. Und wenn
ich mich recht entsinne - also, da müsste ich
in der Tat alte Akten einsehen -, haben wir

das reklamiert, dass nur gezahlt wurde, ohne
Verwendungsnachweis. Deswegen haben
wir dann später darauf gedrungen, dass über
den Verbleib der Gelder Rechenschaft ab-
gelegt wird. Wie lange dann solche Gelder
gezahlt worden sind und wofür die jetzt im
Einzelnen ausgegeben sind, das weiß ich so
aus dem Stand heraus nicht mehr. Also, das
tut mir leid, Herr Petermann.

Jens Petermann (DIE LINKE): Ist denn
auch tatsächlich Rechenschaft abgelegt wor-
den?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, ich
meine, im zweiten Anlauf ja. Also, ich meine,
mich jedenfalls - - Aber, wie gesagt, das sind
„ich meine“; das ist kein sicheres Wissen. All
das räume ich ein. Aber wir haben das nach
meiner festen Überzeugung mal hinterfragt
und auch, ja, angemahnt.

Jens Petermann (DIE LINKE): Also,
nach den Recherchen der Journalisten Herr
Kassel und Herr Rehbein hat eine Kontrolle
über fast eine halbe Milliarde DM Steuergel-
der nie stattgefunden - bis heute nicht, also
zum Zeitpunkt des Erscheinens des Artikels.
Die Frage ist, ob Sie diese Aussage entkräf-
ten können.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, kann ich
hier so aus dem Stand heraus nicht. Ich
meine, die Verwaltung des Geldes lag beim
damaligen Bundesfinanzminister. Der müsste
die Akten in Vollständigkeit haben. Eine
Frage wäre vorzugsweise eben an den Fi-
nanzminister zu adressieren, der natürlich
die Verwaltung der Gelder hatte, qua Amt.
Ich meine, der fachliche Teil - und deswegen
kann ich mich sicherlich auch noch gut daran
erinnern - lag natürlich auch beim Innen-
ministerium, weil sozusagen die reine fiskali-
sche Seite beim Finanzminister lag, aber die
mehr fachliche Vorbereitung und, ja, die
fachliche Einschätzung dessen, was ge-
macht werden sollte, beim Innenminister
wahrscheinlich lag.

Jens Petermann (DIE LINKE): Danke. -
Wir haben noch eine zweite Frage.

Johanna Voß (DIE LINKE): Herr
Dr. Matting, ich möchte die gern stellen. Es
ist ja nun von Ihnen mehrfach das Problem
der Gasvorkommen erwähnt worden, das
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Problem von Gasvorkommen im Salzstock,
unter dem Salzstock. Das wundert mich;
denn während der gesamten untertägigen
Erkundung seit 1983 spielte das Gas kaum
eine Rolle. Eine Ausnahme sind die Gas-
zutritte bei der Bohrung 5001 und der Boh-
rung 5002; Go 5002 heißt die. Die sind 81
und 82 durchgeführt worden. Die BGR wollte
nach eigener Darstellung den Gas- und
Kohlenwasserstoffvorkommen erst 1999
nachgehen. Dann kam das Moratorium. Man
hätte bis dahin also 17 Jahre lang Zeit ge-
habt, Gasvorkommen zu untersuchen. Das
ist uns schon eine wichtige Frage. Wann
haben Sie erstmals von dem Gasvorkommen
gehört? Und wie ging das dann weiter? Ist
jemals in tiefen Schichten nach Gas gebohrt
worden?

Sie haben vorhin die vier Sicherheitskrite-
rien vorgestellt, und das vierte lautete: keine
nutzbaren Lagerstätten. Wenn das so war,
wenn man aber wusste, dass Gas unter dem
Salzstock Gorleben lagert, warum führte das
nicht dazu, dass Gorleben ausgeschlossen
wurde?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, hier
müsste zunächst mal geklärt werden: Um
welche Gasmengen handelt es sich denn? -
So. Und das ist mir, Frau Voß, nicht so ganz
klar.

Johanna Voß (DIE LINKE): Ich kann Ih-
nen ein bisschen dazu sagen. Bevor die Boh-
rungen anfingen, hatte die Preussag die
Rechte, dort das größte Gasvorkommen -
nicht jetzt in Zechstein oder so, sondern als
wirkliche Gasblase, die dort hätte angebohrt
werden können zum lukrativen Gasausbeu-
ten - - Also, die hatte dafür die Schürfrechte.
Da ist verhandelt worden mit Preussag und
Elwerath, und die haben dann darauf ver-
zichtet, dieses Gas auszubeuten. Das ist in
Niedersachsen mit dem Bergamt so - - Es ist
so aktenkundig geworden. Das war auch der
niedersächsischen Landesregierung be-
kannt.

Es kann auch kein Geheimnis gewesen
sein, weil überall ringsherum auf der anderen
Elbseite, aber auch - - also nördlich von dem
Salzstock und südlich von dem Salzstock, ist
überall während der gesamten Zeit, also im
südlichen Raum erfolgreich, nach Gas ge-
bohrt worden. Jetzt im letzten Winter ist wie-
der eine Erkundungsbohrung gemacht wor-
den in Wustrow. Und zwei Bohrungen, die
unmittelbar nördlich des Salzstocks an der

Elbe im gleichen Salzstock gemacht worden
sind, waren ja in den 60er-Jahren havariert.
Da hat es ja sechs Tage gebrannt. Es war da
so gewesen: Da, wo man wirklich noch Salz
vermutet hätte - nur Salz, diesen reinen fet-
ten Salzstock, den man ja auch für eine
Endlagerung meinte benutzen zu können,
was ja auch Humbug ist -, gab es einen
sechstägigen Brand, und man fand dieses
Öl-Gas-Gemisch, das hochexplosiv ist, ho-
hen Druck hatte, so hohen, dass es - - Das
alles war bekannt.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, okay.
Also, ich sehe mich - ich bitte da um Nach-
sicht - nicht in der Lage, hier so aus dem
Stand heraus eine Fachdiskussion zu führen.
Dazu bin ich zu viele Jahre weg.

Johanna Voß (DIE LINKE): Die Frage ist
doch, ob es Ihnen bekannt war.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Frau Voß, Sie haben das jetzt sehr ausführ-
lich dargestellt. Es ist eine Antwort erfolgt.
Wenn Sie wollen, gibt es noch eine und noch
eine Runde. Aber zunächst ist die Fragezeit
beendet. Herr Dr. Matting darf das jetzt
selbstverständlich beantworten. Dann geht
das Fragerecht zunächst an die Grünen.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, tut mir
leid, tut mir wirklich leid; ich finde das jetzt
auch nicht. Ich hatte vorhin mal eine Pas-
sage vorgelesen, die ausdrücklich auf Gas-
vorkommen Bezug nimmt, dass also unbe-
schadet der bekannten Gasvorkommen an
der Aussage festgehalten wird: Gorleben ist
und bleibt eignungshöffig. - So. Das kann ich
jetzt auf die Schnelle nicht finden. Ich bitte da
um Nachsicht. Und ich meine, das sei ein
Vorgang gewesen, der auch so aus Anfang
der 80er-Jahre stammt. - So. Gut; da müsste
ich also hier tiefer in meinen Unterlagen for-
schen. Aber dazu sind es zu viele, und da
will ich jetzt auch Ihre Geduld nicht überstra-
pazieren.

Wenn dann auch - fast hätte ich gesagt:
bis in die Gegenwart hinein - an der Vorstel-
lung festgehalten wird, Gorleben sei eig-
nungshöffig, dann kann ich als Nichtfach-
mann, der auch schon lange aus dem Ge-
schäft ist und gar keine neuen Informationen
hat, hier nicht sagen, das ist irrelevant oder
das ist relevant. Ich bitte da einfach um
Nachsicht, dass mich diese Feststellung
überfordert. Wie gesagt: Wäre ich im Dienst,
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würde ich der Sache nachgehen. Aber ich
bin Privatmann, sitze zu Hause nur auf der
Couch, gucke 24 Stunden Let’s Dance und
Deutschland sucht den Superstar und - wie
heißt die? - Heidi Klum. - Na ja, ist natürlich
alles Blödsinn; gucke ich alles nicht.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herr Dr. Matting, Sie hatten versprochen,
dass Sie die Wahrheit sagen wollen.

(Heiterkeit)

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Okay. Ich
räume ein: Hin und wieder lüge ich auch.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Dann geht das Fragerecht jetzt an Bünd-
nis 90/Die Grünen.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Danke, Frau Vorsitzende. - Ich
möchte mal eine Vorbemerkung machen:
Wenn wir bis 19.30 Uhr nicht fertig werden
mit unseren Fragen, kann es auch daran
liegen, dass der Zeuge in extenso bei be-
stimmten Fragen Vorlesungen macht oder
dann eben noch so kleine weitere Bemer-
kungen. Das liegt dann nicht so sehr an un-
seren Fragen, sondern an der etwas weit-
schweifigen Art, das zu beantworten. - Diese
Minute habe ich mir jetzt gegönnt.

Natürlich hat, Herr Matting, Herr
Dr. Matting, wie wir wissen, die ganze Aus-
einandersetzung und die Diskussion, warum
wir in diesem Untersuchungsausschuss sit-
zen, immer zum Kern: Ist Gorleben geeignet,
und ist die Aussage, Gorleben sei geeignet
oder eignungshöffig, wie Sie es nennen,
durch politische Einflussnahme zustande
gekommen? Die Diskussion haben wir jetzt
ja an verschiedenen Punkten des PTB-Zwi-
schenberichts vom Mai 1983 gehabt. Das ist
auch, denke ich, noch nicht fertig ausdisku-
tiert und lässt viele Fragen offen.

Ich möchte jetzt mal einfach ein Jahr zu-
rückgehen; denn die Auseinandersetzung um
die Eignung oder vermeintliche Eignungs-
höffigkeit Gorlebens wurde ja spätestens
befeuert durch die Untersuchung des Quar-
tärgeologen Professor Duphorn. Sie haben
daraufhin auch schon angesprochen. Profes-
sor Duphorn war ja bekanntlich der renom-
mierte Quartärgeologe. Ich glaube, in ganz
Deutschland war er sogar der einzige. Sie
haben seine Kritik ja eher etwas naserümp-
fend dargestellt und ihn und Herrn Herrmann

erwähnt. Sie haben zum Beispiel gesagt:
Hach, diese Herren sind ja auch - wörtlich -
in der RSK einvernommen worden. - Da
habe ich jetzt mal eine Frage: Wissen Sie
darüber, waren Sie dabei, als die Herren in
der RSK einvernommen worden sind, und
welche Geologen haben sich denn dann
dazu geäußert?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, ich bin
ja durch Sie aufgefordert, die Sache knapp
zu halten. Das will ich machen. Ich will ja
auch nach Hause oder muss nach Hause. -
Ich glaube nicht, dass ich persönlich dabei
war, als die Herren Duphorn und Co. von der
RSK befragt wurden. Ich hatte mich vorhin
auf ein Papier, eine Bundestagsdrucksache
aus dem Jahre 1982, bezogen. Die Bundes-
tagsnummer kann ich Ihnen angeben. Und
da steht:

Am 21. Juni dieses Jahres

- also 82 -

hat Professor Dr. Duphorn einen
Entwurf des vollständigen Berichtes
bei der PTB vorgelegt. Dieser Be-
richtsentwurf wird gemeinsam mit
dem Verfasser auf sachliche Rich-
tigkeit überprüft.

Und da ist also eine - - Daraus kann ich ent-
nehmen, dass eine fachliche Auseinander-
setzung mit Professor Duphorn erfolgt ist.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Danke. Das ist Ihr eigener Ver-
merk, aus dem Sie uns gerade vorgelesen
haben. Ich habe - -

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Nein, das ist
hier eine Bundestagsdrucksache, die ich
nicht erfunden habe, sondern - -

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Würden Sie die Drucksachennummer noch
mal nennen, bitte?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja. Das ist
Deutscher Bundestag, 9. Legislaturperiode,
Drucksache 9/1856 vom 16.07.1982. Das
war zur Zeit von Bundeskanzler Helmut
Schmidt. BMI, also der Minister, ist der Herr
Baum, und der Forschungsminister war der
Herr von Bülow.
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Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ja, aber Herr Matting, Herr
Dr. Matting, -

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Sie können
den Doktor ruhig weglassen.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): - ich hatte Sie nach der Reaktor-
Sicherheitskommission gefragt und wollte nur
darauf hinweisen: Wir kennen diese Bun-
destagsdrucksache; denn Grundlage waren
Ihre eigenen Vermerke vom 22. Juni und
folgende.

Aber Sie sagten gerade, Sie glauben
nicht, dass Sie bei der Reaktor-Sicherheits-
kommission und der Diskussion dabei gewe-
sen sind. Da möchte ich Sie jetzt mal mit
einem Protokoll konfrontieren von der
8. Sitzung des RSK-, Reaktor-Sicherheits-
kommissions-Ausschusses Endlagerung. Die
Tagung war am 06.07.82. Das ist MAT E 5,
Band 21. Eine Paginierungsnummer ist da
jetzt nicht drauf; aber es ist nur dieses eine
Material. Und da ist Punkt 5.2 der Tagesord-
nung - kann man auch dem Inhaltsverzeich-
nis vorher entnehmen; riesiger Verteiler,
deswegen kann man es auch überall fin-
den -:

Bericht des BMI zur Interpretation
der quartärgeologischen Gesamt-
situation für Gorleben von Herrn
Prof. Duphorn

Ich zitiere mal daraus:

Der Ausschuß wird vom BMI über
die Interpretation von Herrn Prof.
Duphorn zur quartärgeologischen
Gesamtsituation für Gorleben in-
formiert.

Dann kommt ein Bericht darüber: Ergeb-
nisse würden vorgestellt; seine Thesen wer-
den charakterisiert. Und dann heißt es - das
ist immer noch aus dem Bericht des BMI
zitiert im Protokoll -:

Nach Rücksprache mit den Fach-
leuten über diese Ergebnisse ergibt
sich, daß die geologischen Befunde
... schon seit längerem bekannt sind
und einige der Schlußfolgerungen
nicht geteilt werden.

Und so fort.
Als Teilnehmer des BMI, die da vorgetra-

gen haben, werden unter anderem Sie, Herr
Matting, genannt, und ich vermute eigentlich,
dass Sie auch der Vortragende waren. Also

nicht die Vertreter, die Geologen der Reak-
tor-Sicherheitskommission, derer es in dieser
Arbeitsgruppe auch welche gab, haben die
Bewertung vorgenommen, sondern die Vor-
tragenden des BMI - vermutlich Sie. Ich frage
Sie - Sie haben ja auch in Vermerken Pro-
fessor Duphorns Arbeiten von der Qualität
beurteilt; Sie sind Physiker, haben Sie auch
darauf hingewiesen, waren kaum mit End-
lagerung befasst; Geologe sind Sie auch
nicht -: Was ist Ihre fachliche Grundlage und
Grundausbildung, um Professor Duphorns
Analysen zu bewerten?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Das ist ja zu-
nächst mal auch eine gewisse Unterstellung,
die ich nicht so - -

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das war eine offene Frage.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, aber mit
einem bestimmten Unterton. Aber ich bin ja
hier Zeuge und nicht Angeklagter.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Das
ist auch richtig.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Bitte? - Noch
nicht?

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Das
ist richtig.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ach so.

(Heiterkeit)

Ich bin auch, ehrlich gesagt, kein Missionar,
der hier irgendwelche Glaubensartikel feil-
hält.

Also, ich habe hier ein Protokoll, eine
Stellungnahme der RSK zur Eignung des
Salzstocks Gorleben für die Endlagerung
radioaktiver Abfälle, Ergebnisse der bisher
durchgeführten Standortuntersuchungen,
167. Sitzung, Bonn, 1. Juli 81. Da heißt es
hier - ich meine, das sind ja nun erwachsene
Leute -:

Zusammenfassend stellt die RSK
fest, dass die bisherige Standort-
erkundung in der Gesamtschau
keine Ergebnisse erbracht hat, die
eine Eignung des Salzstocks Gor-
leben für die Endlagerung radioakti-
ver Abfälle infrage stellt. Die RSK
empfiehlt ausdrücklich die uneinge-
schränkte und zügige Fortsetzung
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des Erkundungsprogramms für den
Salzstock Gorleben, insbesondere
das Abteufen der beiden vorgese-
henen Tagesschächte und die un-
tertägige Erkundung des Salinars.

Ich meine, das ist eine ganz klare, dezi-
dierte Aussage - nicht des Matting, der nicht
Jurist ist und vielleicht auch sonst keine Ah-
nung hat, sondern das sind ja gestandene
Fachleute, die zu diesem Ergebnis kommen.
Ich meine, dabei würde ich es auch gerne
belassen, dass die sich eindeutig - und das
sagte ich ja - 81 für die weitere Erkundung
des Salzstocks Gorleben ausgesprochen
haben. Und, wie gesagt: Das war ja zu einer
Zeit, die durchaus zeitnah zu dem Zeitraum
war, den wir hier diskutieren.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herzlichen Dank.

(Dorothea Steiner (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Dann ist die

Frage natürlich nicht beantwortet!)

- Wie der Zeuge die Frage beantwortet, ist ja
immer ihm überlassen.

Jetzt geht das Fragerecht an die
CDU/CSU-Fraktion. Herr Kollege Monstadt
hatte um das Wort gebeten.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU): Ich wollte
eigentlich nicht fragen, Frau Vorsitzende; ich
hatte einfach darum gebeten. - Ich bin vorhin
von der Kollegin Kotting-Uhl gerügt worden,
dass ich lange Zitate meinen Fragen voran-
stelle. Solche Kritik muss man ja aufnehmen.
Frau Kollegin, ich würde Sie gerne bitten,
diese Ihre Bemerkung ins Verhältnis zu Ih-
rem Kurzreferat zu stellen, das Sie vorhin bei
der letzten Fragerunde gehalten haben. Tut
mir leid, dass ich es jetzt erst ansprechen
kann. Ich wurde vorher nicht zugelassen.

(Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Sie rügen mich

völlig falsch! Wie Ihr Kollege Grindel
sagt: Ein falscher Vorhalt!)

- Wie auch immer. Ich bitte, einfach mal zu
bedenken, mir solche Vorhalte zukünftig zu
ersparen oder sich an die eigene Nase zu
fassen und sich auch daran zu halten. Dann
würde ich das gerne auch aufnehmen und
versuchen, mich zukünftig daran zu halten.
Aber vor dem Hintergrund Ihrer Fragestel-
lung und der Intensität dieses Kurzreferats,
muss ich sagen, erreicht mich dieser Vorhalt
nicht. - Danke sehr.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Vielen Dank für diese geschäftsleitenden
Bemerkungen von verschiedenen Seiten des
Raumes.

Ich wollte jetzt gerne weiter fortfahren und
hören, ob es denn noch Fragen zur Sache
gibt, und zwar insbesondere an den Zeugen
Herrn Dr. Matting. Von der Unionsfraktion?

(Dietrich Monstadt (CDU/CSU):
Nein!)

- Nein. Von der SPD?

(Ute Vogt (SPD): Ja!)

- Ich möchte noch mal darauf hinweisen:
Herr Dr. Matting muss tatsächlich um halb
weg sein.

(Ute Vogt (SPD): Bis dahin bin ich
fertig!)

Das heißt, dass wir um fünf vor halb aufhö-
ren, zu fragen, weil ich dann nämlich diese
Sitzung vernünftig beenden möchte. Er steht
uns jetzt schon seit fast vier Stunden zur
Verfügung. Bis dahin sollten wir es geschafft
haben.

Ute Vogt (SPD): Danke schön. - Mir geht
es noch mal um die Erkundung von Gorleben
und die Frage, ob Gorleben überhaupt aus-
reichend erkundet werden kann. Sie haben
vorhin gesagt, es konnte aufgrund der Ei-
gentumsverhältnisse in Bezug auf die DDR
nur bedingt untersucht werden. Ich möchte
Sie gerne fragen, ob Sie der Meinung sind,
dass in Bezug auf die Salzrechte, die ja auch
nicht umfassend vorhanden sind, überhaupt
eine richtige Erkundung des Standortes
Gorleben stattfinden kann.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, das ist
eine Frage, die eine gelernte Rechtsanwältin
stellt, die ich, sagen wir mal, mangels ausrei-
chender Sachkenntnis mit dem Stand von
heute Nachmittag nicht beantworten kann.
Ich weiß nicht, wie die Frage der Salzrechte
ist. Damit haben Sie sich sicherlich einschlä-
gig befasst. Ich meine, dass es da immer
wieder Probleme mit den Salzrechten gibt;
das ist mir noch aus vorangegangenem Tun
bekannt.

Ute Vogt (SPD): Es geht ja darum, ob
das damals für Sie ein Thema war.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, gut, nur
war das damals insoweit nur bedingt ein
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Thema, weil wir da, weiß ich, 10, 15,
20 Jahre zurücklagen. Damals waren die
Salzrechte, meine ich, gegeben, und ich
meine, dass es da auch um die Salzrechte
prozessuale Auseinandersetzungen gegeben
hat.

Ute Vogt (SPD): Ist Ihnen bekannt, dass
sich sowohl die evangelische Kirche als auch
der Graf von Bernstorff schon von Anfang an
geweigert haben, dass Untersuchungen in
ihrem Gelände stattfinden?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Richtig. Ich
weiß aber auch, dass, meine ich, da eine
Enteignung stattgefunden hat.

Ute Vogt (SPD): Nein, hat nicht.

(Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Noch nicht!)

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Hat nicht?

Ute Vogt (SPD): Nein, hat nicht. - Der
Hintergrund der Frage ist, dass im Grunde
ein Teil des Salzstockes, so wie er ursprüng-
lich vorgesehen war, nicht erkundet werden
kann, weil von Anfang an die Salzrechte für
bestimmte Teile nicht gegeben worden sind.
Damit waren Sie nicht befasst?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Damit war ich
persönlich nicht befasst.

Ute Vogt (SPD): Dann würde ich Sie
gerne noch zu einem anderen Komplex be-
fragen. Das betrifft den Schachtunfall. Ich
weiß nicht, ob Sie sich an den erinnern kön-
nen; denn Sie haben selbst auch einen Ver-
merk an den Minister damals verfasst. Das
war Minister Töpfer. Es ging damals um ei-
nen Schachtunfall, und Sie haben in einem
Vermerk - - Das ist MAT A 112, Band 23,
Paginierung 144378. Da ging es darum, dass
Sie den Minister darüber unterrichtet haben,
dass es ein Gutachten gab von Professor
Jessberger aus Bochum, dass dieser emp-
fohlen hatte, bestimmte Untersuchungen
noch vorzunehmen, die dann aber unterlas-
sen wurden. In Ihrem Vermerk steht: Diese
Forderung von Professor Jessberger wurde
abgelehnt. - Und Sie beenden diesen Ver-
merk mit dem Hinweis,

daß wegen bestimmter Versäum-
nisse ein Schaden für die Glaub-
würdigkeit des Bundes bei der End-

lagerung radioaktiver Abfälle insge-
samt eintritt.

Können Sie uns zu diesem Vorgang mit
dem Schachtunfall und vor allem den unter-
lassenen Untersuchungen noch Hinweise
geben aus Ihrer damaligen Arbeit?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Frau Vogt,
das tut mir herzlich leid, ich kann mich an
diesen Vorgang, also diesen Schachtunfall,
erinnern, aber was da auslösende Momente
sind - - Und auch an den Namen „Jessber-
ger“ kann ich mich noch gut erinnern. Aber
was da im Einzelnen der Hintergrund war
und was mich da zu dieser Aussage veran-
lasst hat, dass man hier die Jessber-
ger’schen Überlegungen möglicherweise
nicht zu berücksichtigen brauchte, das weiß
ich nicht mehr. Ich weiß auch nicht, was der
Jessberger da an konkreten Maßnahmen
empfohlen hat.

Ute Vogt (SPD): Aber Sie haben immer-
hin zweimal einen Vermerk direkt an den
Minister geschrieben. Das war nichts, was
einem so im Gedächtnis bleibt?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ich sage mal:
Ist mir nicht im Gedächtnis geblieben; tut mir
leid.

Ute Vogt (SPD): Vielleicht fällt Ihnen
noch was ein. Sie haben nämlich dann in
einem weiteren Vermerk - das ist MAT A
112, Band 23, Paginierung 144423 - noch
mal einen Hinweis gegeben, an den Minister
wiederum, wo Sie darauf hinweisen, dass die
Behandlung der Jessberger-Stellungnahme
aus heutiger Sicht als Fehlentscheidung ein-
gestuft wurde. Und dann wurde entschieden,
die beiden Projektleiter bis auf Weiteres nicht
mehr nach außen auftreten zu lassen. Das
heißt, da gab es konkrete personelle Konse-
quenzen. Das war also nicht etwas, was
einfach nur so passiert ist. - Und Sie können
sich vielleicht jetzt erinnern?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, Ent-
schuldigung; es macht vielleicht einen
schlechten Eindruck, aber ich kann mich
wirklich an diese Situation nicht mehr erin-
nern. Schachtunfall sagt mir was. Aber was
da mit Jessberger gelaufen ist - - Tut mir
wirklich herzlich leid; ich hätte gerne was
gesagt, aber ich kriege das nicht mehr auf
die Reihe.
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Ute Vogt (SPD): In dem Zusammenhang
gab es ein Schreiben von Professor Duphorn
an Sie, wo der Herr Professor Duphorn an-
bietet, dass er selbst gerne bereit ist - weil er
dann auch sich öffentlich offenbar geäußert
hatte -, noch mal mitzuwirken bei der Aufklä-
rung der Umstände, die zu so einem Unfall
geführt haben. Ist Ihnen dieses Schreiben
noch in Erinnerung, dass Herr Professor
Duphorn noch mal seine Dienste angeboten
hat?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, weiß ich
nicht. Ich kann nur sagen, dass ich diese
Sache bestimmt nicht alleine entschieden
habe, sondern mindestens, mindestens,
mindestens mit der für die technische
Durchführung dieser Sache - damals jeden-
falls; ich meine, auch vielleicht heute noch -
zuständigen DBE; denn die hat ja diese
technische Durchführung gemacht und auch
den ganzen betrieblichen Ablauf. Das war ja
sozusagen der Dritte für die PTB. All diese
Dinge hat die DBE gemacht. Dass das also
sozusagen im stillen Kämmerlein von mir
allein entschieden ist, also, das - -

Ute Vogt (SPD): Ich habe ja nicht gesagt,
dass Sie es entschieden haben. Ich wollte
nur - -

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Nein, eben.
Deswegen sage ich: Wenn ich da auch diese
Vorlage gemacht habe, habe ich mich si-
cherlich mindestens mit der DBE abgestimmt
und mit der PTB, die ja weisungsberechtigt
gegenüber der DBE war. - So. Und dann
habe ich also möglicherweise das Ganze
zusammengefasst und bin dann zu dem Er-
gebnis gekommen: vielleicht Fehleinschät-
zung; das weiß ich nicht mehr.

Ute Vogt (SPD): Sie tauchen auf in einem
Ergebnisvermerk - MAT A 112, Band 23, den
ich eben schon mal zitiert habe, mit der Pa-
ginierung 144303 in dem Fall. Und da gibt es
einen Ergebnisvermerk zwischen Bundes-
minister Dr. Töpfer und den für das Schacht-
abteufen Gorleben verantwortlichen Institu-
tionen. Dann gibt es hinterher eine Teilneh-
merliste, und da tauchen Sie auch als Teil-
nehmer für das Umweltministerium auf. Ich
meine, der Schachtunfall war ja nichts Uner-
hebliches. Da sind immerhin Menschen ver-
unfallt. Das war ja ein erhebliches Unglück,
das damals passiert ist.

Mich würde interessieren, welche Konse-
quenzen man nach diesem Unglück gezogen
hat für die weitere Bearbeitung und für die
weitere Erkundung im Schacht Gorleben.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Jedenfalls hat
man doch - und irgendwo ist das ja hier auch
negativ angemerkt worden - lege artis den
Schachtausbau vorgenommen. Man hat da
nicht an irgendwelchen Dingen gespart. Und
ich habe also schon ein paarmal gesagt: Hier
ist ja der Eindruck erweckt worden, als sei
mit dem Erkundungsbergwerk praktisch
schon eine vollendete Tatsache geschaffen
worden. - Nein, man hat die Sache sorgfältig
gemacht, damit es eben zukünftig nicht zu
solchen Unfällen im Bergwerk kommt. Inso-
weit ist gerade der Schachtunfall - wie soll
ich sagen? - der beste Beweis dafür, dass
hier wirklich mit der gebotenen Sorgfalt das
Erkundungsbergwerk ausgebaut werden
muss. Und nur wenn die Erkundung abge-
schlossen ist, kann man, weiß ich, abschlie-
ßend und eindeutig und bestimmt sagen: Wie
ist das mit den Gasvorkommen? Wie ist das
mit Rissen und Spalten, Rinnen und sonst
wie was, die möglicherweise die Eignung des
Salzstockes als Endlager infrage stellen?

Also, es muss untertägig erkundet wer-
den. Und solange die Erkundung nicht abge-
schlossen ist, so lange können Sie überhaupt
gar keine abschließende Aussage machen.
Und die untertägige Erkundung mit dem Er-
kundungsbergwerk muss sauber gemacht
werden, und da müssen eben dann auch die
Bergbehörden aufpassen - und die Stellen
auch im Lande Niedersachsen, die dafür
zuständig sind.

Ute Vogt (SPD): Aber Sie haben doch
selbst in Ihren Vermerken festgestellt, dass
es eine Fehlentscheidung gab, indem man
den Empfehlungen des Professors nicht ge-
folgt ist. Ich verstehe nicht, wie Sie jetzt sa-
gen können: „Das ist der Beweis für sorgfäl-
tige Arbeit“, -

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Nein, hinter-
her

Ute Vogt (SPD): - wenn Sie selbst Ver-
merke gefertigt haben, bei denen deutlich
wird, dass man eben durch mehr Sorgfalt
den Unfall gegebenenfalls hätte sogar ver-
meiden können.
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Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, gut, nun
ist mir die Chronologie dieses Vorganges
nicht mehr so parat wie Ihnen, die Sie da
über die Vorlagen verfügen. Möglicherweise
ist ja der Vorschlag Jessberger nicht berück-
sichtigt worden, -

Ute Vogt (SPD): Ja, genau.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: - und darauf-
hin kam es zu dem Unfall.

Ute Vogt (SPD): Ja, so war es.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: So. Hätte man
also dem Jessberger von Anfang - -

Ute Vogt (SPD): Dann war es ja nicht
sorgfältig.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ja, okay.
Dann ist also die Sache zunächst mal nicht
mit der gebotenen Sorgfalt gemacht worden,
und das ist dann später entsprechend korri-
giert worden. - So. Man hat zu spät - - und
bedauerlicherweise zunächst mal offenbar
was übersehen gehabt oder meinte, das
nicht machen zu müssen - wer immer die
bergrechtliche Verantwortung dafür trägt.
Das hat man dann korrigiert.

Und da kann ich nur sagen: Jawohl, es ist
notwendig, auch das Erkundungsbergwerk
nach allen Regeln der Kunst ins Werk zu
setzen. Das ist doch die klare Schlussfolge-
rung daraus.

Und wenn vorher da aus irgendwelchen
Gründen geschlabbert worden ist und der
Jessberger, der ja ein eingeführter, interna-
tional bekannter Fachmann auf diesem Ge-
biet war, nicht berücksichtigt worden ist,
dann müsste man in der Tat fragen - ist viel-
leicht auch damals gefragt worden; ich weiß
es nicht mehr -, wer das zu verantworten hat.
Lag das damals bei der DBE? Denn, ich
meine, dass da irgendwie ein Ministerialer
auf einmal gesagt hat: „Nein, das machen wir
nicht; das ist uns zu teuer“ oder so, da
glaube ich nie und nimmer dran; denn das ist
eine Frage der Umsetzung. Da hätte dann
entweder die DBE oder die zuständige PTB
irgendwas sagen müssen - und dann erst im
dritten Glied meinetwegen das Ministerium.

Ute Vogt (SPD): Entspricht die Schacht-
größe einer Schachtgröße, die man auch

später nutzen kann, um das Lager zu verfül-
len, wenn es eines werden sollte?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Um es zu
verfüllen?

Ute Vogt (SPD): Ja.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Wenn man da
einlagern kann.

Ute Vogt (SPD): Hat man die Schacht-
größe so gewählt, dass für die Einlagerung
dieser Schacht ebenfalls genutzt werden
kann?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, da habe
ich eigentlich keinen Zweifel dran, dass man
das könnte.

Ute Vogt (SPD): Okay. - Danke schön.
Ich habe keine weiteren Fragen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Prima. - Dann geht das Fragerecht jetzt wie-
der an die Linke.

Johanna Voß (DIE LINKE): Danke
schön. - Ich möchte noch mal fragen, Herr
Dr. Matting, wenn das möglich ist: Können
Sie mir sagen, ab wann Sie von Gas unter
dem Salzstock Gorleben erfahren haben?
Wann ist Ihnen das zur Kenntnis gelangt?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Da kann ich
nur sagen: Ich habe vorhin etwas zitiert aus
Anfang der 80er-Jahre. Da ist eindeutig von
Gas die Rede gewesen; aber nicht in dem
Sinne, dass dieses Gasvorkommen im Zu-
sammenhang mit dem Salzstock steht, und
nicht, dass da irgendwelche Lagerstätten in
der Umgebung sind - ich weiß nicht, wo
diese Lagerstätten, die Gaslagerstätten, wa-
ren -, sondern es geht darum, dass wohl
auch im Salz selber bei Tiefbohrungen Gase
angetroffen worden sind. In welchem Um-
fang, ob diese Vorkommen als besorgnis-
erregend eingestuft wurden oder ob man
gesagt hat: Der Salzstock ist über soundso
viele Millionen Jahre dicht gewesen, und
selbst wenn wir uns vorstellen, dass der
Salzstock überschwemmt wird, überflutet
wird, passiert da nichts - - dass man dann
gesagt hat: Okay, lass sich da ein paar -
Entschuldigung, wenn ich hier karikiere -
Gasmoleküle irgendwo ansammeln; die füh-
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ren nicht zur Aufhebung der Sicherheit ins-
gesamt.

Johanna Voß (DIE LINKE): Ich verstehe
schon, was Sie sagen wollen. - Ich will noch
mal fragen: Diese große Explosion in Len-
zen - das ist ja direkt auf der anderen Seite -
ist Ihnen bekannt, 1969. Wann haben Sie
von dieser Explosion gehört? Eine Gas-
explosion, die im tieferen Salz erfolgt ist; in
1 500 Meter Tiefe war es, glaube ich - 3 500
Meter.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Da erkläre ich
zu Protokoll: Ich weiß es nicht.

Johanna Voß (DIE LINKE): Auch heute
nicht?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Entschuldi-
gung, was ich heute weiß, spielt keine Rolle
mehr, weil ich nichts mehr zu sagen habe. -
Also, das Stichwort „Lenzen“ ist mir jetzt je-
denfalls, wo Sie es genannt haben, in Erinne-
rung, dass da es zu einem solchen Vorkom-
men gekommen ist. Aber wann ich erstmalig
davon erfahren habe und welche sicher-
heitstechnische Bedeutung dieses Ereignis
gehabt hat, da müsste ich buchstäblich lü-
gen, wenn ich jetzt sage: Das ist mir noch in
Erinnerung. Ich weiß es schlicht nicht. Also,
ich bitte um Nachsicht, dass ich das nicht
weiß.

Johanna Voß (DIE LINKE): Noch mal
eine Nachfrage: Ich kann Ihnen erklären:
Dieses Gas, das sich dort entzündet hat,
kam aus 3 500 Meter Tiefe, und das ist un-
mittelbar der gleiche Salzstock. Und dieses
Wissen zu verdrängen - - Es war ein be-
kanntes Wissen. In Niedersachsen war
schon immer bekannt, dass sich auch unter
dem Salzstock Gorleben wirklich eine aus-
beutungswürdige Gasblase befindet. Wann
ist Ihnen das zur Kenntnis gekommen?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, ich kann
mich da nur immer wiederholen: Das weiß
ich nicht mehr. Aber ich bin ganz sicher, dass
man bei der untertägigen Erkundung diese
Sache bemerkt hätte; denn selbstverständ-
lich: Erstens stellt man das Gas fest, und
selbstverständlich macht man auch irgend-
welche tiefengeologischen Untersuchungen,
ob da irgendwelche großen Gasblasen sind.

Johanna Voß (DIE LINKE): Darf ich Ih-
nen mal da entgegenhalten, dass - und das
müssten Sie wissen - dort nie tiefer als 2 000
Meter gebohrt worden ist - ganz genau aus
dem Grund, damit man nicht auf Gas stößt?
In der ganzen Erkundungszeit bis jetzt ist nie
tiefer als 2 000 Meter gebohrt worden.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Na ja, gut, ich
meine, dann wäre das ein Grund, das den
bergrechtlich zuständigen Behörden mitzu-
teilen und zu sagen: Habt ihr das berück-
sichtigt? - Ich meine, das ist so eine ekla-
tante Fachfrage, dass ich die hier nicht be-
antworten kann. So. Ich denke mal, dass
dieses Wissen, über das Sie hier verfügen,
weil Sie der Sprache nach wahrscheinlich
auch aus räumlicher Nähe zu dem ganzen
Vorgang - -

Johanna Voß (DIE LINKE): Ja, danke
schön.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Dann muss
das ja an die Bergbehörden gegeben werden
meinetwegen und an die, na ja, BfS heute.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Gut,
vielen Dank. - Dann geht das Fragerecht jetzt
an die Grünen. Ich darf bitte auf die Uhr ver-
weisen. Aber keine Frage, Frau Steiner;
sonst müssten wir Herrn Dr. Matting bitten,
noch mal wiederzukommen. Das ist dann so.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wir gucken mal. - Ich wollte mal
darauf hinweisen, dass Sie eigentlich vorhin
meine Frage nicht beantwortet haben. Weil
mir ging es nicht um die Fachleute der Re-
aktor-Sicherheitskommission; davon haben
wir einen auch noch geladen, den wir hören
werden, nämlich Professor Kühn. Es ging mir
um Ihre Beurteilung. Sie haben da eine vor-
getragen bei der Reaktor-Sicherheitskom-
mission, und Sie haben auch in einer frühe-
ren Phase - - Bereits im Juni 82 waren Sie
eigentlich der Erste, der die Gorleben-kriti-
schen Ergebnisse von Professor Duphorn
bewertet hat, und zwar abschwächend be-
wertet hat. Meine Frage war gewesen, was
Ihre fachlichen Grundlagen für die Bewertung
sind, weil als Physiker hat man andere Vo-
raussetzungen als als Quartärgeologe. Da-
nach frage ich weiterhin.

Ich würde auch gerne von Ihnen wissen,
was Ihre Motivation war, als es große Aufre-
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gung gab, sowohl im Bundesinnenministe-
rium als auch im Forschungsministerium,
über die Ergebnisse von Duphorn und wir
von Ihrem Chef, Herrn Pfaffelhuber, auf Ihren
eigenen Vermerken dann handschriftliche
Anmerkungen haben: Sofort an Herrn Minis-
ter. Die Lage ist ernst. Die Pressestelle soll
sich äußern. Wir müssen Gefahr fürs BMI
abwehren. - Mit dem Kommentar: Das hat
uns übrigens das BMFT eingebrockt.

Da wollte ich Sie nach Ihrer Motivation
fragen, warum Sie die Ergebnisse von Pro-
fessor Duphorn so abgeschwächt und so
negativ bewertet haben.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, da kann
ich mich nur auf das zurückziehen, was ich
mehrfach vorgelesen habe: dass die Bundes-
regierung der Auffassung ist, dass die Aus-
führungen von Duphorn und anderen nicht
durchschlagend sind und dass deswegen
vorangemacht werden sollte. Und das war zu
der Zeit von Schmidt, Baum und Bülow.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wenn ich da aber gleich noch
mal nachfragen darf: Sie waren derjenige,
der am 22. Juni - das ist MAT A 29, Paginie-
rung 560128 - und am 24. Juni - das ist dann
noch immer MAT A 29, Paginierung 560221 -
bereits abgeschwächt hat und gesagt hat, die
Bedenken zum Beispiel zum steilen Zahn
oder zur quartären Rinne hätten nicht das
Gewicht, und auf jeden Fall sollte trotzdem
die Veröffentlichung zurückgehalten werden,
bis man mit der PTB ein Fachgespräch ge-
habt hat, während Ihr Chef selber es für so
gravierend hielt, dass er den Minister sofort
informieren wollte. Was war Ihre Begrün-
dung, das eben zu vermeiden und Professor
Duphorns Ergebnisse nicht in die Öffentlich-
keit gelangen zu lassen? Hatte das was
vielleicht mit dem Interesse der Öffentlichkeit
in Gorleben zu tun?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, das ver-
stehe ich jetzt nicht. Ich meine, das ist ja
doch nicht unbedingt ein Widerspruch. Ich
meine, das, was an die Öffentlichkeit kom-
men soll, egal wo sie sitzt, muss ja auch eine
gewisse Beständigkeit haben. Und wenn da
irgendeiner mal einen Gedanken äußert - -
Ich meine, auch wenn er Duphorn heißt, be-
deutet das ja nicht, dass der Duphorn nun im
Vollbesitz sämtlicher irdischen Weisheiten
ist.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Darf ich Sie mal unterbrechen?
Das war ein beauftragtes Gutachten - nicht
irgendein Gedanke - von hoher wissen-
schaftlicher Qualität, mit Bohrungen unter-
legt.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Das mag ja
alles sein. Ich meine aber, unter Bezug auf
diese Sache, Gorleben und Duphorn, ist ja
gesagt worden: Das ist diskutiert worden und
nicht für so gravierend empfunden worden,
dass man von diesen Planungen abrücken
müsste. - Also, ich meine, dass da irgendwie
was aus dem hohlen Bauch gezogen worden
ist, das stimmt so nicht.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Es ging dabei um Ihre Rolle, die
eine sehr tragende war, in der Abwehr der
Erkenntnisse dieses Gutachtens, und das
umschiffen Sie eigentlich in jeder Ihrer Ant-
worten. - Und weil das so klar auf der Hand
liegt, verzichte ich jetzt auch auf weitere Fra-
gen dazu.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, da be-
kenne ich mich noch mal dazu - in Ergän-
zung zu dem, was Sie eben gesagt haben
und was ich ja auch einleitend gesagt habe -:
Ich bin kein Geologe. Wenn ich mich zu die-
sen Fragen äußere oder geäußert habe,
dann sicherlich auf der Grundlage von ernst-
haften und bemühten Gesprächen mit Leu-
ten, die unendlich viel mehr davon verstehen
als ich. Insoweit bin ich da möglicherweise
derjenige, der seinen Namen hergibt, bin
aber nicht derjenige, der allein hier in seiner,
wie soll ich sagen, Dummheit und Vorein-
genommenheit den Duphorn da runter-
gemacht hat.

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Dann sagen Sie uns doch bitte
einfach, mit wem Sie sich da abgestimmt
haben, wenn Sie nicht der Entscheidungsträ-
ger waren.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Also, da frage
ich Sie: Wissen Sie noch, was Sie vor
30 Jahren gemacht haben?

Dorothea Steiner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Es ist erstaunlich, dass Ihre Erin-
nerungslücken immer dann auftreten, wenn
es um Knackpunkte geht - da ist der selek-
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tive Blackout -, während Sie sich an andere
Sachen so genau erinnern können, sodass
ich mir denke: Bei einiger Anstrengung
müsste man da schon noch was zutage för-
dern können.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Frau Steiner,
ich habe eine Menge von Unterlagen und
habe die auch, wie ich von einer bestimmten
Seite gelobt worden war, noch mal gelesen,
weil ich, als ich in den Ruhestand ging, mit
einer ganz anderen Zielsetzung in diesen
Ruhestand gegangen bin, nämlich nicht mich
tagtäglich mit diesen Sachen auseinanderzu-
setzen, sondern endlich mal ein Leben zu
führen, das frei ist von dienstlichen Ver-
pflichtungen. Das, meine ich, ist nachvoll-
ziehbar. Ich denke, es sollte auch für Sie
nachvollziehbar sein, dass ich nicht alles,
was sich in, weiß ich, den 80er- und fortfol-
genden Jahren ereignet hat, noch in Erinne-
rung habe. Das ist einfach unrealistisch, tut
mir leid.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Herr Dr. Matting, wir danken Ihnen sehr
herzlich für Ihre Ausführungen, die Sie mit
großer Hingabe, Geduld und Ausdauer ge-
macht haben. Immerhin haben Sie uns jetzt
fast viereinhalb Stunden zur Verfügung ge-
standen.

Der Ausschuss wird sicherlich Ihre Aus-
sagen bewerten. Ich hatte ja bereits gesagt,
dass die Befragung erst dann abgeschlossen
ist, wenn der Ausschuss förmlich einen Ab-
schluss feststellt. Von daher ist es nie auszu-
schließen, dass Sie möglicherweise diesem
Ausschuss noch mal als Zeuge zur Verfü-
gung stehen sollten. Aber heute sind wir an
ein vorläufiges Ende geraten.

Ich werde Ihnen jetzt noch ein paar for-
male Dinge mitteilen, damit Sie wissen, mit
welchem weiteren Fortgang Sie jetzt rechnen
müssen.

Das Sekretariat wird Ihnen das Protokoll
nach Fertigstellung übersenden. Sie haben
dann die Möglichkeit, innerhalb von zwei
Wochen etwaige Korrekturen und Ergänzun-
gen vorzunehmen.

Nach § 26 Abs. 2 des Untersuchungsaus-
schussgesetzes - das darf ich Ihnen eben
noch einmal sagen, auch mit Fundstelle - ist
die Vernehmung erst dann abgeschlossen,
wenn der Untersuchungsausschuss dies
auch tatsächlich durch Beschluss festgestellt
hat. Die Entscheidung hierzu darf erst dann
ergehen, wenn nach Zustellung des Ver-

nehmungsprotokolls an den Zeugen zwei
Wochen verstrichen sind oder auf die Ein-
haltung dieser Frist verzichtet worden ist.

Haben Sie zum weiteren formalen Vorge-
hen noch Fragen?

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Nein, ich
glaube nicht.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Vielen Dank.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Ich hoffe, ich
habe das alles begriffen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth:
Sonst steht es Ihnen natürlich jederzeit frei,
sich gerne noch mal an das Sekretariat zu
wenden. Dann wird man Ihnen das auch
noch mal sagen - zu einer anderen Tageszeit
und dann, wenn Sie vielleicht auch noch
etwas aufnahmefähiger sind, was ich sehr,
sehr, sehr gut nachvollziehen kann.

Zeuge Dr. Arnulf Matting: Jetzt schließe
ich nicht damit ab, dass ich sage: Es gibt
nichts Schöneres als die Vorstellung, hier
noch mal herkommen zu dürfen. - Das brau-
chen Sie nicht ins Protokoll aufzunehmen.

Vorsitzende Dr. Maria Flachsbarth: Das
glauben wir Ihnen auch so - nur zu einigen
Nachfragen; die wollen wir aber jetzt nicht
mehr unternehmen. Da das Protokoll ein
Wortprotokoll ist, wird das sicherlich auch in
dem selbigen zu finden sein.

Wir bedanken uns noch mal sehr, sehr
herzlich bei Ihnen. Der Ausschuss bedankt
sich darüber hinaus natürlich auch beim Ste-
nografischen Dienst.

Für den Weitertransport ist jetzt, glaube
ich, gesorgt. Auch da können Sie sich gerne
an das Sekretariat wenden.

Ich wünsche uns allen noch einen ange-
nehmen Abend. Herzlichen Dank.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 19.32 Uhr)














